
und R1 verpflichtendes Erbe ftür das zeitgenössısche Juden- Famıilie, der Gemeinde, den gyrösseren Gemeinschaften,
u den treiwilligen Verbänden, der Verwandtschaft, dem
Das Buch Jona bezeugt, dass Israels (Jott seiınen Prophe- olk (oder, tür einıge, 1N der Natıon und dem Staats-
ten den Heiden nach Nınıve sandte, S1e Z.uUur Um- ganzen) bıs hin 1ın e Welt und ıhre Gemeinschaften.
Kehr bewegen, damıt sS1Ee Vergebung und Rettung C1- 50 erfordert jJüdısche Fxıistenz adäquate Bedingungen ZuUr
fahren könnten3®0. Ferner 1st nach der Lehre unserer We1- Entfaltung dieser relig1ös-anthropologischen Struktur. In
SCn eiIn Nıcht- Jude, der die Torah studiert un!: beobach- der Tat, scheıint, dass vieles In der Geschichte der Juden
teT, dem Hohenpriester gleich; denn WEeNn die Schritt den Völkern als e1n uNausgeseLzZter Versuch verstan-

SAaQt: » DIe Gesetze, die e1n Mannn erfüllt, wiıird durch den werden kann, dıese Bedingungen ertüllen. DDa ıne
Ss1e leben«, dann bestätigt S1P damıt, dass die Praxıs lau- pluralistische soz1ale Struktur mehr Chancen bietet für

Moral das eIinZz1e Wesentliche ist, das (GJOtt erwartetöl. die freije Enttaltung der Möglichkeiten eıner DPerson oder
SO W ıe die Tradıtion der Exklusiyıität bitteren Gefühlen e1ines Volkes, unterstutzt das Judentum den Pluralismus
un harter Haltung gvegenüber den Völkern beitrug, und wıdersetzt sich der Unitormität.
LU die Tradition der Inklusıvität e1ıner yrosseren Diese pluralıistische Struktur 1St, da S1e V Verständnis
Oftenheit beı, e1nem zunehmenden Streben nach Frie- der Schöpfung herrührt, nıcht beschränkt auftf
den, dass Gerechtigkeit walten konnte zwıschen Israel dıe Bewahrung separater jüdischer Exıstenz, sondern
und den Völkern. schliesst SECNAUSO die Welt un: iıhre Gemeinschatten M1t
Die Torah, die mM1 der Schöpfung beginnt, lehrt, dass 1N. Nach dem Jüdischen Credo ISt die Erlösung noch nıcht
keinen Aspekt des menschlichen Lebens, überhaupt des g.. gekommen; wurde kein Versuch untferNoOoMmMEN, die VOEI-

samten Daseıins S1Dt, den 19028  n ausserhalb des Bereichs der schiedenen Religionen miteinander versöhnen. Das
Religion einordnen könnte. Daher wiıird das Judentum Judentum akzeptiert nıcht das Christentum oder den Islam
1MmM IM T ebenskreis des Menschen verwirklicht, in un: ebensoweni12 VO  - anderen Religionen, dass
seinem leiblichen un: geistigen Wachstum 1M Bund, 1n der Ssie das Judentum annehmen. FEs 1St präziıs dieses »hals-

Starrıge« Festhalten seiner Eigenheit, das dem Juden-
jona 3,4 u das unıversale gleiche Recht aller bewusst macht, Ver-

31 Midrasch Tehillım, s 1,1—2 schieden se1n.

11 Israel, die UN  C un die UNESCO
Nach dem israelısch-syrıschen Truppentrennungsabkommen VO: 18 miınıster Allon. Den Veröffentlichungen der UN:'!  ® un UNESCO
974 bringen WIr Dokumente 1m Zusammenhang mıt der UNO und stellen wır einen Beitrag AUS$S der » Neuen Zürcher Zeitung«: » Israels
der UNESCO betreffend Israel VO' Herbst 1974 Eınıge grundlegen- Isolierung« Ausserungen der Solidarıtät für Ilsrael und e1ın
de Tatsachen ber dıe Paliästinenser werden auch anhand VO rel Wort VO: Elie zesel 4115 seinem Epilog »Wiıder dle Verzweiflung«
Karten erläiutert (s U, 52) Zum palästinensischen Problem tiınden beschliessen diıesen Abschnıitt (s 64) Vorangestellt ist diesem Ab-
sıch kurze Erörterungen Vo Miınısterpräsident Rabın und Äussen- cschnıtt dıe folgende einschlägige kleine Chronik VO: Spätherbst 1974

22 11 Annahme VO UN-Resolutienen:Die Behandlung der nabhöstlichen Spannungen 17 der UNO-Vollvuer-
sammlung 1974 un die organge 1 Nauahen (Osten ZUYT gleichen Peıit zu Selbstbestimmungsrecht der Palästinenser, Abstim-

mungsergebnis 59 ja Neıin, 37 Enthaltungen auch dıeDie tolgende eindrucksvolle Gegenüberstellung dıeser Chronik VOI-
5danken Wr dem » Instıtut Kırche un Judentum beı der Kirchlichen

Haochschule Berlin« (verfasst Januar 1975, il,. G3*) Red d. FR ] ZuU Beobachterstatus für dıe PLO beı der UNO, Abstim-
mungsergebnis: 95 Ja, 1/ Nelin auch die BRD), 19 Ent-

UN  ® Nahost haltungen.
11 Arafat halt Beitall in beiden wWwIr Adas Fxistenzrecht Israels nıcht erwähnt.

vieler Delegierter se1ıne
Rede Vo  _ der Vollver- 23 _28. 11 Generalsekret: Waldheim besucht Israel, Syrien und

ÄAgypten Zıiel Verlängerung des Mandats der UNO- TI ruppensammlung.! aut den Golan-Höhen.
11 Zwischentälle 1m 15-Das Rederecht des israelı-

26 11schen Delegierten wird raelisch-libanesıschen Israel kündıgt dıe Errichtung Betriebe 88l Ostjerusalem
eingeschränkt, 1Ur dıe Grenzgebiet. Israelischer und 1Im Westjordanland

Eınsatz im Libanon. Die PLO kündigt In New ork Alil, hren Kleinkrieg In denMöglıchkeit zu Schluss-
besetzten Gebieten verstärken.®wOor[l hleibrt.* 11 UÜbertall arabıischer JTer-

J7Die beschliesst roristen ın Bet Shean Syricn stimmt (nach Israel) der Verlängerung des Mandarts
dıe Streichung aller Mıt- Verschärfung 8a9l West- welıtere Monate Forderung eiıner baldıgen Neuauf-

jordanland, emOoNnNstra- nahme der Genter Nahost-Konterenz, bıs ZU I0 1975tel tur Ausgrabungen in
Jerusalem.* rtLONenN und Verhaftungen. eıner Lösung kommen.

21. 11 29 1171. 11 Arabischer Resolutions- Ankündigung AÄAt- Der Sicherheitsrat der UN:!  ® StEIMMt der Verlängerung des
entwurf in der Vollver- enNntate durch Palästinen- Mandats der UNO-TIruppen auf den Golan-Höhen
sammlung eingebracht. Sr

12 12 in der UdSSR-Zeıtschrift » Asıen und Afrıka heutc« erscheıint
22 Ausschluss - U jeder .22 Besuch der Senatoren eın Arukel, der das Existenzrecht aller Staaten, A uch Israels,

der Kennedy und Humphreyvionalen Tätigkeit ım Nahen OUOsten unterstreıcht.
‚NESCO {UI' Israel, {n Israel. Präsi:dent Ford

de facto Ausschluss kündigt verstärkte Wat- 18 172 Präsident Sadat rklärt Sl.d'l ZUr Anerkennung der Exıstenz
Israels.* ftenhilte tür Israel Israels bereit.

Veröftentlicht als Anhang dem Schreiben des Instituts . U, 62, Anm
Kırche und Judentum. ıne diesem Anhang beigefügte Dokumentation Vgl aAuch P.L (Palestine Liberation Organızatıon Profile,
ann daselbet erbeten werden (s .. 63, Anm VO:'  —$ Yanıv. Jerusalem, September 1974 (Israel Uniıversities Study

u. 5. 61 U, 5l, Anm 3, 62, Anm roup tor Middle Eastern Affairs) 65 Seiten.
U, 54 il,. 55 (Alle Anmerkungen Red FR)

und ein verpflichtendes Erbe für das zeitgenössische Juden-
tum. 
Das Buch Jona bezeugt, dass Israels Gott seinen Prophe-
ten zu den Heiden nach Ninive sandte, um sie zur Um-
kehr zu bewegen, damit sie Vergebung und Rettung er-
fahren könnten 30 . Ferner ist nach der Lehre unserer Wei-
sen ein Nicht- Jude, der die Torah studiert und beobach-
tet, dem Hohenpriester gleich; denn wenn die Schrift 
sagt: »Die Gesetze, die ein Mann erfüllt, - er wird durch 
sie leben«, dann bestätigt sie damit, dass die Praxis lau-
terer Moral das einzig Wesentliche ist, das Gott erwartet 31 . 
So wie die Tradition der Exklusivität zu bitteren Gefühlen 
und harter Haltung gegenüber den Völkern beitrug, so 
trug die Tradition der Inklusivität zu einer grösseren 
Offenheit bei, zu einem zunehmenden Streben nach Frie-
den, so dass Gerechtigkeit walten konnte zwischen Israel 
und den Völkern. 
Die Torah, die mit der Schöpfung beginnt, lehrt, dass es 
keinen Aspekt des menschlichen Lebens, überhaupt des ge-
samten Daseins gibt, den man ausserhalb des Bereichs der 
Religion einordnen könnte. Daher wird das Judentum 
im gesamten Lebenskreis des Menschen verwirklicht, in 
seinem leiblichen und geistigen Wachstum im Bund, in der 

30  Jona 3,4. 
31  Midrasch Tehillim, Ps 1,1-2.  

Familie, der Gemeinde, den grösseren Gemeinschaften, 
den freiwilligen Verbänden, der Verwandtschaft, dem 
Volk (oder, für einige, in der Nation und dem Staats-
ganzen) bis hin in die Welt und ihre Gemeinschaften. 
So erfordert jüdische Existenz adäquate Bedingungen zur 
Entfaltung dieser religiös-anthropologischen Struktur. In 
der Tat, es scheint, dass vieles in der Geschichte der Juden 
unter den Völkern als ein unausgesetzter Versuch verstan-
den werden kann, diese Bedingungen zu erfüllen. Da eine 
pluralistische soziale Struktur mehr Chancen bietet für 
die freie Entfaltung der Möglichkeiten einer Person oder 
eines Volkes, unterstützt das Judentum den Pluralismus 
und widersetzt es sich der Uniformität. 
Diese pluralistische Struktur ist, da sie vom Verständnis 
der gesamten Schöpfung herrührt, nicht beschränkt auf 
die Bewahrung separater jüdischer Existenz, sondern 
schliesst genauso die Welt und ihre Gemeinschaften mit 
ein. Nach dem jüdischen Credo ist die Erlösung noch nicht 
gekommen; es wurde kein Versuch unternommen, die ver-
schiedenen Religionen miteinander zu versöhnen. Das 
Judentum akzeptiert nicht das Christentum oder den Islam 
und erwartet ebensowenig von anderen Religionen, dass 
sie das Judentum annehmen. Es ist präzis dieses »hals-
starrige« Festhalten an seiner Eigenheit, das dem Juden-
tum das universale gleiche Recht aller bewusst macht, ver-
schieden zu sein. 

11 Israel, die UNO und die UNESCO 
Nach dem israelisch-syrischen Truppentrennungsabkommen vom 18. 1. 
1974 bringen wir Dokumente im Zusammenhang mit der UNO und 
der UNESCO betreffend Israel vom Herbst 1974. Einige grundlegen-
de Tatsachen über die Palästinenser werden auch anhand von drei 
Karten erläutert (s. u. S. 52). Zum palästinensischen Problem finden 
sich kurze Erörterungen von Ministerpräsident Rabin und Aussen- 

minister Allon. Den Veröffentlichungen der UNO und UNESCO 
stellen wir einen Beitrag aus der »Neuen Zürcher Zeitung«: »Israels 
Isolierung« voran. Äusserungen der Solidarität für Israel und ein 
Wort von Elle Wiesel aus seinem Epilog »Wider die Verzweiflung« 
beschliessen diesen Abschnitt (s. u. S. 64). Vorangestellt ist diesem Ab-
schnitt die folgende einschlägige kleine Chronik vom Spätherbst 1974: 

Die Behandlung der nahöstlichen Spannungen in der UNO-Vollver- 
sammlung 1974 und die Vorgänge im Nahen Osten zur gleichen Zeit. 

Die folgende eindrucksvolle Gegenüberstellung dieser Chronik ver- 
danken wir dem »Institut Kirche und Judentum bei der Kirchlichen 
Hochschule Berlin« (verfasst Januar 1975, s. u. S. 63*) [D. Red. d. FR] . 
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Veröffentlicht als Anhang zu dem o. a. Schreiben des Instituts 
Kirche und Judentum. Eine diesem Anhang beigefügte Dokumentation 
kann daselbst erbeten werden (s. u. S. 63, Anm. *, 2). 
1  S. u. S. 61 f. 	2  5. U. S. 51, 	Anm. 3, S. 62, Anm. 2. 
3  S. u. S. 54 f. 	4  S. u. S. 55.  

22. 11.: Annahme von 2 UN-Resolutionen: 
1. zum Selbstbestimmungsrecht der Palästinenser, Abstim-

mungsergebnis: 89 Ja, 8 Nein, 37 Enthaltungen (auch die 
BRD) 5 ; 

2. zum Beobachterstatus für die PLO bei der UNO, Abstim-
mungsergebnis: 95 Ja, 17 Nein (auch die BRD), 19 Ent-
haltungen. 

In beiden wird das Existenzrecht Israels nicht erwähnt. 

23.-28. 11.: Generalsekretär Waldheim besucht Israel, Syrien und 
Ägypten. Ziel: Verlängerung des Mandats der UNO-Truppen 
auf den Golan-Höhen. 

26. 11.: Israel kündigt die Errichtung neuer Betriebe in Ostjerusalem 
und im Westjordanland an. 
Die PLO kündigt in New York an, ihren Kleinkrieg in den 
besetzten Gebieten zu verstärken. 6  

27. 11.: Syrien stimmt (nach Israel) der Verlängerung des Mandats 
um weitere 6 Monate zu. Forderung einer baldigen Neuauf-
nahme der Genfer Nahost-Konferenz, um bis zum 20. 5. 1975 
zu einer Lösung zu kommen. 

29. 11.: Der Sicherheitsrat der UNO stimmt der Verlängerung des 
Mandats der UNO-Truppen auf den Golan-Höhen zu. 

12. 12.: In der UdSSR-Zeitschrift »Asien und Afrika heute« erscheint 
ein Artikel, der das Existenzrecht aller Staaten, auch Israels, 
im Nahen Osten unterstreicht. 

18. 12.: Präsident Sadat erklärt sich zur Anerkennung der Existenz 
Israels bereit. 

S. u. S. 62, Anm. 2. 
0  Vgl. auch: P.L.O. (Palestine Liberation Organization). A Profile, 
von A. Yaniv. Jerusalem, September 1974. (Israel Universities Study 
Group for Middle Eastern Affairs) 65 Seiten. 
(Alle Anmerkungen d. Red. d. FR). 
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Der Wortlaut des israelisch—syrischen Abkommens,
Gentf, Vo 21
Nach dem Wortlaut des israelisch-ägyptischen Abkommens ılo- rückens wırd nıcht späater als Tage nach seinem Begınn

101 VO: 18 brıingen WIr auch den tolgenden Wortlaut eendet Se1In.
des israelisch-syrischen Abkommens: Die Bestimmungen der Abschnitte A, und werden

Israel und Syrıen werden den Waftenstillstand VOoO Personal der Vereijnten Nationen überwacht werden,Lande, Zu! See un in der Lutft gewissenhaft beachten un: das nach dıesem Abkommen die Truppe der Vereıinten
VO Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Dokuments Natıonen ZUFr UÜberwachung der Entflechtung darstellt
VO allen miılitärischen Aktiıonen Abstand nehmen, Innerhalb VO  .} Stunden nach der UnterzeichnungErfüllung der Resolution des Sicherheitsrats der Vereıinten dieses Abkommens in ent werden alle verwundeten
Natıonen Nr 3738 VO Oktober 1973 Kriegsgefangenen, die jede Seite nach Feststellung des In-

Die militärischen Kräfte Israels und Syriens werden ternationalen Komuitees VO Roten Kreuz testhält, FCDA-gemass den folgenden Grundsätzen
Alle israelıschen milıtärıischen Krätte werden westlıch

truert werden. Am Morgen nach Abschluss der Aufgabe
der milıtärischen Arbeitsgruppe werden alle übrigender als Linıie auf der beigefügten Karte bezeichneten Kriegsgefangenen repatriulert werden.

Linıe leiben, AaUuUSSeTr 980l Gebiet VO  .} Kuneıtra, Ss1€
westlich der Linıe A-1 se1ın werden.

Die Leichen aller Soidaten, die jede Seite festhält,
werden innerhalb VUO  — zehn agen nach UnterzeichnungDas DgEsaMMTE Terrı:tormum Östlich der ILınıe wiırd dieses Abkommens ZUF Beisetzung ın hre Jjeweiligensyrischer Verwaltung stehen, un syrische Zivilisten

werden in dieses Territorium zurückkehren.
Länder zurückgegeben.

Üieses Abkommen ist kein Friedensabkommen. Es
Das Gebiet zwischen der Lanıe und der als Linıe ist eın Schritt auf einen gerechten un: dauerhaftften Frieden
bezeichneten Linıe autf der beigefügten arte wırd ein auf der Grundlage der Sicherheitsratsresolution Nr. 338
Gebiet der Trennung ce1n. In diesem Gebiet wird die VO Oktober hın
TIruppe der Vereinten Natıonen ZUr Überwachung der

Das Protokaoll 7U syrisch-israelischen Iruppentrennungs-Truppenentfiechtung entsprechend dem Begleitproto- abkonımen hat tolgenden Wortlaut: (ın Übersetzung)koll statıonıert werden.
AlNe syrıschen milıtärischen Krifte werden östlich der ‚Israel und Syrıen stimmen überein, dass:

die Aufgabe der Truppe der Vereinten Natıionen ZUFafs Linıe auf der beigefügten Karte bezeichneten Beobachtung der Truppentrennung UNDOF) aufgrundL inıe stehen. des Abkommens nach bestem BemühenEs wird Wei Gebiete geben, dıie in Bewaffnung un: ce1in wird,
den Waffenstillstand aufrechtzuerhalten und dafürStreitkräiten gleichermassen begrenzt sind, der Verein-
SOrSeN, dass gewissenhaft eachtet wird. Sie wird dasbarung gemass e1ines westlich der Linie un: eines

Ööstlıch der Linie Abkommen un das Protokoll hiıerzu 1M Hınblick auf die
Gebiete der Truppentrennung und der Verdünnung über-Den Luftstreitkräften beider Seiten wird SESTALLET se1in,

H1S hren Jjeweilıgen Linıen ohne Einmischung der wachen. Be1 der Erfüllung ıhrer Mıssion wırd S1e sıch
anderen Seite operieren. die allgemeın gültigen syrischen (jesetze und Bestimmun-

gCh halten und Cie Arbeit der Örtlichen ziıvılen Verwal-In dem Gebiet zwiıschen Linıe un: Linıe A-1 auf
der beigefügten Karte werden keine militärıischen Krätfte tungen nıcht behindern. Sıe wiıird Freiheit der ewegung

genlessen und frei über Nachrichtenverbindungen un:zugelassen. andere Einriıchtungen, die für ıhre Aufgabe erforderlichDieses Abkommen un!: dıe beigefügte Karte werden
Von Miılitärvertretern Israels un! Syriens in ent nıcht sS1n.d, verfügen. Sie wird mobil un mıiıt persönlichen

Waften detensiven Charakters ausgeruüstet se1in und csolchespater als 351 Maı 1974 innerhalb der ägyptisch-israe- Wafften nNnUur ZUuUr Selbstverteidigung benützen. Die Stäirkelıschen militarıschen Arbeitsgruppe der Genter Friedens-
konferenz der Schirmherrschaftt der Vereinten Na- der UNDOF oll TWAa 1250 Mann betragen, die VO

Generalsekretär der Vereıinten Natıonen 1n Konsultatio-tıonen unterzeichnet, nachdem siıch dieser Truppe eın Syf1- nNnenN miıt den Partejen bei Mitgliedern der Vereinten Natıio-scher Miılıtirvertreter angeschlossen hat, un: Beteilıi-
SUuNg VO  ; Vertretern der Vereinigten Staaten un: der neNn, die nıcht ständıge Mitglieder des Sıcherheitsrates sind,

ausgewählt werden.S5Sow Jetunion. Die wırd nıfter dem Kommando der VereijntenDie BENAUE Ausarbeitung einer detaillierten Landkarte
und eınes Planes tür dıe Verwirklichung des Auseinander- Nationen ın Gestalt des Generalsekretärs IMmiıt Ermächti-

gung des Sıcherheitsrates stehen.rückens der Streitkrätte wırd VO der miılıtärischen
Arbeitsgruppe VOrSCNOIMIMIMNCN, dıe sıch ..  ber cie Phasen Die ol aufgrund des Abkommens Inspektionen

vornehmen und darüber den Parteıjen aut e1iner regel-dieses Prozesses einıgt. Die oben beschriebene mıilıtirıische mässigen Grundlage, nıcht weniıger oft 41s einma] alleArbeitsgruppe wird hre Arbeit diesem Zweck
der Schirmherrschaft der Vereinten Natıiıonen innerhalb Tage un zusätzlıch aut Antrag einer Parteı, Bericht

erstatten. Gie wırd autf dem Roden die jeweiligen Linien
vVon Stunden nach der Unterzeichnung dieses Abkom- markieren, die auf der dem Abkommen beigefügten Land-
InNeHNS beginnen. Sie wird diese Aufgabe iınnerhalb VO  53

tünf Tagen abschliessen. Die Entflechtung wird Stun- karte markıert sind. Israel un!: Syrıen werden ıne Reso-
ution des Sicherheitsrates der Vereinten Natıonen NTter-den nach dem Abschluss der Aufgabe der militärischen stützen, cdie die 1m Abkommen vorgesehene 1iNsArbeitsgruppe beginnen. Der rFrOoOZzZess des Auseiınander- Leben ruft. Die anfängliche Ermächtigung gilt tür die Dau-

In Zur Sache Dokumentationsblätter. Nr 8, hrsg. VO der Presse- vVon sechs Monaten, wobei S1E urc!| ıne weıtere Ent-
un Informationsabteilung der Israelischen Botschaft. Bonn-Bad (30- schliessung des Sicherheitsrates verlängert werden kann.desberg, 31 974
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1 Der Wortlaut des israelisch-syrischen Abkommens, 
Genf, vom 31.5.1974 
Nach dem Wortlaut des israelisch-ägyptischen Abkommens am Kilo-
meter 101 vom 18. 1. 19742  bringen wir auch den folgenden Wortlaut 
des israelisch-syrischen Abkommens: 

A Israel und Syrien werden den Waffenstillstand zu 
Lande, zur See und in der Luft gewissenhaft beachten und 
vom Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Dokuments an 
von allen militärischen Aktionen Abstand nehmen, in 
Erfüllung der Resolution des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen Nr. 338 vom 22. Oktober 1973. 
B Die militärischen Kräfte Israels und Syriens werden 
gemäss den folgenden Grundsätzen getrennt: 
1. Alle israelischen militärischen Kräfte werden westlich 

der als Linie A auf der beigefügten Karte bezeichneten 
Linie bleiben, ausser im Gebiet von Kuneitra, wo sie 
westlich der Linie A-1 sein werden. 

2. Das gesamte Territorium östlich der Linie A wird unter 
syrischer Verwaltung stehen, und syrische Zivilisten 
werden in dieses Territorium zurückkehren. 

3. Das Gebiet zwischen der Linie A und der als Linie B 
bezeichneten Linie auf der beigefügten Karte wird ein 
Gebiet der Trennung sein. In diesem Gebiet wird die 
Truppe der Vereinten Nationen zur Überwachung der 
Truppenentflechtung entsprechend dem Begleitproto-
koll stationiert werden. 

4. Alle syrischen militärischen Kräfte werden östlich der 
als Linie B auf der beigefügten Karte bezeichneten 
Linie stehen. 

5. Es wird zwei Gebiete geben, die in Bewaffnung und 
Streitkräften gleichermassen begrenzt sind, der Verein-
barung gemäss eines westlich der Linie A und eines 
östlich der Linie B. 

6. Den Luftstreitkräften beider Seiten wird gestattet sein, 
bis zu ihren jeweiligen Linien ohne Einmischung der 
anderen Seite zu operieren. 

C In dem Gebiet zwischen Linie A und Linie A-1 auf 
der beigefügten Karte werden keine militärischen Kräfte 
zugelassen. 
D Dieses Abkommen und die beigefügte Karte werden 
von Militärvertretern Israels und Syriens in Genf nicht 
später als am 31. Mai 1974 innerhalb der ägyptisch-israe-
lischen militärischen Arbeitsgruppe der Genfer Friedens-
konferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Na-
tionen unterzeichnet, nachdem sich dieser Truppe ein syri-
scher Militärvertreter angeschlossen hat, und unter Beteili-
gung von Vertretern der Vereinigten Staaten und der 
Sowjetunion. 
Die genaue Ausarbeitung einer detaillierten Landkarte 
und eines Planes für die Verwirklichung des Auseinander-
rückens der Streitkräfte wird von der militärischen 
Arbeitsgruppe vorgenommen, die sich über die Phasen 
dieses Prozesses einigt. Die oben beschriebene militärische 
Arbeitsgruppe wird ihre Arbeit zu diesem Zweck unter 
der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen innerhalb 
von 24 Stunden nach der Unterzeichnung dieses Abkom-
mens beginnen. Sie wird diese Aufgabe innerhalb von 
fünf Tagen abschliessen. Die Entflechtung wird 24 Stun-
den nach dem Abschluss der Aufgabe der militärischen 
Arbeitsgruppe beginnen. Der Prozess des Auseinander- 

' In: Zur Sache. Dokumentationsblätter. Nr. 8, hrsg. von der Presse-
und Informationsabteilung der Israelischen Botschaft. Bonn-Bad Go-
desberg, 31. 5. 1974. 
2  In: FR XXV/1973, S. 73 f.  

rückens wird nicht später als 20 Tage nach seinem Beginn 
beendet sein. 
E Die Bestimmungen der Abschnitte A, B und C werden 
vom Personal der Vereinten Nationen überwacht werden, 
das nach diesem Abkommen die Truppe der Vereinten 
Nationen zur Überwachung der Entflechtung darstellt. 
F Innerhalb von 24 Stunden nach der Unterzeichnung 
dieses Abkommens in Genf werden alle verwundeten 
Kriegsgefangenen, die jede Seite nach Feststellung des In-
ternationalen Komitees vom Roten Kreuz festhält, repa-
triiert werden. Am Morgen nach Abschluss der Aufgabe 
der militärischen Arbeitsgruppe werden alle übrigen 
Kriegsgefangenen repatriiert werden. 
G Die Leichen aller Soldaten, die jede Seite festhält, 
werden innerhalb von zehn Tagen nach Unterzeichnung 
dieses Abkommens zur Beisetzung in ihre jeweiligen 
Länder zurückgegeben. 
H Dieses Abkommen ist kein Friedensabkommen. Es 
ist ein Schritt auf einen gerechten und dauerhaften Frieden 
auf der Grundlage der Sicherheitsratsresolution Nr. 338 
vom 22. Oktober 19733  hin. 

Das Protokoll zum syrisch-israelischen Truppentrennungs-
abkommen hat folgenden Wortlaut: (in Übersetzung) 
>Israel und Syrien stimmen überein, dass: 
es die Aufgabe der Truppe der Vereinten Nationen zur 
Beobachtung der Truppentrennung (UNDOF) aufgrund 
des Abkommens sein wird, nach bestem Bemühen 
den Waffenstillstand aufrechtzuerhalten und dafür zu 
sorgen, dass er gewissenhaft beachtet wird. Sie wird das 
Abkommen und das Protokoll hierzu im Hinblick auf die 
Gebiete der Truppentrennung und der Verdünnung über-
wachen. Bei der Erfüllung ihrer Mission wird sie sich an 
die allgemein gültigen syrischen Gesetze und Bestimmun-
gen halten und die Arbeit der örtlichen zivilen Verwal-
tungen nicht behindern. Sie wird Freiheit der Bewegung 
geniessen und frei über Nachrichtenverbindungen und 
andere Einrichtungen, die für ihre Aufgabe erforderlich 
sind, verfügen. Sie wird mobil und mit persönlichen 
Waffen defensiven Charakters ausgerüstet sein und solche 
Waffen nur zur Selbstverteidigung benützen. Die Stärke 
der UNDOF soll etwa 1250 Mann betragen, die vom 
Generalsekretär der Vereinten Nationen in Konsultatio-
nen mit den Parteien bei Mitgliedern der Vereinten Natio-
nen, die nicht ständige Mitglieder des Sicherheitsrates sind, 
ausgewählt werden. 
Die UNDOF wird unter dem Kommando der Vereinten 
Nationen in Gestalt des Generalsekretärs mit Ermächti-
gung des Sicherheitsrates stehen. 
Die UNDOF soll aufgrund des Abkommens Inspektionen 
vornehmen und darüber den Parteien auf einer regel-
mässigen Grundlage, nicht weniger oft als einmal alle 15 
Tage und zusätzlich auf Antrag einer Partei, Bericht 
erstatten. Sie wird auf dem Boden die jeweiligen Linien 
markieren, die auf der dem Abkommen beigefügten Land-
karte markiert sind. Israel und Syrien werden eine Reso-
lution des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen unter-
stützen, die die im Abkommen vorgesehene UNDOF ins 
Leben ruft. Die anfängliche Ermächtigung gilt für die Dau-
er von sechs Monaten, wobei sie durch eine weitere Ent-
schliessung des Sicherheitsrates verlängert werden kann. 
3  a. 0. S. 73. 
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11 sraels Isolierung
Der » Neuen Zürcher Zeitung«, Nr 00, 25 11 197/4, entnehmen wır 1ber bleibt Cdie Vernichtung des jüdischen Staates. Die VO  e}
MT treundlıcher Genehmigung ıhrer Redaktion den folgenden Beıtrag: den Palästinensern verfolgte Endlösung Ist die Zerstö-
Der Ausgang der Palästinadebatte 1 den Vereinten Iuns Israels.3
Natıonen! markiert ıne weıtere Etappe der interna- Israel 1Sst nıcht unverschulder ın seiıne gcegenwärtıge
tionalen Isolierung Israels. Angesichts der MmMassıven un Isolierung geraten. Dıie AÄrt und Weıse aber, WI1€ S1e Jetzt
erpresserischen Drohung der Araber mMi1t der 1n der UN  ® verschärft un demonstratiıv vorexerziert
waffe« die mMa  e} heute in den industriereichen wırd, ıst bezeichnend für den Geist, der augenblicklich 1n
Ländern ebensowenig SECWADPDNEL 15t WwW1€ VOr eınem Jahr diesem internationalen Forum herrscht. In vergleichswei-

sind die Reihen jener Länder lichter yeworden, die sıch ıdyllıscher eıt hat einst en Potentat 1 der
offen für Israel einzusetzen WAaSCNH. Der ruck auf den Generalversammlung mıt dem Schuh auf den Tisch
Jüdischen Staat, weıtere Vorleistungen und Konzessionen geklopfrt, sıch Gehör verschaffen. Duie NEUE

machen, wırd stärker. Die Unterlassungen, die Israel Generation politischer Wortführer aber, die heute den
ın der Euphorie des Sıeges VO'  — 1967 gemacht hat, rächen Ton angıbt, schickte hre Vertreter MT einer Pistole in
sich wobeji gyerechterweise beigefügt werden 1U SS, dass den Plenarsaal. Die Vereinten Natıonen drohen
der heute oft kritisıerten israelischen Unbeweglichkeıit einem polıtischen ran zu1gno] werden, dessen
VO  —_ damals unverändert die arabische Intransıgenz un Kosten alledem in der Hauptsache noch jene Staaten
der Wille ZULC Auslöschung des Judenstaates vegenüber- Lrasecn, die hıer dauernd beschimpft un verhöhnt
gestanden haben werden.
Der ITrıumph der Palästinenser und ıhrer arabischen [)azu A Y »Denkanstösse«, 21n } Anlage ZUu Schreiben des »[InstıitutsSekundanten wırd vervollständigt durch die Jüngsten Kirche un Judentum beı der Kiırchlichen Hochschule Berlin« (
Abstimmungen ın der UNESCO?, die Israel VO  w der 63, Anm 2)

Der Staat Israel ISt 1n seıner Geschichte international N1eZusammenarbeit ausgeschlossen un auf der Subventio-
isoliert wOorden Ww1e c@1f dem Herbst 19/4nenl!iste gestrichen hat FEın makabres Schauspiel 1St da

inszenlıert worden, das ıne oroteske Verzerrung aller Die Aufwertung der Palästinensischen Befreiungsorganisation
durch die arabischen Staaten,Proportionen wıderspiegelt: Es blieb gerade der Kultur- der stürmiısche Empfang un die ede Aratats VOT den Ver-Organısatıon der UN'!  ® vorbehalten, eiınen Staat einten Natıonen UNO),diskriminieren, dessen olk ın der Vergangenheıit unend- dıe Beschneidung des Rederechts für den Vertreter Israels 1n

liıch vıel Kultur un Zivilisation der der Vollversammlung der UNO
Menschheit beigetragen hat un das VO  w Moses bis Marx, der Ausschluss Israels VO!  z} der Mıtarbeit be] der O,

dıe Palästina-Resolution der UN:!  ® VO November 1974,Freud un: Fiınstrein über ıne etolze Ahnenreihe verfügt.
Wo Hass den Blick trubt un politische Taktık die das es SIN alarmıerende Hınweıise darauf, ass dıe Weltmei-

NunNn$S, sSOWwelt S1e VO'  3 der UN!  ® repräasentiert wırd, dıe Vorstel-Beschlüsse diktiert, haben Kunst un Wissenschaft nıcht
mehr vıel suchen. Sollte die hier eingeleıitete Polı- Jungen der PLO gutheisst. Was ila 11L ahnen konnte, wırd

Jetzt unverhullt 1 Mehrheitsresolutionen der 1n der VCI-

ELSLETUNG der UNESCO weıter fortschreiten, ware S1e Staaten dokumentiert:
bald ıhrer eigentlichen Bestimmung eraubt un könnte Die Auflösung der Auslöschung des jüdischen S$taates zyırd
beliebig als Instrument der Pression eingesetzt werden. ZUu Programm einer Mehrheit der Völker.
Vielleicht 1024 aiınmal die brutalen Eskapaden Idi In den Resolutionen 15t 11U$X VO den Rechten der Palästinenser,
Amıns oder die Verfolgung christlicher Miıssionare 1 ber nıcht VO der Sicherheit des Staates Israel die ede Dıie

USA un die Staaten Westeuropas weıgern sıch ZWAÄT, eınerTschad Lösung des Nahostkonflikts zuzustımmen, die Israels ExistenzAuf Ansehen und Glaubwürdigkeıit der UNO 1STt durch direkt bedroht.
die Aktionen Israe!l eın schwerer chatten gefallen. ber ıhre Forderungen, dass Israel sıch aut dıe renzen VOT
Die Vereinten Nationen geraten 1N Widerspruch MmMi1t den Juni-Krieg 196/ zurückzijeht, bedeuten 1n der politischen

Konsequenz eıne ständıge polıtısche, wırtschattliche un mili-ıhren eiıgenen Grundsätzen, indem SC1P heute un der
Fuchte! eıner willkürlichen Mehrheit mı1t Schweigen die tarısche Bedrohung durch arabische Freischärler. Zu wirksamer

internatiıonaler Czarantıe VO gesicherten renzen IsraelsExistenzberechtigung eines Staates übergehen, den S1e
dıe Völker der Welt schon VOT 1967 weder willens och 1 derse1nerzeıt cselbst geschaffen haben hne gygrosseren Protest
Lage Es ISt befürchten, ass dıe USA un die Staaten derwird heute das Fernziel der PLO hingenommen. Dieses Europäischen Gemeinnschaft ıhrer Energieprobleme ıhren

Vgl 54 (Alle Anmerkungen Red FR) Verpilichtungen gegenüber Israel ın Zukunft noch wenıger nach-
>4 kommen.

Tulz SUTER, (3 Jahre, AUsSs 261 Sheba (jüdisch) auf eıner sraelischen Friedensausstellung (»Haschalom VO| Zeichnungen, Malereıen Un
Versen jüdischer un arabıscher Kınder, Februar 975

Ich hatte eine Schachtel mıl Buntstitten Ich hatte eın Rot für das Blut der Wunden Aber Orangengold hatte ich für dtie
Hatte eın Schwarz für dıe [ rauyer der Waiısen Freude des LebensDDie leuchteten [ustig, frisch UN: heck,

Und eiIne andere Schachtel mi Stiften Kein W eıiss für die Gesichter nd T Imnd Grün fm‘ dıe ÄKnospen un (Jräser
hatte ıch Hände Blayu Für den hellen Himmel droben
da die Farben NT halt eın elb tür den brennenden Sand. Rosa für Iraume und Stille

Und ıch setizte mıich hın
Und malte den Fryrieden.

Aus » Talı und 10 9[9[0 andere Kınder. Friedensausstellung 11 kriegsbedrohter Zeit.« In
Wochenzeitung des rgun Ole) Merkas Europa (XLIII/9), Tel Avıv, 28  Dn 9/5 Entnom-
I1T miıt treundlicher Genehmigung der Redaktion des Nach Redaktionsschluss)
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II Israels Isolierung 
Der »Neuen Zürcher Zeitung«, Nr. 500, 25. 11. 1974, entnehmen wir 
mit freundlicher Genehmigung ihrer Redaktion den folgenden Beitrag: 

Der Ausgang der Palästinadebatte in den Vereinten 
Nationenl markiert eine weitere Etappe der interna-
tionalen Isolierung Israels. Angesichts der massiven und 
erpresserischen Drohung der Araber mit der »Erdöl-
waffe« — gegen die man heute in den industriereichen 
Ländern ebensowenig gewappnet ist wie vor einem Jahr 
—sind die Reihen jener Länder lichter geworden, die sich 
offen für Israel einzusetzen wagen. Der Druck auf den 
jüdischen Staat, weitere Vorleistungen und Konzessionen 
zu machen, wird stärker. Die Unterlassungen, die Israel 
in der Euphorie des Sieges von 1967 gemacht hat, rächen 
sich — wobei gerechterweise beigefügt werden muss, dass 
der heute so oft kritisierten israelischen Unbeweglichkeit 
von damals unverändert die arabische Intransigenz und 
der Wille zur Auslöschung des Judenstaates gegenüber-
gestanden haben. 
Der Triumph der Palästinenser und ihrer arabischen 
Sekundanten wird vervollständigt durch die jüngsten 
Abstimmungen in der UNESCO 2, die Israel von der 
Zusammenarbeit ausgeschlossen und auf der Subventio-
nenliste gestrichen hat. Ein makabres Schauspiel ist da 
inszeniert worden, das eine groteske Verzerrung aller 
Proportionen widerspiegelt: Es blieb gerade der Kultur-
Organisation der UNO vorbehalten, einen Staat zu 
diskriminieren, dessen Volk in der Vergangenheit unend-
lich viel zu Kultur und Zivilisation der gesamten 
Menschheit beigetragen hat und das von Moses bis Marx, 
Freud und Einstein über eine stolze Ahnenreihe verfügt. 
Wo Hass den Blick trübt und politische Taktik die 
Beschlüsse diktiert, haben Kunst und Wissenschaft nicht 
mehr viel zu suchen. Sollte die hier eingeleitete Poli-
tisierung der UNESCO weiter fortschreiten, so wäre sie 
bald ihrer eigentlichen Bestimmung beraubt und könnte 
beliebig als Instrument der Pression eingesetzt werden. 
Vielleicht sogar einmal gegen die brutalen Eskapaden Idi 
Amins oder die Verfolgung christlicher Missionare in 
Tschad ... 
Auf Ansehen und Glaubwürdigkeit der UNO ist durch 
die Aktionen gegen Israel ein schwerer Schatten gefallen. 
Die Vereinten Nationen geraten in Widerspruch mit 
ihren eigenen Grundsätzen, indem sie heute unter der 
Fuchtel einer willkürlichen Mehrheit mit Schweigen die 
Existenzberechtigung eines Staates übergehen, den sie 
seinerzeit selbst geschaffen haben. Ohne grösseren Protest 
wird heute das Fernziel der PLO hingenommen. Dieses 

1  Vgl. u. S. 53 (Alle Anmerkungen d. Red. d. FR). 
2  S. U. S. 54 f.  

aber bleibt die Vernichtung des jüdischen Staates. Die von 
den Palästinensern verfolgte Endlösung ist die Zerstö-
rung Israels. 3  
Israel ist nicht unverschuldet in seine gegenwärtige 
Isolierung geraten. Die Art und Weise aber, wie sie jetzt 
in der UNO verschärft und demonstrativ vorexerziert 
wird, ist bezeichnend für den Geist, der augenblicklich in 
diesem internationalen Forum herrscht. In vergleichswei-
se idyllischer Zeit hat einst ein Potentat in der 
Generalversammlung mit dem Schuh auf den Tisch 
geklopft, um sich Gehör zu verschaffen. Die neue 
Generation politischer Wortführer aber, die heute den 
Ton angibt, schickte ihre Vertreter mit einer Pistole in 
den Plenarsaal. Die Vereinten Nationen drohen zu 
einem politischen Grand guignol zu werden, dessen 
Kosten zu alledem in der Hauptsache noch jene Staaten 
tragen, die hier dauernd beschimpft und verhöhnt 
werden. A. C. 

3  Dazu aus: »Denkanstösse«, in: Anlage zum Schreiben des »Instituts 
Kirche und Judentum bei der Kirchlichen Hochschule Berlin« (s. u. S. 
63, Anm. 2): 

Der Staat Israel ist in seiner Geschichte international nie so 
isoliert worden wie seit dem Herbst 1974. 
—Die Aufwertung der Palästinensischen Befreiungsorganisation 

(PLO) durch die arabischen Staaten, 
—der stürmische Empfang und die Rede Arafats vor den Ver-

einten Nationen (UNO), 
—die Beschneidung des Rederechts für den Vertreter Israels in 

der Vollversammlung der UNO, 
—der Ausschluss Israels von der Mitarbeit bei der UNESCO, 
—die Palästina-Resolution der UNO vom 22. November 1974, 
das alles sind alarmierende Hinweise darauf, dass die Weltmei-
nung, soweit sie von der UNO repräsentiert wird, die Vorstel-
lungen der PLO gutheisst. Was man nur ahnen konnte, wird 
jetzt unverhüllt in Mehrheitsresolutionen der in der UNO ver-
tretenen Staaten dokumentiert: 
Die Auflösung oder Auslöschung des jüdischen Staates wird 
zum Programm einer Mehrheit der Völker. 
In den Resolutionen ist nur von den Rechten der Palästinenser, 
aber nicht von der Sicherheit des Staates Israel die Rede. Die 
USA und die Staaten Westeuropas weigern sich zwar, einer 
Lösung des Nahostkonflikts zuzustimmen, die Israels Existenz 
direkt bedroht. 
Aber ihre Forderungen, dass Israel sich auf die Grenzen vor 
den Juni-Krieg 1967 zurückzieht, bedeuten in der politischen 
Konsequenz eine ständige politische, wirtschaftliche und mili-
tärische Bedrohung durch arabische Freischärler. Zu wirksamer 
internationaler Garantie von gesicherten Grenzen Israels waren 
die Völker der Welt schon vor 1967 weder willens noch in der 
Lage. Es ist zu befürchten, dass die USA und die Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft wegen ihrer Energieprobleme ihren 
Verpflichtungen gegenüber Israel in Zukunft noch weniger nach-
kommen. 

Tali Surek, 13 Jahre, aus Beer Sheba (jüdisch) auf einer israelischen Friedensausstellung (»Haschalom scheli«) von Zeichnungen, Malereien und 
Versen jüdischer und arabischer Kinder, Februar 1975. 

Ich hatte eine Schachtel mit Buntstiften 
	

Ich hatte kein Rot für das Blut der Wunden 
	

Aber Orangengold hatte ich für die 
Die leuchteten lustig, frisch und keck, 	Hatte kein Schwarz für die Trauer der Waisen 

	
Freude des Lebens 

Und eine andere Schachtel mit Stiften 
	

Kein Weiss für die toten Gesichter und 
	

Und Grün für die Knospen und Gräser 

hatte ich 
	

Hände 
	

Blau für den hellen Himmel droben 

— da waren die Farben nur kalt. 	 — kein Gelb für den brennenden Sand. 	 Rosa für Träume und Stille 
Und ich setzte mich hin 

Aus: »Tali und 10 000 andere Kinder. Friedensausstellung in kriegsbedrohter Zeit.« In: MB. 
	Und malte den Frieden. 

Wochenzeitung des Irgun Olej Merkas Europa (XLIII/9), Tel Aviv, 28. 2. 1975. Entnom-
men mit freundlicher Genehmigung der Redaktion des MB. (Nach Redaktionsschluss) 
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Sind die Araber palästinensischen UrsprungsA) Israel erkennt die Existenz P- Volk ohne Nationalität
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‚yDie Lösung des Problems IHNUuSS Teil
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(1) Es IST nıcht das Prob Vo  —$ Die der Jordgdanier sind palästinensischen Ursprungs
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Nach dem Bericht der fürnach dem Peel RKeport 1917 11 Nach dem Be- Y 018018 regisinerT
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Die Mehrheit der Palästinenser sind jordanische Bürger 
Die Mehrheit der Jordanier sind palästinensischen Ursprungs 
Ungefähr ein Viertel der Araber palästinensischen Ursprungs 
sind ohne Nationalität 

III Die Palästinenser Wo leben die Palästinenser ? 
Land 

Palästeen- 

steche 

Bevölkerung 

% der gesam -
ten palastinen-
sischen Be- 
vo,,erung  

Kuwait 147 000 

in
 0

1  
0

 0
 	

.-  

Saude Arabien 60 000 

Libanon 144 000 

Syrien 138 000 

Andere arab 

Staaten 20 000 

Insgesamt 509 000 18% 

2% der Palästinenser 

(50.000) leben ausserhalb 

des Mittleren Ostens. Einige grundlegende Tatsachen' 

Es gibt 2,8 Millionen Araber palästinen-
sischen Ursprungs. 
[vgl. Karte 2 u. 3] 
2,2 Millionen leben in dem Gebiet des 
[ehemaligen] Mandatarstaats Palästina 
[vgl. Karte 2]. Laut der »United Nations 
Relief and Works Agency« (UNRWA) 
leben in Flüchtlingslagern 546 081 regi-
strierte Flüchtlinge. 
[vgl. Karte 3] 

RDANIEN 

SYRIEN 

ÄGYPTEN 

teetteetteettetteett 
teeeeeteetettemette 
teeketettettette 
eeettettetteeeteett 

2,241,000 

18% der Palästinenser 

(509,000) leben in arabischen 

Staaten, abgesehen 
von Jordanien 

Carta, Jerusalem; mit auch 3 Karten. 

A Das Problem' 

a) Israel erkennt die Existenz eines pa-
lästinensischen Problems an. 

b) Die Lösung des Problems muss Teil 
der Lösung des Konflikts sein, und der 
Konflikt kann nicht ohne dasselbe ge-
löst werden. 

c) Das Problem ist vorwiegend politisch 
und ist mit der Frage verbunden, ob 
die arabischen Staaten bereit sind, sich 
mit der Existenz eines unabhängigen 
jüdischen Staates im Mittleren Osten 
abzufinden. 

Das Problem ist nicht, was die Stereo-
typien arabischer Propaganda darzustel-
len versuchen: 

(1) Es ist nicht das Problem einer von 
seinem Land vertriebenen Nation; da 
die meisten der Palästinenser noch 
immer innerhalb des Territoriums 
leben, das das Britische Mandat war, 
nämlich Palästina. 
[vgl. Karte 1] 

(2) Es ist nicht hauptsächlich ein Flücht-
lingsproblem, da die Zahl der Flücht-
linge in Lagern, nach der UNRWA, un-
gefähr 600 000 (von 2,8 Millionen 
Palästinensern) beträgt. 
[vgl. Karte 3] 

(3) Es ist nicht das Problem eines staaten-
losen Volkes, da die meisten Palästi-
nenser die Staatsbürgerschaft der 
Länder geniessen, in denen sie leben. 
[vgl. Karte 2] 

S. u. S. 53, Anm. 1. Vgl. dazu auch a. a. 0. 
Y. Rabin. 
Vgl. ferner: Karten über I. Teilung Palästinas 
nach dem Peel Report 1917; II. Nach dem Be-
schluss der UNO 29. 11. 1947; III. Grenzen 
Israels auf Grund des Waffenstillstandes von 1949 
(in: FR X/Okt. 1957, 37/40, S. 52). 

80% leben innerhalb der Grenzen Palä-
stinas, wie diese von dem ursprünglich 
Britischen Mandat April 1922 (auf beiden 
Seiten des Jordan) festgelegt wurden. 

2 

I Sind die Araber palästinensischen Ursprungs 
ein Volk ohne Nationalität ? 

etteetee 
Reetee 

19,2% sind 
Bürger Israels 

Sind die Palästinenser eine Nation von Flüchtlingen ? 

Palästinenserl Flüchtlinge Prozent 
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61,8 %  

Jordanien 643 000 159 000 24,7 % 

West Bank 670 000 49 000 73 % 

Gaza-Streifen 380 000 165 000 43,4 % 

Syrien 138 000 27.500 20,0% 

Libanon 144.000 89 000 

andere 277 000 

Insgesamt ' 	2 252 000 ' 489.500* 21,8 % 

Israel 548 000 

♦ Ote Zahl. diesich auf die Flüchtlinge tri des von Israe ,  

verwalteten Gebieten bezieht, ist nach der Volks-

zählung von 1973 um etwa 60.000 genese-, als die UN 

schätzt 

82,5% 

der Araber palästi-
nensischen Ursprungs 
sind keine Flüchtlinge 

Nach dem Bericht der UNRWA für 

1972/73 leben 546.081 
Flüchtlinge in Flüchtlingslagern. 
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—25.000 registrierte 
Flüchtlinge 

C carta. JERUSALEM 
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Was ist das palästinensische TODIemM Recht auf natıionale Selbstbestimmung kann jedoch nıcht
auf kosten UNSCICS natıonalen Rechts aut Selibstbestim-Ministerpräsident Yıtrtzhak Rabın aut einer Konterenz mit
IMNung werden. Das heısst: Wenn 2, oder 2,britischen Parlamentarıern in London, Junı Millionen Palästinenser dieses Recht haben, sollen

Es esteht keın Zweifel, dass dauerhafter Friede 1M Mıtt- 2,8 oder 2’ Miıllionen Israelis nicht das Recht haben?
leren (Isten ohne ıne Lösung des palästinensischen Pro-
blems nıicht erreichbar ISt. gefasst machen. Es versteht sıch V On selbst, dass, solange WwIır
Was ISt das palästinensische Problem? xy]aube, dass keinen Partner tür eınen Kompromıiss haben, dıe gegenwärtige
sich AUS WEl grüSSCH Streitfragen USAaAMMENSETIZLT, dıe eIL- Sıtuation andauert. Jedoch, wıe lange das auch ımmer der Fall

seın Mas, wır haben unsererselts langfrıistig oder kurzfristigsprechend ın Beziehung zueinander gelöst werden mussen.
Die ISt die Frage der Selbstbestimmung und die 7zweıte gesehen keinen einzıgen Grund, dıe gegenwärtige Situation

fortzusetzen Fıne dauerhafte Lösung kann I11UF eiıne bılate-ST ıne Lösung des Flüchtlingsproblems.
Niemand kann einer Gruppe Vo  e} Menschen das Recht der rale Lösung se1n. S1e schliesst jede wırkliche Möglichkeıit einer

Annektierung AausSs . Um eıne solche Lösung fördern, be-Selbstbestimmung geben oder fortnehmen, WEeENN S1e dart 65 eıiner Politik, die den Palistinensern ermöglicht, sıch
wünschen. Es steht u15 nıcht Z ihnen dieses Recht SC- selbst helten
ben noch steht UL Z ıhnen dasselbe versagen“, Ihr Die Palästinenser ın der Vergangenheit die Extremisten

der arabıschen Welt Die Umstände haben sıe 1n dıe Gemäss1ig-In Israel, Jordanien un dıe Palästinenser, Faltblatt, hrsg. V O!

Israelischen (jeneral Konsulat, Philadelphia, Pennsylvanıa, September ten verwandelt weil ıhre Haltung uns gegenüber realıst1-
974 Aus dem Englischen übersetzt) Red FRj scher geworden 1ST und ihre Skepsis den arabıschen Staaten

YDazu der israelische Aussenminister Allon Aus Der temporäre gegenüber gewachsen 1ST Wenn Wır MC ıhnen eıne
Charakter der verwalteten Gebiete un die palästinensische Frage Lösung suchen, wahre Lösungen für re Probleme un keine

imagınären, ann mögen S1e noch eınen wichtigen BeitragDıe gegenwärtige Situation kann natürlich weiterbestehen, bis
der Friede erreicht iSt., Aber seine Existenz hängt ım entsche1- eınem künftigen Frieden elısten.
denden Masse davon ab, dass WI1r s1e temporär betrachten. In In Gedanken des israelischen Aussenministers Yıgal Allon VPY-
demselben Moment, in dem Wır das Zeıitweıilige mıt dem Der- schiedenen politischen Themen. (In Israel Bulletin, Sonderausgabe.
INan: sdentifizieren, mussen WI1r unmls auf Erschütterungen Hg Botschaft des Staates Israel. Presseabteilung. 1g Bonn-Bad
In UNSCIEeTr Posıtion und den bestehenden Grundvorstellungen Godesberg, I4 975 |Nach Redaktionsschluss]).

Wortlaut der Palästina-Resolution der Vollversammlung
der Verteinten ationen VOo November
FAZ Frankfurt, 25 November. UDie Palästina-Resolution der oll- Recht aut internationale Unabhängigkeit un Souveräni-
versammlung der Vereinten Nationen YO 22 Noavember hat nach tat;einer inofthziellen Übersetzung Aus dem Englischen (Olgenden
Wortlaut: bestätigt 1abermals auch die unveräusserlichen Rechte

der Palästinenser aAut Rückkehr ın ihre Heımat un ıhr
Dıie Vollversammlung, Kıgentum, AuSs der s1@e vertrieben un entwurzelt worden
nachdem SiE dıe Palästina-Frage erörtert, die Erkliärung sind, un spricht sıch für ıhre Rückkehr AauUS;
der Organısation +r dıe Befreiung Palästinas, der betont, dass volle Respektierung un VerwirklichungVertreterin des palästinensischen Volkes, gehört hat, dieser unveräusserlichen Rechte flr die Lösung der
nachdem S1e auch andere Erklärungen während der Palästina-Frage unerlässlich sind;
Debatte gehört hat, erkennt A} dass das palästinensische olk ine
ın tiefer Sorge darüber, dass noch keine gerechte Lösung Hauptparteı Hei der Errichtung eines gerechten und
des P4lästina-Problems erreicht iSt, dauerhaften Friedens 1m Naıahen Osten ISt;
und erkennend, dass das Palästina-Problem weiıterhıin erkennt ferner das echt des palästinensischen Volkes
den ınternationalen Frijeden un die Sicherheit gefährdet, A seine Rechte 1n Übereinstimmung mIt den Zıielen und
anerkennend, dass das palästinensische olk eın Recht aut Grundsätzen der Charta der Vereinten Natıonen mıt
Selbstbestimmung in Übereinstimmung mit der Charta aAllen Mıtteln wieder zurückzuerlangen;
der Vereinten Natıonen hat, ruft alle Staaten und internationalen Organısationen
hre ernsie 5orge ausdrückend dass das palästinensische auf, dem palästinensischen olk ın seiınem Kampf $ür dıe
olk vehindert worden ist, seine unveräusserl];.  en Rechte Wiederherstellung seiner Rechte, in Übereinstimmung MT

genlessen, un iınsbesondere sein Recht auf Selbstbe- der Charta, hre Unterstützung geben;
stiımmung, beauftragt den Generalsekretär, Kontakte miıt der
geleitet VO  n den Zielen und Grundsätzen der Charta, Organısation ür die Befreiung Palästinas in allen

dieıhre diesbezüglıchen Resolutionen erinnernd, die das Angelegenheıiten, die Palästina-Frage betreffen,
herzustellen;:Recht des palästinensischen Volkes auf Selbstbestimmung

bestätigen, beauftragt den Generalsekretär, der Vollversammlung
bestätigt abermals dıe unveräusserlichen Rechte des aut ihrer Sıtzungsperiode über die Verwirklichung

dieser Resolution berichten;palästinensischen Volkes, darunter (a) das Recht auf
Selbstbestimmung ohne AuUSsSere Einmischung, (b) das beschliesst, den Punkt » Palästina-Frage« in die

vorläufige Tagesordnung \hrer Sıtzungsperiode autf-
In Frankfurter Allgemeıine Zeıtung, Nr 274, 26 11 19/4 zunehmen.

B Was ist das palästinensische Problem ? 
Ministerpräsident Yitzhak Rabin auf einer Konferenz mit 
britischen Parlamentariern in London, am 30. Juni 1974 1  

Es besteht kein Zweifel, dass dauerhafter Friede im Mitt-
leren Osten ohne eine Lösung des palästinensischen Pro-
blems nicht erreichbar ist. 
Was ist das palästinensische Problem? Ich glaube, dass es 
sich aus zwei grossen Streitfragen zusammensetzt, die ent-
sprechend in Beziehung zueinander gelöst werden müssen. 
Die erste ist die Frage der Selbstbestimmung und die zweite 
ist eine Lösung des Flüchtlingsproblems. 
Niemand kann einer Gruppe von Menschen das Recht der 
Selbstbestimmung geben oder fortnehmen, wenn sie es 
wünschen. Es steht uns nicht zu, ihnen dieses Recht zu ge-
ben noch steht es uns zu, ihnen dasselbe zu versagen 2 . Ihr 

1  In: Israel, Jordanien und die Palästinenser, Faltblatt, hrsg. vom 
Israelischen General Konsulat, Philadelphia, Pennsylvania, September 
1974. (Aus dem Englischen übersetzt) [D. Red. d. FR]. 
2  Dazu der israelische Aussenminister Y. Allon. Aus: Der temporäre 
Charakter der verwalteten Gebiete und die palästinensische Frage: 

Die gegenwärtige Situation kann natürlich weiterbestehen, bis 
der Friede erreicht ist. Aber seine Existenz hängt im entschei-
denden Masse davon ab, dass wir sie temporär betrachten. In 
demselben Moment, in dem wir das Zeitweilige mit dem Per-
manenten identifizieren, müssen wir uns auf Erschütterungen 
in unserer Position und den bestehenden Grundvorstellungen 

Recht auf nationale Selbstbestimmung kann jedoch nicht 
auf Kosten unseres nationalen Rechts auf Selbstbestim-
mung gewonnen werden. Das heisst: Wenn 2,4 oder 2,5 
Millionen Palästinenser dieses Recht haben, warum sollen 
2,8 oder 2,9 Millionen Israelis nicht das Recht haben? 

gefasst machen. Es versteht sich von selbst, dass, solange wir 
keinen Partner für einen Kompromiss haben, die gegenwärtige 
Situation andauert. Jedoch, wie lange das auch immer der Fall 
sein mag, wir haben unsererseits — langfristig oder kurzfristig 
gesehen — keinen einzigen Grund, die gegenwärtige Situation 
fortzusetzen ... Eine dauerhafte Lösung kann nur eine bilate-
rale Lösung sein. Sie schliesst jede wirkliche Möglichkeit einer 
Annektierung aus ... Um eine solche Lösung zu fördern, be-
darf es einer Politik, die es den Palästinensern ermöglicht, sich 
selbst zu helfen ... 
Die Palästinenser waren in der Vergangenheit die Extremisten 
der arabischen Welt. Die Umstände haben sie in die Gemässig-
ten verwandelt ..., weil ihre Haltung uns gegenüber realisti-
scher geworden ist und ihre Skepsis den arabischen Staaten 
gegenüber gewachsen ist ... Wenn wir mit ihnen zusammen eine 
Lösung suchen, wahre Lösungen für ihre Probleme und keine 
imaginären, dann mögen sie noch einen wichtigen Beitrag zu 
einem künftigen Frieden leisten. 

In: Gedanken des israelischen Aussenministers Yigal Allon zu ver-
schiedenen politischen Themen. (In: Israel Bulletin, Sonderausgabe. 
Hg.: Botschaft des Staates Israel. Presseabteilung. 9 Jg. Bonn-Bad 
Godesberg, 24. 2. 1975. [Nach Redaktionsschluss]). 

IV Wortlaut der Palästina-Resolution der Vollversammlung 
der Vereinten Nationen vom 22. November 1974 1  
FAZ Frankfurt, 25. November. Die Palästina-Resolution der Voll-
versammlung der Vereinten Nationen vom 22. November hat — nach 
einer inoffiziellen Übersetzung aus dem Englischen — folgenden 
Wortlaut: 

Die Vollversammlung, — 

nachdem sie die Palästina-Frage erörtert, die Erklärung 
der Organisation für die Befreiung Palästinas, der 
Vertreterin des palästinensischen Volkes, gehört hat, 
nachdem sie auch andere Erklärungen während der 
Debatte gehört hat, 

in tiefer Sorge darüber, dass noch keine gerechte Lösung 
des Palästina-Problems erreicht ist, 

und erkennend, dass das Palästina-Problem weiterhin 
den internationalen Frieden und die Sicherheit gefährdet, 

anerkennend, dass das palästinensische Volk ein Recht auf 
Selbstbestimmung in Übereinstimmung mit der Charta 
der Vereinten Nationen hat, 

ihre ernste Sorge ausdrückend, dass das palästinensische 
Volk gehindert worden ist, seine unveräusserlichen Rechte 
zu geniessen, und insbesondere sein Recht auf Selbstbe-
stimmung, 

geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta, 

an ihre diesbezüglichen Resolutionen erinnernd, die das 
Recht des palästinensischen Volkes auf Selbstbestimmung 
bestätigen, — 
1. bestätigt abermals die unveräusserlichen Rechte des 
palästinensischen Volkes, darunter (a) das Recht auf 
Selbstbestimmung ohne äussere Einmischung, (b) das 

1  In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 274, 26. 11. 1974.  

Recht auf internationale Unabhängigkeit und Souveräni-
tät; 

2. bestätigt abermals auch die unveräusserlichen Rechte 
der Palästinenser auf Rückkehr in ihre Heimat und ihr 
Eigentum, aus der sie vertrieben und entwurzelt worden 
sind, und spricht sich für ihre Rückkehr aus; 

3. betont, dass volle Respektierung und Verwirklichung 
dieser unveräusserlichen Rechte für die Lösung der 
Palästina-Frage unerlässlich sind; 

4. erkennt an, dass das palästinensische Volk eine 
Hauptpartei bei der Errichtung eines gerechten und 
dauerhaften Friedens im Nahen Osten ist; 

5. erkennt ferner das Recht des palästinensischen Volkes 
an, seine Rechte in Übereinstimmung mit den Zielen und 
Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen mit 
allen Mitteln wieder zurückzuerlangen; 

6. ruft alle Staaten und internationalen Organisationen 
auf, dem palästinensischen Volk in seinem Kampf für die 
Wiederherstellung seiner Rechte, in Übereinstimmung mit 
der Charta, ihre Unterstützung zu geben; 

7. beauftragt den Generalsekretär, Kontakte mit der 
Organisation für die Befreiung Palästinas in allen 
Angelegenheiten, die die Palästina-Frage betreffen, 
herzustellen; 

8. beauftragt den Generalsekretär, der Vollversammlung 
auf ihrer 30. Sitzungsperiode über die Verwirklichung 
dieser Resolution zu berichten; 

9. beschliesst, den Punkt »Palästina-Frage« in die 
vorläufige Tagesordnung ihrer 30. Sitzungsperiode auf-
zunehmen. 
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Resolution der 18 Generalkonfterenz der UNESCO
VO und November 1974 Israel
fDem »MNESsSCO«-dienst entnehmen OL folgende Mıtteilung: w1€ die eısten anderen westlichen Delegationen dıe Resolu-

t10N.UD) Die 18 Generalkonferenz der UNESCO hat eine YVYO' 48 Mıt-
vylıedstaaten eingebrachte Resolution ANSCHOIHNMIMECN, in der Israel In einem Zzweıten Entscheid BiINg Cs die noch ungeklärte Zuge-
seiner Haltung ın der Jerusalem-Frage verurteilt wirdl. In der R eso- hörigkeit einer Reihe VO  &. Mitgliedstaaten eıner der 1eTr UNESCO-
lution heisst CS, PIN- Israel »„beharrlıch historıische Merkmale der Stadt Regionen Europa; Afrıka; Asıen/Ozeanıen! Lateinamerika/Karıbik)?2,

Mırt 48 33 Stimmen He 31 Enthaltungen wurde der AntragJerusalem verändert Un Ausgrabungen unternimmt, dıe die enk-
mäler der Stadt getährden«. Der Generaldirektor der UNESCO wırd Israels abgelehnt, der Regıon Europa anzugehören. Da das Land auch
aufgefordert, die Hılfe Israel lange einzustellen, bıs das Land bei keiner anderen Region Aufnahme fand, Ist CS ıhm verwehrt,
» (l1e Resolution der Organısation peinlich respektijert«. Dıie Ab- Konterenzen und anderen Aktıvıtäten, die dıe einzelinen Regionen
stimmung Im Plenum der Generalkonterenz ergab 64 Stimmen für che betreffen, teilzunehmen. Die Delegatıon der Bundesrepublık Deutsch-

and stimmte WiC d1e eisten anderen westlichen Delegationen imResolution un: 27 Stimmen dagegen. 26 Staaten enthielten sıch der
Plenum der 18. Generalkonferenz tür d1e Aufnahme Israels ın dieStimme. Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland stimmteV Resolution der 18. Generalkonferenz der UNESCO  vom 7. und 20./21. November 1974 gegen Israel  Dem »unesco«-dienst entnehmen wir folgende Mitteilung:*  wie die meisten anderen westlichen Delegationen gegen die Resolu-  tion.  (UD) Die 18. Generalkonferenz der UNESCO hat eine von 48 Mit-  gliedstaaten eingebrachte Resolution angenommen, in der Israel wegen  In einem zweiten Entscheid ging es um die noch ungeklärte Zuge-  seiner Haltung in der Jerusalem-Frage verurteilt wird!. In der Reso-  hörigkeit einer Reihe von Mitgliedstaaten zu einer der vier UNESCO-  lution heisst es, dass Israel »beharrlich historische Merkmale der Stadt  Regionen (Europa; Afrika; Asien/Ozeanien; Lateinamerika/Karibik)?,  Mit 48 gegen 33 Stimmen bei 31 Enthaltungen wurde der Antrag  Jerusalem verändert und Ausgrabungen unternimmt, die die Denk-  mäler der Stadt gefährden«. Der Generaldirektor der UNESCO wird  Israels abgelehnt, der Region Europa anzugehören. Da das Land auch  aufgefordert, die Hilfe an Israel so lange einzustellen, bis das Land  bei keiner anderen Region Aufnahme fand, ist es ihm u. a. verwehrt,  »die Resolution der Organisation peinlich genau respektiert«. Die Ab-  an Konferenzen und anderen Aktivitäten, die die einzelnen Regionen  stimmung im Plenum der Generalkonferenz ergab 64 Stimmen für die  betreffen, teilzunehmen. Die Delegation der Bundesrepublik Deutsch-  land stimmte wie die meisten anderen westlichen Delegationen im  Resolution und 27 Stimmen dagegen. 26 Staaten enthielten sich der  Plenum der 18. Generalkonferenz für die Aufnahme Israels in die  Stimme. Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland stimmte  * (21/9-12). Köln, September-Dezember-Ausgabe 1974, S. 3.  Region Europa.  (UNESCO)  15 u  2 S. u. S. 55,  I. Resolution vom 7. November 1974:  442 [82EX], 431 [83EX], 4.3.1 [88 EX], 4.4.1 [89EX],  4.3.1 [90 EX] und Resolution 3422 [17 C]),  Durchführung der Resolutionen der  berücksichtigt, dass in ihrer 17. Session die Generalkon-  Generalkonferenz und der Entschei-  ferenz (Resolution 3.422):  »(A) feststellte, dass Israel darauf beharrt, sich den  dungen des Exekutivausschusses  entsprechenden Resolutionen nicht zu fügen, und dass  betreffend Schutz und Erhaltun  seine Haltung diese Organisation daran hindert, die ihr  * /1  des Kulturgutes in Jerusalem  laut ihrer Verfassung obliegende Aufgabe zu erfüllen;  (B) aufforderte, den Generaldirektor zur Fortsetzung  Die Generalkonferenz  seiner Bemühungen, die wirksame Präsenz der UNESCO  zieht in Betracht die Bedeutung, die die UNESCO gemäss  in der Stadt Jerusalem durchzusetzen und dadurch die  ihrer Verfassung auf den Schutz und die Erhaltung des  tatsächliche Durchführung der von der Generalkonferenz  Erbes von Monumenten von historischem oder wissen-  und dem Exekutivausschuss angenommenen Resolutionen  schaftlichem Wert legt,  zu ermöglichen«,  zieht in Betracht ferner die von der Generalkonferenz  erinnert, dass der Exekutivausschuss in seiner 94. Session  der Vereinten Nationen angenommene Resolution 2253  (Resolution 4.4.1):  von 4. Juli  1967 und die Resolution 2254 vom  (A) überzeugte durch den Inhalt des Berichts des  14. Juli 1967, in denen Israel aufgefordert wird, Mass-  Generaldirektors über die Mission seines Bevollmächtig-  nahmen zur Veränderung der Rechtsstellung der Stadt  ten in der Stadt Jerusalem, dass »Israel weiterhin die  betreffenden Resolutionen nicht  beachtet  und dass  Jerusalem rückgängig zu machen und in Zukunft davon  Abstand zu nehmen, und im Hinblick auf die Resolution  seine Haltung diese Organisation daran hindert, die ihr  des Sicherheitsrats 267 vom 3. Juli 1969 und die  laut ihrer Verfassung obliegende Aufgabe zu erfüllen«;  Resolution 268 vom 25. September 1971, in denen das  (B) verurteilte Israels andauernde Verletzung der betref-  fenden von der Generalkonferenz und dem Exekutivaus-  Bedauern über Israels Missachtung der Resolutionen der  Vereinten Nationen über die Beibehaltung des Status von  schuss angenommenen Resolutionen;  Jerusalem ausgesprochen wird,  (C) unterbreitete die Angelegenheit der Generalkonfe-  ist sich bewusst der ausserordentlichen Bedeutung des  renz, um die in deren Kompetenz liegenden entsprechenden  Massnahmen zu treffen;  Kulturguts der Altstadt von Jerusalem wegen ihres  einzigartigen kulturellen, historischen und religiösen  während Israel in absichtlicher und schamloser Weise  Wertes, nicht nur für die unmittelbar betroffenen Länder,  dem Weltgewissen und der internationalen Gemeinschaft  sondern für die ganze Menschheit,  Trotz bietet, indem es beständig die von der Generalkon-  erinnert, dass seit der 15. Session der Generalkonferenz  ferenz und dem Exekutivausschuss angenommenen Reso-  (1968) die Organisation Israel dringend aufgefordert  lutionen zum Schutz des Kulturerbes der Stadt Jerusalem  missachtet;  hat, von jeden archäologischen Ausgrabungen in der  Stadt Jerusalem Abstand zu nehmen und von jeder  während die Generalkonferenz nicht untätig bleiben  Veränderung ihrer charakteristischen Züge oder ihres  kann angesichts der beharrlichen Verletzung der Resolu-  kulturellen und historischen Charakters, vor allem in  tionen von seiten Israels;  geleitet durch von der Generalkonferenz seit ihrer  bezug auf christliche und islamische religiöse Stätten (Re-  solutionen 3342 und 3343 [14 C] und Entscheidungen  14. Session angenommenen Präzedenzfälle über die stän-  dige Verletzung ihrer Resolutionen und die Verletzung  Aus dem Englischen übersetzt (D. Red. d. FR).  1 Vorgelegt von: Jordanien, Tunesien, Sudan, Oman, Libyen, Maure-  der in der Konstitution niedergelegten Ziele (Resolutio-  tanien, Vereinigte Arabische Emirate, Algerien, Syrien, Qatar, Ägyp-  nen 11 [14 C)], 9.12 und 9.14 [15 C], 8 [16 C] und 10.1  ten, Jemen, Bahrain, Irak, Libanon, Marokko, Demokratisches Jemen,  [17 C):  Saudi-Arabien, Somalia, Kuwait, Bangladesch, Union der Sozialisti-  1. Bestätigt nochmals alle oben erwähnten Resolutionen  schen Sowjet-Republiken, Tschechoslowakei, Malaysien, Afghanistan,  Pakistan, Ukrainische Sozialistische Sowjet-Republik, Jugoslawien,  und besteht auf ihrer Durchführung;  Indonesien, Bulgarien, Sri Lanka, Deutsche Demokratische Republik,  2. verurteilt Israel wegen seiner der in der Konstitu-  Byelorussische Sozialistische Sowjet-Republik, Polen.  tion dargelegten Ziele der Organisation widersprechenden  5491 Köln, September-Dezember-Ausgabe 1974, Regıon Europa. (
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Resolution VO. November 1974 447 182 EX], 431 IP 4 23 1 4 4 1 [89EX },
4 2 .1 190 EX] un: Resolution 3477 | 17 C ]),Durchführung der Resolutionen der berücksichtigt, dass In ıhrer Session die Generalkon-

Generalkonfterenz un der Entsche1- terenz (Resolution
» teststellte, dass Israel darauft beharrt, sıch dendungen des Exekutivausschusses entsprechenden Resolutionen nıcht rügen, und dassbetreffend Schutz un Erhaltun se1ne Haltung diese UOrganısatıion daran hindert, die ıhr

* /1des Kulturgutes 1in Jerusalem aut ihrer Verfassung obliegende Aufgabe erfüllen;
(B) auftorderte, den Generaldirektor ZUrFr Fortsetzung

Dıiıe Generalkonferenz selıner Bemühungen, die wırksame rasenz der UNESCO
7zieht ın Betracht dıe Bedeutung, die die UNESCO zemass in der Stadt Jerusalem durchzusetzen und dadurch die
ihrer Verfassung auft den Schutz un die Erhaltung des tatsäiächliche Durchtührung der VO  —5 der Generalkonferenz
Erbes VO Monumenten VOon historischem oder WISsSen- und dem Exekutivyausschuss ANgSCNOMMENEN Resolutionen
schattlıchem Wert legt, ermöglıchen«,
zieht In Betracht terner die VO  3 der Generalkonterenz erinnert, dass der Exekutivausschuss in seıner 94 Session
der Vereinten Natıonen ANSCHOMMEN Resolut:on 2253 (Resolution 4.4.1)
VON Julı 1967 un: diıe Resolution 2254 VO! (A) überzeugte durch den Inhalt des Berichts des

Juli 1967, 1ın denen Israel aufgefordert wird, Ma ass- Generaldirektors über die Mıssıon se1ınes Bevollmächtig-
nahmen Z.Ur Veränderung der Rechtsstellung der Stadt ten iın der Stadt Jerusalem, dass » Israel weıterhın die

betreftenden Resolutionen nıcht eachtet und dassJerusalem rückgängıg machen un: ın Zukunft davon
Abstand nehmen, un 1ım Hınblick autf die R esolution seine Haltung diese UOrganıisatıon daran hindert, die ıhr
des Sıcherheitsrats 267 VO 3. Julı 1969 un die laut ihrer Verfassung obliegende Aufgabe erfüllen«:
Resolution 268 VO September 1971, In denen das (B) mwerurteilte Tsraels andauernde Verletzung der betret-

fenden VO der Generalkonferenz un dem Exekutivaus-Bedauern über Israels Missachtung der Resolutionen der
Vereinten Natıonen über die Beibehaltung des Status VO!  _5 schuss ANSCHOMMENCH Resolutionen;
Jerusalem ausgesprochen wird, (C) unterbreitete die Angelegenheit der Generalkonte-
ıst sich bewusst der Ausserordentlichen Bedeutung des renNzZ, die in deren Kompetenz lıegenden entsprechenden

Massnahmen treffen:Kulturguts der Altstadt VO  - Jerusalem SCNH ıhres
einzigartıgen kulturellen, hıistorischen un: relıgiösen zuaährend Israel ın absichtlicher un schamloser Weıse
Wertes, nıcht NUur für die unmıittelbar betroffenen Länder, dem Weltgewissen un der internationalen Gemeinschafrt
csondern für dien Menschheıt, Irotz bietet, ındem beständig die VO  — der Generalkon-
erinnert, dass se1it der Session der Generalkonterenz ferenz un dem FExekutivausschuss ANSCNOMMENEN Reso-
(1968) die Organısatıion Israel dringend aufgefordert utionen ZU Schutz des Kulturerbes der Stadt Jerusalem

missachtet;hat, VO  —5 jeden archäologischen Ausgrabungen ın der
Stadt Jerusalem Abstand nehmen und von jeder nahrend die Generalkonterenz nıcht untätiıg bleiben
Veränderung iıhrer qAQarakteristischen Züge oder ıhres kann angesichts der beharrlichen Verletzung der Resolu-
kulturellen un hıstorischen Charakters, VOT allem In tionen VOon seıten Israels:

geleitet durch VO  -} der Generalkonferenz seit iıhrerbezug autf christliche und slamısche relig1öse Stätten (Re-
solutiıonen 33472 un 37343 [14 und Entscheidungen Session an SCHOMMENEC Präzedenzfälle ber die Stan-  e

dige Verletzung ihrer Resolutionen un die VerletzungAuS dem Englischen übersetzt Red FR)
Vorgelegt VO' Jordanıen, Tunesien, Sudan, UOman, Libyen, Maure- der ın der Konstitution nıedergelegten Ziele (Resolutio-

tanıen, Vereimigte Arabische Emirate, Algerien, Syrien, Qatar, Ägyp- nenNn 11 114 C }, 9.12 und 9.14 115 eit 116 und 101
ten, Jemen, Bahraın, Irak, Libanon, Marokko, Demoaokratıisches Jemen, 117 C]
Saudi-Arabien, Somalia, Kuwaılt, Bangladesch, Unı0on der Sozialısti- Bestätigt nochmals alle oben erwähnten Resolutionen
schen Sowjet-Republiken, Tschechoslowake:, Malaysıien, Afghanıistan,
Pakıstan, Ukrainische Sozialistische Sowjet-Republik, Jugoslawıen, un esteht autf iıhrer Durchführung;
Indonesıen, Bulgarien, Sr1 Lanka, Deutsche Demokratische Republik, verurteilt Israel SCh se1ner der ın der Konstıtu-
Byelorussische Sozjialistische Sowjet-Republik, Polen tion dargelegten Ziele der Organıisation widersprechenden

V Resolution der 18. Generalkonferenz der UNESCO 
vom 7. und 20.121. November 1974 gegen Israel 
Dem «unesco«-dienst entnehmen wir folgende Mitteilung:* 

;UD) Die 18. Generalkonferenz der UNESCO hat eine von 48 Mit-
gliedstaaten eingebrachte Resolution angenommen, in der Israel wegen 
seiner Haltung in der Jerusalem-Frage verurteilt wirdl. In der Reso-
lution heisst es, dass Israel »beharrlich historische Merkmale der Stadt 
Jerusalem verändert und Ausgrabungen unternimmt, die die Denk-
mäler der Stadt gefährden«. Der Generaldirektor der UNESCO wird 
aufgefordert, die Hilfe an Israel so lange einzustellen, bis das Land 
»die Resolution der Organisation peinlich genau respektiert«. Die Ab-
stimmung im Plenum der Generalkonferenz ergab 64 Stimmen für die 
Resolution und 27 Stimmen dagegen. 26 Staaten enthielten sich der 
Stimme. Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland stimmte 

(21/9-12). Köln, September-Dezember-Ausgabe 1974, S. 3. 
1  S. u.  

wie die meisten anderen westlichen Delegationen gegen die Resolu-
tion. 
In einem zweiten Entscheid ging es um die noch ungeklärte Zuge-
hörigkeit einer Reihe von Mitgliedstaaten zu einer der vier UNESCO-
Regionen (Europa; Afrika; Asien/Ozeanien; Lateinamerika/Karibik) 2 . 
Mit 48 gegen 33 Stimmen bei 31 Enthaltungen wurde der Antrag 
Israels abgelehnt, der Region Europa anzugehören. Da das Land auch 
bei keiner anderen Region Aufnahme fand, ist es ihm u. a. verwehrt, 
an Konferenzen und anderen Aktivitäten, die die einzelnen Regionen 
betreffen, teilzunehmen. Die Delegation der Bundesrepublik Deutsch-
land stimmte wie die meisten anderen westlichen Delegationen im 
Plenum der 18. Generalkonferenz für die Aufnahme Israels in die 
Region Europa. (UNESCO) 

2  5. u. S. 55. 

I. Resolution vom 7. November 1974: 
Durchführung der Resolutionen der 
Generalkonferenz und der Entschei-
dungen des Exekutivausschusses 
betreffend Schutz und Erhaltung 
des Kulturgutes in Jerusalem" 

Die Generalkonferenz 
zieht in Betracht die Bedeutung, die die UNESCO gemäss 
ihrer Verfassung auf den Schutz und die Erhaltung des 
Erbes von Monumenten von historischem oder wissen-
schaftlichem Wert legt, 
zieht in Betracht ferner die von der Generalkonferenz 
der Vereinten Nationen angenommene Resolution 2253 
von 4. Juli 1967 und die Resolution 2254 vom 
14. Juli 1967, in denen Israel aufgefordert wird, Mass-
nahmen zur Veränderung der Rechtsstellung der Stadt 
Jerusalem rückgängig zu machen und in Zukunft davon 
Abstand zu nehmen, und im Hinblick auf die Resolution 
des Sicherheitsrats 267 vom 3. Juli 1969 und die 
Resolution 268 vom 25. September 1971, in denen das 
Bedauern über Israels Missachtung der Resolutionen der 
Vereinten Nationen über die Beibehaltung des Status von 
Jerusalem ausgesprochen wird, 
ist sich bewusst der ausserordentlichen Bedeutung des 
Kulturguts der Altstadt von Jerusalem wegen ihres 
einzigartigen kulturellen, historischen und religiösen 
Wertes, nicht nur für die unmittelbar betroffenen Länder, 
sondern für die ganze Menschheit, 
erinnert, dass seit der 15. Session der Generalkonferenz 
(1968) die Organisation Israel dringend aufgefordert 
hat, von jeden archäologischen Ausgrabungen in der 
Stadt Jerusalem Abstand zu nehmen und von jeder 
Veränderung ihrer charakteristischen Züge oder ihres 
kulturellen und historischen Charakters, vor allem in 
bezug auf christliche und islamische religiöse Stätten (Re-
solutionen 3342 und 3343 [14 C] und Entscheidungen 

Aus dem Englischen übersetzt (D. Red. d. FR). 
I Vorgelegt von: Jordanien, Tunesien, Sudan, Oman, Libyen, Maure-
tanien, Vereinigte Arabische Emirate, Algerien, Syrien, Qatar, Ägyp-
ten, Jemen, Bahrain, Irak, Libanon, Marokko, Demokratisches Jemen, 
Saudi-Arabien, Somalia, Kuwait, Bangladesch, Union der Sozialisti-
schen Sowjet-Republiken, Tschechoslowakei, Malaysien, Afghanistan, 
Pakistan, Ukrainische Sozialistische Sowjet-Republik, Jugoslawien, 
Indonesien, Bulgarien, Sri Lanka, Deutsche Demokratische Republik, 
Byelorussische Sozialistische Sowjet-Republik, Polen. 

442 [82 EX], 431 [83 EX], 4.3.1 [88 EX], 4.4.1 [89 EX], 
4.3.1 [90 EX] und Resolution 3422 [17 C]), 
berücksichtigt, dass in ihrer 17. Session die Generalkon-
ferenz (Resolution 3.422): 
»(A) feststellte, dass Israel darauf beharrt, sich den 
entsprechenden Resolutionen nicht zu fügen, und dass 
seine Haltung diese Organisation daran hindert, die ihr 
laut ihrer Verfassung obliegende Aufgabe zu erfüllen; 
(B) aufforderte, den Generaldirektor zur Fortsetzung 
seiner Bemühungen, die wirksame Präsenz der UNESCO 
in der Stadt Jerusalem durchzusetzen und dadurch die 
tatsächliche Durchführung der von der Generalkonferenz 
und dem Exekutivausschuss angenommenen Resolutionen 
zu ermöglichen«, 
erinnert, dass der Exekutivausschuss in seiner 94. Session 
(Resolution 4.4.1): 
(A) überzeugte durch den Inhalt des Berichts des 
Generaldirektors über die Mission seines Bevollmächtig-
ten in der Stadt Jerusalem, dass »Israel weiterhin die 
betreffenden Resolutionen nicht beachtet und dass 
seine Haltung diese Organisation daran hindert, die ihr 
laut ihrer Verfassung obliegende Aufgabe zu erfüllen«; 
(B) verurteilte Israels andauernde Verletzung der betref-
fenden von der Generalkonferenz und dem Exekutivaus-
schuss angenommenen Resolutionen; 
(C) unterbreitete die Angelegenheit der Generalkonfe-
renz, um die in deren Kompetenz liegenden entsprechenden 
Massnahmen zu treffen; 
während Israel in absichtlicher und schamloser Weise 
dem Weltgewissen und der internationalen Gemeinschaft 
Trotz bietet, indem es beständig die von der Generalkon-
ferenz und dem Exekutivausschuss angenommenen Reso-
lutionen zum Schutz des Kulturerbes der Stadt Jerusalem 
missachtet; 
während die Generalkonferenz nicht untätig bleiben 
kann angesichts der beharrlichen Verletzung der Resolu-
tionen von seiten Israels; 
geleitet durch von der Generalkonferenz seit ihrer 
14. Session angenommenen Präzedenzfälle über die stän-
dige Verletzung ihrer Resolutionen und die Verletzung 
der in der Konstitution niedergelegten Ziele (Resolutio-
nen 11 [14 C], 9.12 und 9.14 [15 C], 8 [16 C] und 10.1 
[17 C]): 
1. Bestätigt nochmals alle oben erwähnten Resolutionen 
und besteht auf ihrer Durchführung; 
2. verurteilt Israel wegen seiner der in der Konstitu-
tion dargelegten Ziele der Organisation widersprechenden 
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Haltung, ındem nach der ıllegalen Besetzung der Stadt prüfte das Dokument 18 C /43 betreffs der Definition
darauf beharrt, die historischen charakteristischen Züge Regionen 1Im Hinblick auf die Durchführung regionaler
der Stadt Jerusalem Z.Uu verindern und Ausgrabungen Zzu Aktıvıtiten durch die Organısationen,
machen, die für die Monumente ine Gefahr darstellen ; entscheidet vervollständigen die VO der Sıtzung

fordert auf den Generaldirektor, Unterstützung für aufgestellte Lıste VO  — Miıtgliedstaaten, die Regional-
Israels Erziehungswesen, Wissenschaft un Kultur OLTZU- aktivitäiäten teilzunehmen berechtigt sind, für dıe der
enthalten, hıs CS die obengenannten Resolutionen un repraäsentatıve Charakter VO  ; Staaten eın wichtiger
Entscheidungen gewissenhaft respektiert. Faktor Ist, Ww1e folgt

Mitgliedstaaten Kegı:on
Australien Asıen/Kanada

II Resolution VO Nov 1974 Bangladesch Asıen/Ozeanı:en
Barbados Lateinamerika/Karıibiküber die Zugehörigkeit den Regionen Kanada Europa
Deutsche Demokratischein Hinblick aut die Durchführung Republik Europaregionaler Aktivıitäten der Organisation”* Gumea-Bıssau Atrıka
Guyana Lateinamerika/Karıbik

Die Generalkonferenz Demokratische Volksrepublik
VO]  3 Korea Asıen/Ozeanıeneriınnert die auf ıhrer 13. Sıtzung ANSCNOMMECNE
MaltaResolution 5.91 betreffend Definition der Regionen Europa

hinsichtlich der Durchführung regionaler Aktivitäten, be1 Neuseeland Ası:en/Ozeanıen
Oman Arabische Staatender der repräsentatıve Charakter der Staaten eın Portugal Europawichtiger Faktor ISt, San Marıno Europaıst siıch bE‘ZUHSSZ' der Tatsache, dass die in jeder Resolution Asıen/OzeanıenSingapuraufgeführten Gruppen nicht aAlle Mitgliedstaaten der Unıon der Sozialıstischen

UNESCO einschliessen, Sowjetrepubliken Europa; Asıen/Ozeanıen
anerkennt das grundlegende Prinzıp, wodurch jeder Vereinigte Arabische Emirate Arabısche Staaten

Vereimigte StaatenMıtgliedstaat das Recht un dıe Pflicht hat, Sanz un
VO Nordamerikaregelmässıg den regiıonalen un ınternationalen LEuropa

Aktıvıtiten der Organısation teilzunehmen, Papua-Neuguinea Asıen/’Ozeanien
entscheidet prüfen auf ihrer Sıtzung iırgendwel-wünscht, bemüht se1N, die Ausübung dieses Rechts un

Ajeser Pflıcht durch jeden Mitgliedstaat sicherzustellen, che unerledigten Fragen zugleıich miıt Fillen VO Staaten,
Aje nach Annahme dieser Resolution Mitglieder dieser

Aus dem Englischen übersetzt Die Red FR) Organısatıon werden können.

VI Ottizielle Erklärungen und Äusserungen den Resolutionen
der UNESCO

Rast euch! Und gebt ıhm Ast nıcht bis dassErklärung Von Nathan Bar-Yaakov, gründet bis dass macht Jeruschalaim ZzuU RuhmLeıiter der Israel-Delegation bei der auf Erden.« Jesaja 62, 1—) —

Sitzungsperiode der Generalkonferenz, Es kannn wenıg wundernehmen, dass für Israel Jerusalem
ZUF Debatte über Jerusalem der Brennpunkt der jüdischen Geschichte, seiner

November Sehnsucht, seiner Gebete 1St Jerusalem 1St das Symbol
ehemalıgen Ruhms un moderner Erneuerung.

Herr Vorsitzender! Israel ISt. sıch des unıversellen Interesses Jerusalem
Man hat hiıer über das muslimısche un Ährisrtliche Frbe un der darın gelegenen heiligen Stitten völlıg bewusst.

Fs gehört unseren politischen Grundsätzen, Finheitgesprochen. arf ıch zunächst das Jüdische und unıversel-
le FErbe 1in dieser heiligen Stadt 1Ns Gediächtnis rufen, und Frıeden ın der Stadt wahren, ständigen Zugang
und WAar mL1t den Worten des Propheten Jesajas VOT den Heiligtümern für die Anhänger aller Religionen

sıchern un die kulturellen, historischen un relıgı1ösenmehr Als 2500 Jahren; 1E mogen uns eınen Anhalt für
NSere Erwägungen bieten: Werte schützen. In diesem Sınne hat Meine Regjerung

» Um Zijons Willen schweig ıch nıcht un Jeru- 1m Juni 196/ hre Absicht bekanntgegeben, die interne
Verwaltung un Ordnung für die heiligen Statten denschalaım rast‘ ıch nımmer bıs aufgeht w1e das Licht

sein R echt se1ın eil WIEe ohe Fackel dass schaun relig1ösen Vorstehern der Gemeinschaften, denen diese
deın Recht Aje Völker un deine Ehre alle Könige. Stiatten gehören, übergeben.! Gleichzeitig wurde eın
Dann heisst INa dich mM1r Namen den dır »(Gesetz ZU Schutz der Heıiligen Stitten« aNSCNOMMEN,
des Ewgen und benennt das ım allerersten Absatz erklärt: »  1€ Heilıgen Stitten
Jeruschalaim, u  ber deine Mauern hab WSchter ich sollen V OT Entweihung geschützt werden W 1 auch VOrT

allem, W 4S den Freien Zugang der Angehörigen derbestellt den Tag indurch dıe acht hinweg 1E
schweigen nlie. IDITS ıhr den Ewgen beschwört / nıcht verschiedenen Religionsgemeinschaften den ıhnen

Aus dem Englischen übersetzt. (Die Red FR) XIX/1967, 44
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Haltung, indem es nach der illegalen Besetzung der Stadt 
darauf beharrt, die historischen charakteristischen Züge 
der Stadt Jerusalem zu verändern und Ausgrabungen zu 
machen, die für die Monumente eine Gefahr darstellen; 
3. fordert auf den Generaldirektor, Unterstützung für 
Israels Erziehungswesen, Wissenschaft und Kultur vorzu-
enthalten, bis es die obengenannten Resolutionen und 
Entscheidungen gewissenhaft respektiert. 

II. Resolution vom 20./21. Nov. 1974 
über die Zugehörigkeit zu den Regionen 
in Hinblick auf die Durchführung 
regionaler Aktivitäten der Organisation* 

Die Generalkonferenz 
erinnert an die auf ihrer 13. Sitzung angenommene 
Resolution 5.91 betreffend Definition der Regionen 
hinsichtlich der Durchführung regionaler Aktivitäten, bei 
der der repräsentative Charakter der Staaten ein 
wichtiger Faktor ist, 
ist sich bewusst der Tatsache, dass die in jeder Resolution 
aufgeführten Gruppen nicht alle Mitgliedstaaten der 
UNESCO einschliessen, 
anerkennt das grundlegende Prinzip, wodurch jeder 
Mitgliedstaat das Recht und die Pflicht hat, ganz und 
regelmässig an den regionalen und internationalen 
Aktivitäten der Organisation teilzunehmen, 
wünscht, bemüht zu sein, die Ausübung dieses Rechts und 
dieser Pflicht durch jeden Mitgliedstaat sicherzustellen, 

Aus dem Englischen übersetzt (Die Red. d. FR).  

prüfte das Dokument 18 C/43 betreffs der Definition 
Regionen im Hinblick auf die Durchführung regionaler 
Aktivitäten durch die Organisationen, 
entscheidet zu vervollständigen die von der 13. Sitzung 
aufgestellte Liste von Mitgliedstaaten, die an Regional-
aktivitäten teilzunehmen berechtigt sind, für die der 
repräsentative Charakter von Staaten ein wichtiger 
Faktor ist, wie folgt: 
Mitgliedstaaten 	 Region 
Australien 	 Asien/Kanada 
Bangladesch 	 Asien/Ozeanien 
Barbados 	 Lateinamerika/Karibik 

Europa uropa  
Deutsche Demokratische 
Republik 	 Europa 
Guinea-Bissau 	 Afrika 
Guyana 	 Lateinamerika/Karibik 
Demokratische Volksrepublik 
von Korea 	 Asien/Ozeanien 
Malta 	 Europa 
Neuseeland 	 Asien/Ozeanien 
Oman 	 Arabische Staaten 
Portugal 	 Europa 
San Marino 	 Europa  
Singapur 	 Asien/Ozeanien 
Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken 	 Europa; Asien/Ozeanien 
Vereinigte Arabische Emirate 	Arabische Staaten 
Vereinigte Staaten 
von Nordamerika 	 Europa 
Papua-Neuguinea 	 Asien/Ozeanien 

entscheidet zu prüfen auf ihrer 19. Sitzung irgendwel-
che unerledigten Fragen zugleich mit Fällen von Staaten, 
die nach Annahme dieser Resolution Mitglieder dieser 
Organisation werden können. 

VI Offizielle Erklärungen und Äusserungen zu den Resolutionen 
der UNESCO 

A Erklärung von Nathan Bar-Yaakov, 
Leiter der Israel-Delegation bei der 
18. Sitzungsperiode der Generalkonferenz, 
zur Debatte über Jerusalem 
am 6. November 1974* 

Herr Vorsitzender! 

Man hat hier über das muslimische und christliche Erbe 
gesprochen. Darf ich zunächst das jüdische und universel-
le Erbe in dieser heiligen Stadt ins Gedächtnis rufen, 
und zwar mit den Worten des Propheten Jesajas vor 
mehr als 2500 Jahren; sie mögen uns einen Anhalt für 
unsere Erwägungen bieten: 

»Um Zijons Willen schweig ich nicht / und um Jeru-
schalaim rast' ich nimmer / bis aufgeht wie das Licht 
sein Recht / sein Heil wie lohe Fackel / dass schaun 
dein Recht die Völker / und deine Ehre alle Könige. / 
Dann heisst man dich mit neuem Namen / den dir 
des Ewgen Mund benennt ... 
Jeruschalaim, über deine Mauern / hab Wächter ich 
bestellt / den Tag hindurch / die Nacht hinweg / sie 
schweigen nie. / Die ihr den Ewgen beschwört / nicht 

Aus dem Englischen übersetzt. (Die Red. d. ER).  

Rast euch! / Und gebt ihm Rast nicht / bis dass er 
gründet / bis dass er macht Jeruschalaim / zum Ruhm 
auf Erden.« 	 Jesaja 62, 1-3; 6-7 

Es kann wenig wundernehmen, dass für Israel Jerusalem 
der Brennpunkt der jüdischen Geschichte, seiner 
Sehnsucht, seiner Gebete ist. Jerusalem ist das Symbol 
ehemaligen Ruhms und moderner Erneuerung. 
Israel ist sich des universellen Interesses an Jerusalem 
und der darin gelegenen heiligen Stätten völlig bewusst. 
Es gehört zu unseren politischen Grundsätzen, Einheit 
und Frieden in der Stadt zu wahren, ständigen Zugang 
zu den Heiligtümern für die Anhänger aller Religionen 
zu sichern und die kulturellen, historischen und religiösen 
Werte zu schützen. In diesem Sinne hat meine Regierung 
im Juni 1967 ihre Absicht bekanntgegeben, die interne 
Verwaltung und Ordnung für die heiligen Stätten den 
religiösen Vorstehern der Gemeinschaften, denen diese 
Stätten gehören, zu übergeben. 1  Gleichzeitig wurde ein 
»Gesetz zum Schutz der Heiligen Stätten« angenommen, 
das im allerersten Absatz erklärt: »Die Heiligen Stätten 
sollen vor Entweihung geschützt werden wie auch vor 
allem, was den freien Zugang der Angehörigen der 
verschiedenen Religionsgemeinschaften zu den ihnen 

I S. FR XIX/1967, S. 44 f. 
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heiligen Stätten gefährden oder W as \hre Geftühle Für Delegierten nıcht ZUSAaßTEC, mMmMUuSSTIeE VYO:  i fallenge-
diese Stätten verletzen könnte.«? Im Dokument EX/1 2) lassen werden. Statt dessen Fand bei dieser Generalver-

7, Abs 20, Bericht des Generaldirektors des Exekutiv- sammlung wıeder ıne scharfe Debatte STALT, un Samt-  d
OTrSans, heisst » Jerusalem 1St ıne heilige Stadt, S$1e IST lsche unfundierten Anklagen un Behauptungen wurden
1ber keine LOTLE Stadt Sle besitzt ine eıgne Vitalıtät, die nochmals vo  en
unvereinbar sein scheint MI1T dem Los eiıner tadt, die In einem Bericht VOo September 1969 erklärte der
man Aals blosse Ansammlung VO  5 Antıquıitäten ansıeht. Generaldirektor, dass dıe Meldungen des Generalkom-
Wıe Inan auch immer die Prohbleme angeht, solite die 1ssars alte Intormationen enthielten, deren der Exeku-

tivyausschuss edürfe.Erhaltung der Stätten un Denkmiäler un VOTr allem,
WeNN auch nıcht ausschliesslich, die der Altstadr 1im Ich könnte noch mehr 4US diesen Berichten des
Zusammenhang Mit der Atmosphäre und der Entwick- Generalkommissars 7ıtieren. Die Betonung lıegt dabe;i
lung Jerusalems gesehen werden.« auf der Mitarbeit und Bereitwilligkeit Von seıten
In diesem Zusammenhang möchte ıch teststellen, dass Israels, die Aufgabe des Generalkommissars ZUTC urch-
Israel hei der Entwicklung der lebenden ta Jerusa- führung se1nes Mandats erleichtern un ıhm
em der historischen Schätze und des geistlichen ermöglıchen, jederzeit und überall hinzugehen un
FErbes eingedenk 1St und se1in wird. Es wırd jetzt un ın beobachten. Der Generaikommissar hat kein einzıges
Zukuntrt dafür orge 9 dass diese für die Mal mitgeteiılt, dass irgendwelche Schwierigkeiten beste-
FEıinwohner un für die Wefir erhalten bleiben.3 hen, die Konventionsbedingungen erfüllen. Das hat
Bald nach Einstellung der Feindseligkeiten ım Jahr 196/ aber die Förderer des vorliegenden Antrags nicht daran
begann die UNESCO, siıch MT der Frage des kulturellen gehindert, in der ihnen eigenen Ausdrucksweise immer
Frbes in Jerusaiem beschäftigen. Es VOT allem wieder und wieder behaupten, Israel habe die Haager

Konvention »verletzt«.die Bestrebungen des Generaldirektors, die Konvention
ZUuU Schutz VO  . Kulturbesitz im Falle eines bewaftffneten W as wirklich verletzt worden ist, 1STt die Wahrheit. Sie
Konflikts allgemeın ekannt Als die Haager Konven- [die Araber] cstellen partelusche, unbewiesene, falsche
t10n VO:  3 1954 durch die teindlichen Parteien in Behauptungen autf und wiederholen s1ie immer YO  —3

Anwendung bringen. Diese Konvention wird in der Tatsächliches mı1t rfundenem vermischen un
augenblicklichen Sıtuation im en (Osten Zu ersien Geschichte NCUu schreiben, X33 eıne wohlbekannte
Mal 17 Praxıs angewendet. ] Jas bedeutet, dass sıch Taktik, die Taktik der »STOSSCNH Lüge«.
dabei einen est un ine Herausforderung andelt, Die gemeıne Verleumdung, man habe sıch aut nıcht na  ..  her
da die Erfahrungen un Präzedenz In diesem Fall ZEW1SS bestimmte Art un VWeise bei den christlichen und
bedeutsam sein werden, W CIIn 1 Zukunft irgendwo islami;schen Kultstätten eingemischt, ISt eın typisches
anders eıne Situation entsteht, die die Anwendung der Beispiel. Natürlich oibt Für diese Schmähung keinerle:
Konventıon wünschenswert erscheinen lassen. ewelse. Man wiırtft das hin, Ressentiments un
1968 erklärte der der Konventıon Vorurteijle erwecken, da Ja bekanntlich bei diesen
Generalkommissar 113 seinem ersien Bericht (78 EX/5 Themen die Gefühle leicht erhitzt un verletzbar sind.
» Die Regierung VON Israel hat mMır völlige Bewegungs- All dies, obwohli objektive Beobachter der Haager

Konventıon un Spezialberater des Generaldirektors dertreiheit gelassen .. WenNnn ch für den Zweck einer
Unterhaltung oder Nachprüfung allein sein wollte, hat UNESCO Nie behauptet, sondern 1mM Gegenteil
13803  3 Meine Wünsche respektiert.« die dorge und Umsicht betont haben, die Israel der
Ich möchte auch usammenarbeit M1 der Erhaltung des FErbes angedeihen l(Asst. Die muslımı:schen
UNESCO-Organısatıon eriınnern. Abgesehen VONn der und christlichen Behörden sind, w 1€e anfangs betont,
Durchtührung der Haager Konvention machte der völlig selbständig unı verantwortlich für die Erhaltung,
Generaldirektor noch weiıtere Vorschläge, denen Erneuerung un Wiederherstellung ıhres Religions- un
Israel bereitwillig seine Mitarbeıt ZUSASLE, ach dem Kultureigentums. Im etzten Bericht des Sonderberaters

der UNESCO Protessor emaıre steht e1neBesuch des Sonderberaters Herrn De Angelis D’Ossat
legte der Generaldirektor in seınem Bericht Bemerkung darüber, dass die Restaurjierungsarbeiten ın

der Suq-el-Quattani zunächst wünschen übrigliessen,VOo der Verhandlung des Exekutivorgans einıge
Möglichkeiten dar, W Iie die UNESCO Mit Rat un Tar dass „ber bEl eiınem 7zweiten Besuch die angewandten
eingreifen könnte. Israels Abgeordneter reaglerte DOSITLV Methoden besser fand
und wollte konkrete Vorschläge machen, aber die Hıer INUuS$sS erwähnt werden, dass diese Arbeiten SanNzZ un
arabischen Delegierten ablehnend un kritisch, gar VOÖ  3 unı durch den Waatf, den mus!imischen
dass nichts geschah Kultusrat, ausgeführt werden. Im oleichen Bericht wird
Bei der Sıtzung des Fxekutivausschusses erklärte der aut Erneuerungsarbeıiten 1n der Grabeskirche hinge-
sraelische Beobachter wiederum, dass die israelischen wıesen; zuch dort werden die Arbeiten VO  »3 den
Behörden wohlwollend erwagen würden, talls der verschiedenen un zuständıgen christlichen tellen NIier-

General!kommissar einen Experten 1m Sınne der Konven- OIM en.

tion entsenden wolle Auch diese Inıtiatıve versandete Der Abgeordnete der Sowjetunion WwIeSs auf diese Teile
A der arabiıischen Opposıtion. VON Protessor Lemaiures Bericht hın, ohne wıssen, u11n

Kurz VOT der Generalversammlung 1ım Jahr 1972 W 4S sıch eigentlich andelt. och hat der Vertreter des
Generaldirektors, da INnan ;hn niıcht darum gebeten hatte,machte der Generaldirektor wiederum den Vorschlag,

eınen Experten laut Art 73 der Haager Konventi:on dem 94. Exekutivausschuss einen mündlichen Bericht
Meine Regierung nahm den Vorschlag wieder- gegeben, w1€ der Sowjetdelegierte behauptet hat

schr POSIELV auf, 1ber da den arabischen Es IStE interessant, dass die uUuNs vorliegende Erklärung den
4A3 Bevollmächtigten des Generaldıirektors nıcht einmal

erwähnt: ferner, dass der Generaldirektor Aaut HınweisVgl auch Resolution des Jerusalemer geschäftsführenden Gemeiunde-
TAFSs verurtelrt die SCO-Aktion 889 Dokument 15 überhaupt nıcht aufgefordert
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heiligen Stätten gefährden oder was ihre Gefühle für 
diese Stätten verletzen könnte.« 2  Im Dokument 83 EX/12, 
S. 7, Abs. 20, Bericht des Generaldirektors des Exekutiv-
organs, heisst es: »Jerusalem ist eine heilige Stadt, sie ist 
aber keine tote Stadt. Sie besitzt eine eigne Vitalität, die 
unvereinbar zu sein scheint mit dem Los einer Stadt, die 
man als blosse Ansammlung von Antiquitäten ansieht. 
Wie man auch immer die Probleme angeht, sollte die 
Erhaltung der Stätten und Denkmäler und vor allem, 
wenn auch nicht ausschliesslich, die der Altstadt im 
Zusammenhang mit der Atmosphäre und der Entwick-
lung Jerusalems gesehen werden.« 
In diesem Zusammenhang möchte ich feststellen, dass 
Israel bei der Entwicklung der lebenden Stadt Jerusa-
lem stets der historischen Schätze und des geistlichen 
Erbes eingedenk ist und sein wird. Es wird jetzt und in 
Zukunft dafür Sorge getragen, dass diese für die 
Einwohner und für die Welt erhalten bleiben. 3  
Bald nach Einstellung der Feindseligkeiten im Jahr 1967 
begann die UNESCO, sich mit der Frage des kulturellen 
Erbes in Jerusalem zu beschäftigen. Es waren vor allem 
die Bestrebungen des Generaldirektors, die Konvention 
zum Schutz von Kulturbesitz im Falle eines bewaffneten 
Konflikts — allgemein bekannt als die Haager Konven-
tion von 1954 — durch die feindlichen Parteien in 
Anwendung zu bringen. Diese Konvention wird in der 
augenblicklichen Situation im Nahen Osten zum ersten 
Mal in Praxis angewendet. Das bedeutet, dass es sich 
dabei um einen Test und eine Herausforderung handelt, 
da die Erfahrungen und Präzedenz in diesem Fall gewiss 
bedeutsam sein werden, wenn in Zukunft irgendwo 
anders eine Situation entsteht, die die Anwendung der 
Konvention wünschenswert erscheinen lassen. 
1968 erklärte der unter der Konvention ernannte 
Generalkommissar in seinem ersten Bericht (78 EX/5): 
»Die Regierung von Israel hat mir völlige Bewegungs-
freiheit gelassen .. wenn ich für den Zweck einer 
Unterhaltung oder Nachprüfung allein sein wollte, so hat 
man meine Wünsche respektiert.« 
Ich möchte auch an unsre Zusammenarbeit mit der 
UNESCO-Organisation erinnern. Abgesehen von der 
Durchführung der Haager Konvention machte der 
Generaldirektor noch weitere Vorschläge, zu denen 
Israel bereitwillig seine Mitarbeit zusagte. Nach dem 
Besuch des Sonderberaters Herrn De Angelis D'Ossat 
z. B. legte der Generaldirektor in seinem Bericht 
vor der 83. Verhandlung des Exekutivorgans einige 
Möglichkeiten dar, wie die UNESCO mit Rat und Tat 
eingreifen könnte. Israels Abgeordneter reagierte positiv 
und wollte konkrete Vorschläge machen, aber die 
arabischen Delegierten waren ablehnend und kritisch, so 
dass nichts geschah. 
Bei der 84. Sitzung des Exekutivausschusses erklärte der 
israelische Beobachter wiederum, dass die israelischen 
Behörden es wohlwollend erwägen würden, falls der 
Generalkommissar einen Experten im Sinne der Konven-
tion entsenden wolle. Auch diese Initiative versandete 
wegen der arabischen Opposition. 
Kurz vor der 17. Generalversammlung im Jahr 1972 
machte der Generaldirektor wiederum den Vorschlag, 
einen Experten laut Art. 23 der Haager Konvention zu 
ernennen. Meine Regierung nahm den Vorschlag wieder-
um sehr positiv auf, aber da er den arabischen 

2  a. 0. S. 43. 
3  Vgl. auch: Resolution des Jerusalemer geschäftsführenden Gemeinde-
rats verurteilt die UNESCO-Aktion. 

Delegierten nicht zusagte, musste er von neuem fallenge-
lassen werden. Statt dessen fand bei dieser Generalver-
sammlung wieder eine scharfe Debatte statt, und sämt-
liche unfundierten Anklagen und Behauptungen wurden 
nochmals vorgetragen. 
In einem Bericht vom September 1969 erklärte der 
Generaldirektor, dass die Meldungen des Generalkom-
missars alle Informationen enthielten, deren der Exeku-
tivausschuss bedürfe. 
Ich könnte noch mehr aus diesen Berichten des 
Generalkommissars zitieren. Die Betonung liegt dabei 
stets auf der Mitarbeit und Bereitwilligkeit von seiten 
Israels, die Aufgabe des Generalkommissars zur Durch-
führung seines Mandats zu erleichtern und ihm zu 
ermöglichen, jederzeit und überall hinzugehen und zu 
beobachten. Der Generalkommissar hat kein einziges 
Mal mitgeteilt, dass irgendwelche Schwierigkeiten beste-
hen, die Konventionsbedingungen zu erfüllen. Das hat 
aber die Förderer des vorliegenden Antrags nicht daran 
gehindert, in der ihnen eigenen Ausdrucksweise immer 
wieder und wieder zu behaupten, Israel habe die Haager 
Konvention »verletzt«. 
Was wirklich verletzt worden ist, ist die Wahrheit. Sie 
[die Araber] stellen parteiische, unbewiesene, falsche 
Behauptungen auf und wiederholen sie immer von 
neuem. Tatsächliches mit Erfundenem zu vermischen und 
Geschichte neu zu schreiben, ist eine wohlbekannte 
Taktik, die Taktik der »grossen Lüge«. 
Die gemeine Verleumdung, man habe sich auf nicht näher 
bestimmte Art und Weise bei den christlichen und 
islamischen Kultstätten eingemischt, ist ein typisches 
Beispiel. Natürlich gibt es für diese Schmähung keinerlei 
Beweise. Man wirft das so hin, um Ressentiments und 
Vorurteile zu erwecken, da ja bekanntlich bei diesen 
Themen die Gefühle leicht erhitzt und verletzbar sind. 
All dies, obwohl objektive Beobachter der Haager 
Konvention und Spezialberater des Generaldirektors der 
UNESCO nie so etwas behauptet, sondern im Gegenteil 
die Sorge und Umsicht betont haben, die Israel der 
Erhaltung des Erbes angedeihen lässt. Die muslimischen 
und christlichen Behörden sind, wie anfangs betont, 
völlig selbständig und verantwortlich für die Erhaltung, 
Erneuerung und Wiederherstellung ihres Religions- und 
Kultureigentums. Im letzten Bericht des Sonderberaters 
der UNESCO Professor Lemaire z. B. steht eine 
Bemerkung darüber, dass die Restaurierungsarbeiten in 
der Suq-el-Quattani zunächst zu wünschen übrigliessen, 
dass er aber bei einem zweiten Besuch die angewandten 
Methoden besser fand. 
Hier muss erwähnt werden, dass diese Arbeiten ganz und 
gar von und durch den Waqf, den muslimischen 
Kultusrat, ausgeführt werden. Im gleichen Bericht wird 
auf Erneuerungsarbeiten in der Hl. Grabeskirche hinge-
wiesen; auch dort werden die Arbeiten von den 
verschiedenen und zuständigen christlichen Stellen unter-
nommen. 
Der Abgeordnete der Sowjetunion wies auf diese Teile 
von Professor Lemaires Bericht hin, ohne zu wissen, um 
was es sich eigentlich handelt. Noch hat der Vertreter des 
Generaldirektors, da man ihn nicht darum gebeten hatte, 
dem 94. Exekutivausschuss einen mündlichen Bericht 
gegeben, wie der Sowjetdelegierte behauptet hat. 
Es ist interessant, dass die uns vorliegende Erklärung den 
Bevollmächtigten des Generaldirektors nicht einmal 
erwähnt; ferner, dass der Generaldirektor laut Hinweis 
im Dokument 18 C/106 überhaupt nicht aufgefordert 
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worden IST, eınen Bericht fur diese Sıtzung der Stinespring (von der Theologischen Fakultät der uke-
Generalversammlung vorzulegen. Im gleichen Dokument Universıität) archäologische Ausgrabungen geleitet.
erwähnt der Generaldirektor die Umstände der FErnen- Es 1St verschiedentlıch VOMN dem Generalkommuissar un
NuNg elner qualifiziıerten Person als se1ınem Bevollmäch- dem Generaldirektor celher darauf hingewiesen worden,
tigten ın Jerusalem. Das geschah aufgrund elnes Begeh- dass die Haager Konventijon Feinerle]) besondere Ver-
1EeNS bei der Generalversammlung, ın der aufgefor- pflichtungen oder Verbote uber archäologische Ausgra-
dert wurde, ıne »wirksame Träisenz« der UNESCO ın bungen encthält. Man kannn SCNH, dass eın solches
Jerusalem schaften. Die Mitarbeit der israelischen Verbot ausdrücklich ausgeschlossen worden 1St Wäihrend
Behörden wurde natürlich bereitwillig und der der Diskussion be] der diplomatischen Konferenz, die die
Generaldirektor War der Ansıicht, dass M1 diesem Haager Konventı:on vorbereitete, wurde nämlich auch
Ärrangement dem ıhm übertragenen Mandart der etfzten eın Vorschlag über archäologische Ausgrabungen De-
Generalversammlung entsprochen habe Das erwähnt macht. Dieser Vorschlag wurde nıcht ANSENOIMNIMEN und
1n dem 11771 Maı 1973 vorgelegten Dokument kam nıchr 1n den endgültigen ext Daher iSt die

In der 111185 unterbreiteten Erklärung wird Bemerkung des geehrten Abgeordneten V OIl Frankreıch
diese konstruktive, positıve Abmachung überhaupt nıcht nıcht richtig, dass die Ausgrabungen die Konvention
erwähnt. Sowohl der Generaldirektor Als auch seıin verletzen.
Bevollmächtigter werden frisch und freı ıgnoriert. Der ber die Ausgrabungen den Tempelberg Haram-esh-
Bevolimächtigte hat 1Aber Jerusalem sSe1It etiztem Dezem- Shariıf Sagl der Generaldirektor 1n das
ber dreimal besucht. Be]l der Exekutivausschusssitzung folgende: 1e VÖO! Prof Mazar autf beiden Seiten der
hat der Generaldirektor einen Bericht über die 'Tat- Südwestecke der Tempelmauer fernoO  enen Gira-
sachen und Beobachtungen se1nes Vertreters vorgelegt. bungen erstrecken sich über eın weltes Gebtet, ZUT eit
Eıinıiges daraus Ww1e folgt PetwA 01010 I Man 1St bereits dem ommajJadıschen
Betreffs der Ausgrabungen Haram-esh-Sharıf heıisst un byzantinischen Nıveau und drıngt aktıv den

1m Dokument ara f »Nach Prüfung der Altesten Unterstrukturen VOT. Wıe ausgedehnt dıe Gra-
vorbereiteten Dokumente habe iıch den Eindruck, dass bungen auch seiın mögen, können 601e doch 1mM AaUSCN-
dıe Kritik den bel den Ausgrabungen angewandten blicklichen Zustand die Stabilität der ungeheuren att-
Methoden grundlos 1St Die Grabungen werden VO torm des Haram dieser Stelle 1n keiner Weıse gefähr-

den.«einem cehr qualıifizierten eaım VO  ® Experten jeder Art
VOrgenOMMEeN; aAllen Aspekten und Perioden der dort In erzählt Prof emaıre: »Ich möchte mich
gemachten Funde wırd grösste Aufmerksamkeit SC übrigens bedingungslos der Meınung melnes Kollegen
schenkt. Die gleiche Umsıichr lässr iINan der Erhaltung der Prof de Angelis d’Ossat anschliessen, dass die
Ommayadenpalastruinen un denen der herodianıschen augenblicklichen Bauten weder die Festigkeit des hero-
eır zukommen.« dianischen Tempels noch die der sehr wichtigen Denkmä-
Hınsichtlich der Ausgrabungen 1 jüdischen Stadrtteil ler auf der Terrasse irgendwie bedrohen. Die Bauten
Sagl der Bevollmächtigte: » [Jas Ziel dieser Ausgrabungen Laben die Grundfesten der Mauern, die durchschnitrtlich
1St e1n Studium des Substratums der Zone, bevor die 1947 Meter der Oberfläche lıegen, S1€e direkt auf
his 1967 zerstoörten Gebäude wiederaufgebaut werden.« dem Felsengrund stehen scheinen, nırgends erreicht.«
Ich möchte 11UT7T nebenbej auf die Daten 947 bıs 1967 Im gleichen Bericht Sagt Prof Lemaire über den Wert
hınweısen. Wer hat das Gebiet ın dieser e1it un sıch der Ausgrabungen ZUT Entdeckung VO  - Kulturgut un:
gehabt? Die jordanıschen Behörden Verantworfit- Schätzen früherer Zıvilisationen, die M1r diesen histori-

siınd:ıch für die Zerstörung des jüdischen Viertels zwischen cschen Stiätten verbunden 1e Ausgrabungen
1947 un 1967 werden hıer 1n Al den Abschnitten vVvorsSenOMMCN, die
Ich fahre M1T Auszugen auUs Prof Lemaıres Bericht fort: 194748 durch Kriegsakte oder ın der darauffolgenden
»  1e Ausgrabungen werden mMiıt m  ter Umsicht un Preisgabe der Gebäude ZerstOrt  A wurden. Die beispielhaf-
AuSsserst modernen Methoden vorgeNOMMe: und haben Len un auf Detauils bedachten Ausgrabungen decken
bereits Entdeckungen geführt, die vıel ZUr Geschichrte nach un nach Überreste aller STOSSCIL Perioden der Stadt
Jerusalems beitragen. FEs sind dies VOT allem Funde Von auf, V Ol der eıit der Könige (Eisenzeit), über die
'Teılen der Stadtmauern AUS der Königszeıt und einem römische, byzantinische, ommajadische un türkische bis
Haus, das VO  —5 den Truppen des Tıtus verbrannt wurde, ZUX allerneuesten eit
WwIEe auch Strassen un Wohnhäuser, hauptsächlich AUS Abschliessend darf Man fragen, W 4S IMNIT der »Erhaltung
der herodianıschen und byzantınıschen Zeit.« des Status« VOU  5 Jerusalem gemeınt ISst Wenn damıt die
Ferner liest INn hinsichtlich der ITunnel entlang der Siıtuation VOTr dem Juni 1967 gemeılnt 1St, würde die
W estmauer: »SeIit 1971 hat INa  j 1n den ‚Iunnels« keine Wiederherstellung der milıtärischen Grenzlınie bedeuten,
weıteren Arbeiten nNfie  IMm.  « ber diese Tunnelan- den Wi;ederaufbau der Tren NUNSSINAUEIN und der
Jagen möchte ıch auch die Worte des Generalkommissars Stacheldrahtzäune, die die Stadt durchschnitten. | D
ın VO Maı 1971 antühren: » Wenn iINnan von wurde bedeuten, dass weder Juden noch israelische
den ausgedehnten Arbeiten unterhalb eines wichtigen Muslimen un Christen freien Zugang ıhren Kultstät-
Teıls der Altstadt hört, musste INa  — annehmen, dass das ten haben, der ihnen erst seit Junı 196/ wiıieder
csehr riskant ISt, dass viele Gebäude, Strassenzüge, ermöglicht wurde. Es 1St unvorstellbar, dass das ernscthaft
Marktplätze und VOor 4Allem Denkmäiäler edrohrt sind. beabsichtigt St.
Hıer 111055 jedoch daran erinnert werden, dass VOoOr allem
der bekannte Archäologe Charles Wılson, E., schon Es ware wohl besser, dem Ratschlag eines Leitartikels der
VOTLT 100 Jahren einen Teıl des ursprünglichen Baues » NEeW ork Times« folgen:

viel schwıerigeren Bedingungen, als das heute der » Mıt eıner jener nichtssagenden (jesten über den
Fall 1St, ausgegraben hat Auch noch 1963, 965 und Nahen UOsten, die ZUr Wiırkungslosigkeit verschiede-
1966 wurden 1n dieser Gegend VO  3 Prof. W ıllıam 1Ler UN-Sonderausschüsse geführt haben, hat dıie
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worden ist, einen Bericht für diese Sitzung der 
Generalversammlung vorzulegen. Im gleichen Dokument 
erwähnt der Generaldirektor die Umstände der Ernen-
nung einer qualifizierten Person als seinem Bevollmäch-
tigten in Jerusalem. Das geschah aufgrund eines Begeh-
rens bei der 17. Generalversammlung, in der er aufgefor-
dert wurde, eine »wirksame Präsenz« der UNESCO in 
Jerusalem zu schaffen. Die Mitarbeit der israelischen 
Behörden wurde natürlich bereitwillig zugesagt und der 
Generaldirektor war der Ansicht, dass er mit diesem 
Arrangement dem ihm übertragenen Mandat der letzten 
Generalversammlung entsprochen habe. Das erwähnt er 
in dem im Mai 1973 vorgelegten Dokument 92 
EX/16. In der uns unterbreiteten Erklärung wird 
diese konstruktive, positive Abmachung überhaupt nicht 
erwähnt. Sowohl der Generaldirektor als auch sein 
Bevollmächtigter werden frisch und frei ignoriert. Der 
Bevollmächtigte hat aber Jerusalem seit letztem Dezem-
ber dreimal besucht. Bei der 94. Exekutivausschusssitzung 
hat der Generaldirektor einen Bericht über die Tat-
sachen und Beobachtungen seines Vertreters vorgelegt. 
Einiges daraus wie folgt: 
Betreffs der Ausgrabungen um Haram-esh-Sharif heisst 
es im Dokument 94 EX/14, Para. 2f: »Nach Prüfung der 
vorbereiteten Dokumente habe ich den Eindruck, dass 
die Kritik an den bei den Ausgrabungen angewandten 
Methoden grundlos ist. Die Grabungen werden von 
einem sehr qualifizierten Team von Experten jeder Art 
vorgenommen; allen Aspekten und Perioden der dort 
gemachten Funde wird grösste Aufmerksamkeit ge-
schenkt. Die gleiche Umsicht lässt man der Erhaltung der 
Ommajadenpalastruinen und denen der herodianischen 
Zeit zukommen.« 
Hinsichtlich der Ausgrabungen im jüdischen Stadtteil 
sagt der Bevollmächtigte: »Das Ziel dieser Ausgrabungen 
ist ein Studium des Substratums der Zone, bevor die 1947 
bis 1967 zerstörten Gebäude wiederaufgebaut werden.« 
Ich möchte nur nebenbei auf die Daten 1947 bis 1967 
hinweisen. Wer hat das Gebiet in dieser Zeit unter sich 
gehabt? Die jordanischen Behörden waren verantwort-
lich für die Zerstörung des jüdischen Viertels zwischen 
1947 und 1967. 
Ich fahre mit Auszügen aus Prof. Lemaires Bericht fort: 
»Die Ausgrabungen werden mit grösster Umsicht und 
äusserst modernen Methoden vorgenommen und haben 
bereits zu Entdeckungen geführt, die viel zur Geschichte 
Jerusalems beitragen. Es sind dies vor allem Funde von 
Teilen der Stadtmauern aus der Königszeit und einem 
Haus, das von den Truppen des Titus verbrannt wurde, 
wie auch Strassen und Wohnhäuser, hauptsächlich aus 
der herodianischen und byzantinischen Zeit.« 
Ferner liest man hinsichtlich der Tunnel entlang der 
Westmauer: »Seit 1971 hat man in den >Tunnels< keine 
weiteren Arbeiten unternommen.« Über diese Tunnelan-
lagen möchte ich auch die Worte des Generalkommissars 
in 87 EX/34 vom Mai 1971 anführen: »Wenn man von 
den ausgedehnten Arbeiten unterhalb eines wichtigen 
Teils der Altstadt hört, müsste man annehmen, dass das 
sehr riskant ist, dass viele Gebäude, Strassenzüge, 
Marktplätze und vor allem Denkmäler bedroht sind. 
Hier muss jedoch daran erinnert werden, dass vor allem 
der bekannte Archäologe Charles Wilson, R. E., schon 
vor 100 Jahren einen Teil des ursprünglichen Baues 
unter viel schwierigeren Bedingungen, als das heute der 
Fall ist, ausgegraben hat. Auch noch 1963, 1965 und 
1966 wurden in dieser Gegend von Prof. William 

F. Stinespring (von der Theologischen Fakultät der Duke-
Universität) archäologische Ausgrabungen geleitet. 
Es ist verschiedentlich von dem Generalkommissar und 
dem Generaldirektor selbst darauf hingewiesen worden, 
dass die Haager Konvention keinerlei besondere Ver-
pflichtungen oder Verbote über archäologische Ausgra-
bungen enthält. Man kann sogar sagen, dass ein solches 
Verbot ausdrücklich ausgeschlossen worden ist. Während 
der Diskussion bei der diplomatischen Konferenz, die die 
Haager Konvention vorbereitete, wurde nämlich auch 
ein Vorschlag über archäologische Ausgrabungen ge-
macht. Dieser Vorschlag wurde nicht angenommen und 
kam nicht in den endgültigen Text. Daher ist die 
Bemerkung des geehrten Abgeordneten von Frankreich 
nicht richtig, dass die Ausgrabungen die Konvention 
verletzen. 
Über die Ausgrabungen um den Tempelberg Haram-esh-
Sharif sagt der Generaldirektor in 83 EX/12 das 
folgende: »Die von Prof. Mazar auf beiden Seiten der 
Südwestecke der Tempelmauer unternommenen Gra-
bungen erstrecken sich über ein weites Gebiet, zur Zeit 
etwa 20 000 qm. Man ist bereits unter dem ommajadischen 
und byzantinischen Niveau und dringt aktiv zu den 
ältesten Unterstrukturen vor. Wie ausgedehnt die Gra-
bungen auch sein mögen, so können sie doch im augen-
blicklichen Zustand die Stabilität der ungeheuren Platt-
form des Haram an dieser Stelle in keiner Weise gefähr-
den.« 
In 88 EX/47 erzählt Prof. Lemaire: »Ich möchte mich 
übrigens bedingungslos der Meinung meines Kollegen 
Prof. G. de Angelis d'Ossat anschliessen, dass die 
augenblicklichen Bauten weder die Festigkeit des hero-
dianischen Tempels noch die der sehr wichtigen Denkmä-
ler auf der Terrasse irgendwie bedrohen. Die Bauten 
haben die Grundfesten der Mauern, die durchschnittlich 
20 Meter unter der Oberfläche liegen, wo sie direkt auf 
dem Felsengrund zu stehen scheinen, nirgends erreicht.« 
Im gleichen Bericht sagt Prof. Lemaire über den Wert 
der Ausgrabungen zur Entdeckung von Kulturgut und 
Schätzen früherer Zivilisationen, die mit diesen histori-
schen Stätten verbunden sind: »Die Ausgrabungen 
werden hier in all den Abschnitten vorgenommen, die 
1947-48 durch Kriegsakte oder in der darauffolgenden 
Preisgabe der Gebäude zerstört wurden. Die beispielhaf-
ten und auf Details bedachten Ausgrabungen decken 
nach und nach Überreste aller grossen Perioden der Stadt 
auf, von der Zeit der Könige (Eisenzeit), über die 
römische, byzantinische, ommajadische und türkische bis 
zur allerneuesten Zeit. 
Abschliessend darf man fragen, was mit der »Erhaltung 
des Status« von Jerusalem gemeint ist. Wenn damit die 
Situation vor dem Juni 1967 gemeint ist, so würde es die 
Wiederherstellung der militärischen Grenzlinie bedeuten, 
den Wiederaufbau der Trennungsmauern und der 
Stacheldrahtzäune, die die Stadt durchschnitten. Es 
würde bedeuten, dass weder Juden noch israelische 
Muslimen und Christen freien Zugang zu ihren Kultstät-
ten haben, der ihnen erst seit Juni 1967 wieder 
ermöglicht wurde. Es ist unvorstellbar, dass das ernsthaft 
beabsichtigt ist. 

Es wäre wohl besser, dem Ratschlag eines Leitartikels der 
»New York Times« zu folgen: 

»Mit einer jener nichtssagenden Gesten über den 
Nahen Osten, die zur Wirkungslosigkeit verschiede- 
ner UN-Sonderausschüsse geführt haben, hat die 
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UNESCOÖ verlangt, dass Israel alle archäologischen Erhaltung oder der Schutz VoO historischen Stäatten oder
Arbeıiten in der Altstadt vVvon Jerusalem einstellen Denkmälern iSt Was auch ımmer die angebliche Absicht
solle der Förderer der Resolution seın MNas, hre tatsächliche
Dabel spielt Sar Ikeiıne Rolle, dass dıe Forschungen Bedeutung lıegt iın der völlıg ungerechttertigten Auterle-
der etzten tünf ahre, selt Israel die Abschnitte, die Zung VO! Sanktionen eiınen Mitgliedstaat dieser
neunzehn Jahre 1ın jordanischen Händen n! Organısation, und ZWäfT, wIıie u55 scheint, AUN vorwiegend
besetzte, mehr ZUr Entwicklung biblischer Archäo- polıtıschen Gründen.
logıe beigetragen haben, als dıe Arbeit elınes SanzCcnN Die Resolution als solche stellt ine verhängnisvolle un

EsvorangesansenNCch Jahrhunderts. spielt keine möglicherweise für diese Organısatıon tragische Wen-
Rolle, dass erregendes Licht auf das Leben VO  .} dung dar, die die UNESCOÖO ın ine eın politische Arena
Römern un Juden in den umwälzenden Jahren VOT verwandeln sucht. Dies esteht 11 (Gegensatz ıhrer
dem Fall des Tempels im a  re Chr geworfen eigentlichen Funktion als ein Forum zZzu Austausch VO  a}

wurde, der Zeıt, Als Jesus in Jerusalem lehte un Ideen und Wissen und als Vermiuttler YO Beıistand für
dort gekreuzigt wurde. Es spielt keine Rolle, dass die Mitgliedstaaten auf den Gebieten des Erziehungswe-
die Forschungsarbeiten Neu«t ewelse erbracht haben SCNS, der Kultur, der Wissenschaft un anderen Dıiszıpli-
für das frühislamısche, das sıehente Jahrhundert der 1L1en Dıiıese Resolution fügt, kurz DESAQT, der UNESCO als
Ommajadenbauten, im chatten der Aksa-Mo- einem rem1um tür Dialog un Debatte schweren
schee.« Schaden Z 1st der Begınn ZUr Umformung der

UNESCO eınem Ort bıtterer un)! gehässıger Kon-Und der Redaktionsaufsatz fährt fort: frontationen.
» Wenn die UNESCO-Mitglieder wiırklich daran Daher missbilligen WIIr die Verabschiedung dieser unge-
interessiert sind, die Sache der Organisatıon, nam- rechten Resalution und widersetzen uns ıhrer Durchfüh-
lıch das Erzıiehungswesen, die Wissenschaft un die FrFungs. Diese Resolution wırd weder konstruktiv ZU
Kultur fördern, dann collten S1e nıcht länger Schutz kulturellen Besıtzes 17 Jerusalem beitragen noch
kleinliche Kritik üben, sondern den archäologı- den sehr unsıcheren Verhandlungen zwischen den
schen Untersuchungen, die jetzt 1m (range sind, Parteien 1n der nahöstlıchen Debatte
teilnehmen. Statt Mır unsachlichen politischen FEın-
wänden wissenschaftliche Forschung behindern,
sollten SiEe lıeber einen internationalen FEınsatz

mıiıt Israel diesenOrganısieren, Stellungnahme des UNESCO-General-
Schmelztiegel dreier STOSSCF Religionskulturen FAN| direktors, Amadou ahtar M ’Bow, den
STU dieren. <<

Und ıch meıne, Herr Vorsitzender, dass iıne Organısa- Entscheidungen der Generalkonterenz
der UNESCO 1m Hinblick auft Israel  $tion W1E die uUunseILC gul daran tate, sıch ın der Vo  z} der

» New York T1ımes« angedeuteten Richtung bewegen, veröftentlicht Dezember
iın unfruchtbarer, negatıver Weıse W 1e ın der hıer

vorgelegten Resolution.
Den VO Presse, Funk un Fernsehen veröffentlichten
Berichten H  .  ber die Entscheidungen der Generalkon-
ferenz der UNESCOI1 fehlt CS, sSOWeIlt s1e Israel betreften,Erklärung VOon Minister

Genauigkeit un Objektivirät.W illiam Jones, US-Delegatıion, weı VO der Generalkontfterenz verabschiedete Resolu-
VO November 1974 tiıonen berühren ıin EerIStTer Linı:e Israel: die ezieht

sıch auf dıe Zusammensetzung regionaler Gruppen
Zurückweisung der Resolution* 1 iınnerhalb der UNESCO:;* dıe Zzweıte etrifit den Schutz
Die Vereinigten Staaten haben den Zweck der Erhaltung und die Erhaltung des Kulturguts ın Jerusalem.?
und Wiederherstellung VO  3 Kulturstätten ın aller Welt
konsequent unterstutzt und OSa reichlich Finanzhilfe IT

Da die Resolution über die Zusammensetzung regionalergeleistet.* Dennoch haben die Vereinigten Staaten
diese Resolution gestimmt un: weısen s1e gänzlich Gruppen tür die Durchführung regionaler Aktivitäten
zurück, weıl WIr der festen Meınung siınd, dass ıhr ım Rahmen der UNESCO unvollständig oder unkorrekt
eigentlicher 7 weck nıcht, ıch wiederhole, nicht die interpretiert worden 1St, wurde behauptet, Israel se1 AusSs

der UNESCO ausgeschlossen oder ıhm sSel die Möglichkeit
Aus dem Englischen übersetzt Red FR)
Vgl 1m gleichen ınn Schreiben YVO:  an Ted Kennedy Staats-

ZUf Mıtarbeit ın der 1881 worden.
Israel ıst ayeder ON der TINESCO noch V  - eiIner dersekretär enry Kıssinger. regionalen Gruppen ınnerhalb der UNESCO ausSse-Streichung des UNESCO-Beıtrags H.E.T. | Washington, 172 74|)

Das Repräsentantenhaus folgte dem denat, iındem sıch für dıe Eın- schlossen zyOorden. Als eiıner VvVo  - 135 Mitgliedstaaten 1St
stellung des Beitrages VO sechzehn Miıllionen Dollar die UNESCO Israel nach w1e VOor Miıtglied der UNESCO Israel gehörtaussprach, dAas Misstallen ber dıie Diskrimimierung Israels hand-
greiflich klarzumachen. auch weıterhın Gruppe J (Westeuropa) für die
Wiährend der Senat 2,67 Miılliarden Dollar bewillıgt hatte, ame die Wahlen ZU Fxekutiyrat der UNESCO auf der gleichen
Auslandshilfe-Vorlage in der ers10n des Repräsentantenhauses auft
2,64 Milliarden stehen. Das waren ungefähr 600 Millionen Dollar $ , Die tranz  che Originalfassung des Textes erschien ın der Pariser
weniger, als die Regierung verlangt hatte, jedoch fast /50 Millıonen Zeıtung »Le Monde« VO Dezember o/4 UÜbersetzt alc Briet V Ol

mehr, Als 111 abgelaufenen FinanzJjahr genehmigt worden Die der Deutschen UNESCO-Kommission, öln
V O: der Regi:erung beantragte Hiıltfe für Israel un: $r seine 1Arabi- 54 (Anmerkungen Red FR)
schen Nachbarn tand die Zustimmung des Repräsentantenhauses.
In Neue Zuürcher Zeitung (195/516), VÜ: 13 12 9/4 52
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UNESCO verlangt, dass Israel alle archäologischen 
Arbeiten in der Altstadt von Jerusalem einstellen 
solle. 
Dabei spielt es gar keine Rolle, dass die Forschungen 
der letzten fünf Jahre, seit Israel die Abschnitte, die 
neunzehn Jahre in jordanischen Händen waren, 
besetzte, mehr zur Entwicklung biblischer Archäo-
logie beigetragen haben, als die Arbeit eines ganzen 
vorangegangenen Jahrhunderts. Es spielt keine 
Rolle, dass erregendes Licht auf das Leben von 
Römern und Juden in den umwälzenden Jahren vor 
dem Fall des Tempels im Jahre 70 n. Chr. geworfen 
wurde, der Zeit, als Jesus in Jerusalem lebte und 
dort gekreuzigt wurde. Es spielt keine Rolle, dass 
die Forschungsarbeiten neue Beweise erbracht haben 
für das frühislamische, das siebente Jahrhundert der 
Ommajadenbauten, im Schatten der Al Aksa-Mo-
schee. « 

Und der Redaktionsaufsatz fährt fort: 

»Wenn die UNESCO-Mitglieder wirklich daran 
interessiert sind, die Sache der Organisation, näm-
lich das Erziehungswesen, die Wissenschaft und die 
Kultur zu fördern, dann sollten sie nicht länger 
kleinliche Kritik üben, sondern an den archäologi-
schen Untersuchungen, die jetzt im Gange sind, 
teilnehmen. Statt mit unsachlichen politischen Ein-
wänden wissenschaftliche Forschung zu behindern, 
sollten sie lieber einen internationalen Einsatz 
organisieren, um zusammen mit Israel diesen 
Schmelztiegel dreier grosser Religionskulturen zu 
studieren.« 

Und ich meine, Herr Vorsitzender, dass eine Organisa-
tion wie die unsere gut daran täte, sich in der von der 
»New York 'Times« angedeuteten Richtung zu bewegen, 
statt in so unfruchtbarer, negativer Weise wie in der hier 
vorgelegten Resolution. 

B Erklärung von Minister 
William B. Jones, US-Delegation, 
vom 7. November 1974 
Zurückweisung der Resolution*il 
Die Vereinigten Staaten haben den Zweck der Erhaltung 
und Wiederherstellung von Kulturstätten in aller Welt 
konsequent unterstützt und sogar reichlich Finanzhilfe 
geleistet. 2  Dennoch haben die Vereinigten Staaten gegen 
diese Resolution gestimmt und weisen sie gänzlich 
zurück, weil wir der festen Meinung sind, dass ihr 
eigentlicher Zweck nicht, ich wiederhole, nicht die 

Aus dem Englischen übersetzt (D. Red. d. FR). 
1  Vgl. u. a. im gleichen Sinn Schreiben von Ted Kennedy an Staats-
sekretär Henry Kissinger. 

2  Streichung des UNESCO-Beitrags (H.E.T. [Washington, 12. 12. 74]). 
Das Repräsentantenhaus folgte dem Senat, indem es sich für die Ein-
stellung des Beitrages von sechzehn Millionen Dollar an die UNESCO 
aussprach, um das Missfallen über die Diskriminierung Israels hand-
greiflich klarzumachen. 
Während der Senat 2,67 Milliarden Dollar bewilligt hatte, käme die 
Auslandshilfe-Vorlage in der Version des Repräsentantenhauses auf 
2,64 Milliarden zu stehen. Das wären ungefähr 600 Millionen Dollar 
weniger, als die Regierung verlangt hatte, jedoch fast 750 Millionen 
mehr, als im abgelaufenen Finanzjahr genehmigt worden waren. Die 
von der Regierung beantragte Hilfe für Israel und für seine arabi-
schen Nachbarn fand die Zustimmung des Repräsentantenhauses. 
In: Neue Zürcher Zeitung (195/516), vom 13. 12. 1974,  

Erhaltung oder der Schutz von historischen Stätten oder 
Denkmälern ist. Was auch immer die angebliche Absicht 
der Förderer der Resolution sein mag, ihre tatsächliche 
Bedeutung liegt in der völlig ungerechtfertigten Auferle-
gung von Sanktionen gegen einen Mitgliedstaat dieser 
Organisation, und zwar, wie uns scheint, aus vorwiegend 
politischen Gründen. 
Die Resolution als solche stellt eine verhängnisvolle und 
möglicherweise für diese Organisation tragische Wen-
dung dar, die die UNESCO in eine rein politische Arena 
zu verwandeln sucht. Dies steht im Gegensatz zu ihrer 
eigentlichen Funktion als ein Forum zum Austausch von 
Ideen und Wissen und als Vermittler von Beistand für 
die Mitgliedstaaten auf den Gebieten des Erziehungswe-
sens, der Kultur, der Wissenschaft und anderen Diszipli-
nen. Diese Resolution fügt, kurz gesagt, der UNESCO als 
einem Gremium für Dialog und Debatte schweren 
Schaden zu; es ist der Beginn zur Umformung der 
UNESCO zu einem Ort bitterer und gehässiger Kon-
frontationen. 
Daher missbilligen wir die Verabschiedung dieser unge-
rechten Resolution und widersetzen uns ihrer Durchfüh-
rung. Diese Resolution wird weder konstruktiv zum 
Schutz kulturellen Besitzes in Jerusalem beitragen noch 
zu den sehr unsicheren Verhandlungen zwischen den 
Parteien in der nahöstlichen Debatte. 

C Stellungnahme des UNESCO-General-
direktors, Amadou Mahtar M'Bow, zu den 
Entscheidungen der 18. Generalkonferenz 
der UNESCO im Hinblick auf Israel, 
veröffentlicht am 7. Dezember 1974* 

I. 
Den von Presse, Funk und Fernsehen veröffentlichten 
Berichten über die Entscheidungen der 18. Generalkon-
ferenz der UNESCO' fehlt es, soweit sie Israel betreffen, 
an Genauigkeit und Objektivität. 
Zwei von der Generalkonferenz verabschiedete Resolu-
tionen berühren in erster Linie Israel: die erste bezieht 
sich auf die Zusammensetzung regionaler Gruppen 
innerhalb der UNESCO; 2  die zweite betrifft den Schutz 
und die Erhaltung des Kulturguts in Jerusalem. 3  

//. 
Da die Resolution über die Zusammensetzung regionaler 
Gruppen für die Durchführung regionaler Aktivitäten 
im Rahmen der UNESCO unvollständig oder unkorrekt 
interpretiert worden ist, wurde behauptet, Israel sei aus 
der UNESCO ausgeschlossen oder ihm sei die Möglichkeit 
zur Mitarbeit in der UNESCO genommen worden. 
Israel ist weder von der UNESCO noch von einer der 
regionalen Gruppen innerhalb der UNESCO ausge-
schlossen worden. Als einer von 135 Mitgliedstaaten ist 
Israel nach wie vor Mitglied der UNESCO. Israel gehört 
auch weiterhin zu Gruppe I (Westeuropa) für die 
Wahlen zum Exekutivrat der UNESCO auf der gleichen 

Die französische Originalfassung des Textes erschien in der Pariser 
Zeitung »Le Monde« vom 7. Dezember 1974 — übersetzt als Brief von 
der Deutschen UNESCO-Kommission, Köln. 
1  S. o. S. 54 (Anmerkungen d. Red. d. FR). 
2  S. o. S. 54 f. 
3  S. o. S. 55. 
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Basıs wıe Australıen, Kanada, die Vereinigten Staaten yrabungen 1in der Stadt Jerusalem unternehmen un
un Neuseeland, die geographisch ausserhalb der uro- die charakteristischen Züge dieser Stadt oder ihren
päischen Regionen lıegen. kulturellen un historischen Charakter, besonders im
Wiäihrend der Generalkonferenz hat Israel, w1e auch Hıinblick auf die Zeugnisse der christlichen un: ıslamı-
Kanada und dıe Vereinigten Staaten, eınen Resolutions- schen Religionen, in keiner Weıse verändern. In
entwurtf eingebracht, »Iın die Lıste der TLänder Anbetracht der Tatsache, dass dıe Ausgrabungen un
aufgenommen werden, dıe zur Teilnahme uro- Arbeıten, die die Zeugnisse der chrıstlichen und islamı-
päischen Regionalaktivitäten berechtigt sind, bei welchen schen Relıgionen gvefährden können, fortgesetzt wurden,
der repräsentatıve Charakter der Staaten ıne wichtige hat die Generalkonferenz sechs Jahre nach Veröffent-
Rolle Spielt«. Wiährend die Resoluts:onen Kanadas und lıchung der erstien Aufforderung entschieden, dıe Hal-
der Vereinigten Staaten Annahme fanden, wurde die VO  3 tung sraels verurteılen, weı] „diese 1im VWıderspruch
Israel eingereıichte Resolution VO  a’ der Generalkonferenz, den Zielen der UNESCO steht, W1e S1e 1n ıhrer
das heisst VO den Bevollmächtigten Vertretern der Verfassung begründet sind«.
Regierungen der Mitgliedstaaten der UNESCO, abge- Ich möchte betonten, dass dıe Generalkonferenz
lehnt. Bestätigung aHer früheren, Jerusalem betreffenden Reso-

utionen den Generaldirektor erneut ausdrücklich C1I-Somit befindet sıch Israel 1n der gleichen Sıtuation w 1e
VOr der Generalkonferenz. Deshalb kann nıcht mächtigt hat, >weıterhin bemüht se1in, die effektive
behauptet werden, Israel @1 VOoIMmMNn ırgendeıiner Sache räsenz der UNESCOÖ ın der taı Jerusalem siıcherzu-
ausgeschlossen worden. Die eINZ1g nNEeUE Tatsache 1St, dass Stell€n«.
Israel jetzt als einzıger Mitgliedstaat der UNEFESCOÖO nıcht
einer der Regionen » 1171 Hinblick auf die Durchführung DDas 1St der Sachverhalt, Ich hoffe, dass die Tatsachen
regionaler Aktıyıitäten« zugehört, denn Australı:en un der Offenthehkeit ermöglıchen, sıch ine faıre und
Neuseeland wurden, hauptsächlich auf Vorschlag V  a’ korrekte Meınung .  ber die VO  « der Generalkonfe-

[CI1Z der UNEFESCO verabschiedeten Resolutionenfünf asıatischen Ländern, 1n die Gruppe Asıen/Ozeanıen
aufgenommen, während Kanada un die Vereinigten bilden. AÄAhnliche Entscheidungen sınd 1n der Vergangen-
Staaten (auf eıgenen Wunsch) dıe Zulassung ZUr Gruppe heıt gvetroffen worden, allerdings nıcht M 1ıt jenen
W esteuropa erhielten. Reaktionen, wıe WIr Ss1e In diesen ochen erleht haben
Ich möchte daran erinnern, dass Kanada un dıe Es ISt autf die »Politisierung der UNESCO« hingewtie-
Vereinigten Staaten 19772 während der 17. Generalkon- CM worden, als ob die Sonderorganisation der Vereinten
ferenz erfolglos die eılnahme der Konferenz der Natıonen nıcht VOIMn Anfang Aus der politischen
Erziehungsminister der europäischen Mitgliedstaaten Entscheidung entstanden wäaren, durch dıe Förderung des
beantragt hatten. Damals hat weder in Kanada noch in menschlichen Fortschritts SOWtle der Verständigung un
den Vereinigten Staaten, veschweige denn In Europa, Zusammenarbeıit zwiıschen allen Völkern den Grund für
irgend jemand die UNESCO beschuldigt, diese Länder eınen gerechten un! dauerhaften Friıeden legen. Dıiıe
VOU eıner regionalen Gruppe ausgeschlossen haben Mitgliedstaaten der UNESCO sind fast ıdentisch MIiIt den
Diıese T änder nahmen, Wwie Israe! auch, der Konferenz Mıtgliıedstaaten der Vereinten Natıonen. Die Delegierten
der Europäischen Erziehungsminister, diıe 1im Dezember der Generalkonferenz sind Regierungsvertreter. Es ist
1973 ıin Bukarest stattfand, als Beobachter tei!. Diese eshalb 1Ur natürlıch, dass Probleme, die die Welrt
Möglıichkeıit steht Israel jederzeıt offen, wenn wıiederum beunruhigen, dort eın Echo finden.
ıne Konferenz VO  ] Regierungsvertretern in Europa Wie ıch schon Ende der 18 Generalkonferenz
veranstaltet wırd. W ıe ın der Vergangenheit kannn Israel dargelegt habe, iıch selbst dıe Ansıcht, dass WIr In
ebentalls jeder Regionalkonferenz aut Regierungs- einer Organısatıon, die sıch I1 Erziehung, Wissenschaft
ebene als Beobachter teilnehmen, Banz yleich, S1e und Kultur befasst, Konftlikte vermeıden müussen, welche
abgehalten wird. die Form systematischer Konfrontationen annehmen.

Wır sollten vielleicht auch dıe Verabschiedung VO  3IT
Dıie zweıte Resolut:on »fordert den Generaldirektor auf, R esolutionen vermeıden, die in gewıissen reisen tiefe

Verbitterung hervorrufen, selbst Wenn diese IM ıit SrOSSCrdıe Hılfe Israel auf den Gebieten der Erziehung, Mehrheit AaNSCHOMMECN werden. Die goldene Regel fürWissenschaftt und Kultur Jange einzustellen, bıs das
Land dıe Resolutionen und Entscheidungen des Exeku- ine Organısatıon WI1Ie dıie UNESCO sollte ımmer se1in,

durch yeduldige und offene Aussprache ıne UÜberein-tıvrates un der Generalkonterenz gewissenhaft respek- stiımmung anzustreben. AÄAus dıesem Grunde habe ich alstiert«.
Diese Resolutionen basjieren 1 wesentlichen auf den N  r gewählter Generaldirektor der UNESCO, der nıcht

den Dıiıskuss:onen, die lange VOT meıner W.ahl!Resolutionen 29235 VO 4. Jul: 1967 und 2754 V O!

Jul: 1967 der Vollversammlung der Vereinten Natıo- stattfanden, teilgenommen hat, der Generalkonferenz
NETI, autf den R esolutionen 267 VO Julı 1969 und 268 meine feste Absıcht erklärt, wenn ımmer A  nÖötIg 1St un:

ich ine entsprechende Vollmacht habe, für ine offeneVO September 1969 des Sicherheitsrates der Vereıin-
ten Natıonen über den Status von Jerusalem SOWIle auf Aussprache einzutreten und versuchen, unterschied-

lıche Standpunkte auszugleichen, ıne möglichstden Entscheidungen der und 17. Generalkonferenz
der un den Entscheidungen des Exekutivrates STOSSC Übereinstimmung herbeizuführen. Deshalb be-
der UNESCO, die während der 82., 8 88., un! dauere ıch, dass ZEW1SSE hervorragende Persönlichkei-

ten autf Grund ungenaucCcr und entstellender Informatıo-90 Sitzung getroffen wurden.
Die NECUE Resolution der Generalkonterenz 15t darauf nen für richtig gehalten haben, sich unnachgijebig
zurückzuführen, dass die israelische Regijerung die zeıgen, obwohl InNnan VO  - Denkern un Wissenschaftlern

könnte, dass S1e eher Diskussionen un!:dringenden Appelle nıcht beachtet hat, mM1% denen S1e SeIt
1968 aufgefordert wurde, »keine archäologischen Aus- Aussprachen bereit S$1in  d.
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Basis wie Australien, Kanada, die Vereinigten Staaten 
und Neuseeland, die geographisch ausserhalb der euro-
päischen Regionen liegen. 
Während der 18. Generalkonferenz hat Israel, wie auch 
Kanada und die Vereinigten Staaten, einen Resolutions-
entwurf eingebracht, um »in die Liste der Länder 
aufgenommen zu werden, die zur Teilnahme an euro-
päischen Regionalaktivitäten berechtigt sind, bei welchen 
der repräsentative Charakter der Staaten eine wichtige 
Rolle spielt«. Während die Resolutionen Kanadas und 
der Vereinigten Staaten Annahme fanden, wurde die von 
Israel eingereichte Resolution von der Generalkonferenz, 
das heisst von den Bevollmächtigten Vertretern der 
Regierungen der Mitgliedstaaten der UNESCO, abge-
lehnt. 
Somit befindet sich Israel in der gleichen Situation wie 
vor der 18. Generalkonferenz. Deshalb kann nicht 
behauptet werden, Israel sei von irgendeiner Sache 
ausgeschlossen worden. Die einzig neue Tatsache ist, dass 
Israel jetzt als einziger Mitgliedstaat der UNESCO nicht 
einer der Regionen »im Hinblick auf die Durchführung 
regionaler Aktivitäten« zugehört, denn Australien und 
Neuseeland wurden, hauptsächlich auf Vorschlag von 
fünf asiatischen Ländern, in die Gruppe Asien/Ozeanien 
aufgenommen, während Kanada und die Vereinigten 
Staaten (auf eigenen Wunsch) die Zulassung zur Gruppe 
Westeuropa erhielten. 
Ich möchte daran erinnern, dass Kanada und die 
Vereinigten Staaten 1972 während der 17. Generalkon-
ferenz erfolglos die Teilnahme an der 2. Konferenz der 
Erziehungsminister der europäischen Mitgliedstaaten 
beantragt hatten. Damals hat weder in Kanada noch in 
den Vereinigten Staaten, geschweige denn in Europa, 
irgend jemand die UNESCO beschuldigt, diese Länder 
von einer regionalen Gruppe ausgeschlossen zu haben. 
Diese Länder nahmen, wie Israel auch, an der Konferenz 
der Europäischen Erziehungsminister, die im Dezember 
1973 in Bukarest stattfand, als Beobachter teil. Diese 
Möglichkeit steht Israel jederzeit offen, wenn wiederum 
eine Konferenz von Regierungsvertretern in Europa 
veranstaltet wird. Wie in der Vergangenheit kann Israel 
ebenfalls an jeder Regionalkonferenz auf Regierungs-
ebene als Beobachter teilnehmen, ganz gleich, wo sie 
abgehalten wird. 

///. 
Die zweite Resolution »fordert den Generaldirektor auf, 
die Hilfe an Israel auf den Gebieten der Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur so lange einzustellen, bis das 
Land die Resolutionen und Entscheidungen des Exeku-
tivrates und der Generalkonferenz gewissenhaft respek-
tiert«. 
Diese Resolutionen basieren im wesentlichen auf den 
Resolutionen 2235 vom 4. Juli 1967 und 2254 vom 
14. Juli 1967 der Vollversammlung der Vereinten Natio-
nen, auf den Resolutionen 267 vom 3. Juli 1969 und 268 
vom 25. September 1969 des Sicherheitsrates der Verein-
ten Nationen über den Status von Jerusalem sowie auf 
den Entscheidungen der 15. und 17. Generalkonferenz 
der UNESCO und den Entscheidungen des Exekutivrates 
der UNESCO, die während der 82., 83., 88., 89. und 
90. Sitzung getroffen wurden. 
Die neue Resolution der Generalkonferenz ist darauf 
zurückzuführen, dass die israelische Regierung die 
dringenden Appelle nicht beachtet hat, mit denen sie seit 
1968 aufgefordert wurde, »keine archäologischen Aus- 

grabungen in der Stadt Jerusalem zu unternehmen und 
die charakteristischen Züge dieser Stadt oder ihren 
kulturellen und historischen Charakter, besonders im 
Hinblick auf die Zeugnisse der christlichen und islami-
schen Religionen, in keiner Weise zu verändern. In 
Anbetracht der Tatsache, dass die Ausgrabungen und 
Arbeiten, die die Zeugnisse der christlichen und islami-
schen Religionen gefährden können, fortgesetzt wurden, 
hat die Generalkonferenz sechs Jahre nach Veröffent-
lichung der ersten Aufforderung entschieden, die Hal-
tung Israels zu verurteilen, weil »diese im Widerspruch 
zu den Zielen der UNESCO steht, wie sie in ihrer 
Verfassung begründet sind«. 
Ich möchte betonten, dass die Generalkonferenz in 
Bestätigung aller früheren, Jerusalem betreffenden Reso-
lutionen den Generaldirektor erneut ausdrücklich er-
mächtigt hat, »weiterhin bemüht zu sein, die effektive 
Präsenz der UNESCO in der Stadt Jerusalem sicherzu-
stellen«. 

Das ist der Sachverhalt. Ich hoffe, dass es die Tatsachen 
der Öffentlichkeit ermöglichen, sich eine faire und 
korrekte Meinung über die von der 18. Generalkonfe-
renz der UNESCO verabschiedeten Resolutionen zu 
bilden. Ähnliche Entscheidungen sind in der Vergangen-
heit getroffen worden, allerdings nicht mit jenen 
Reaktionen, wie wir sie in diesen Wochen erlebt haben. 
Es ist auf die »Politisierung der UNESCO« hingewie-
sen worden, als ob die Sonderorganisation der Vereinten 
Nationen nicht von Anfang an aus der politischen 
Entscheidung entstanden wären, durch die Förderung des 
menschlichen Fortschritts sowie der Verständigung und 
Zusammenarbeit zwischen allen Völkern den Grund für 
einen gerechten und dauerhaften Frieden zu legen. Die 
Mitgliedstaaten der UNESCO sind fast identisch mit den 
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen. Die Delegierten 
der Generalkonferenz sind Regierungsvertreter. Es ist 
deshalb nur natürlich, dass Probleme, die die Welt 
beunruhigen, dort ein Echo finden. 
Wie ich schon am Ende der 18. Generalkonferenz 
dargelegt habe, vertrete ich selbst die Ansicht, dass wir in 
einer Organisation, die sich mit Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur befasst, Konflikte vermeiden müssen, welche 
die Form systematischer Konfrontationen annehmen. 
Wir sollten vielleicht auch die Verabschiedung von 
Resolutionen vermeiden, die in gewissen Kreisen tiefe 
Verbitterung hervorrufen, selbst wenn diese mit grosser 
Mehrheit angenommen werden. Die goldene Regel für 
eine Organisation wie die UNESCO sollte immer sein, 
durch geduldige und offene Aussprache eine Überein-
stimmung anzustreben. Aus diesem Grunde habe ich als 
neu gewählter Generaldirektor der UNESCO, der nicht 
an den Diskussionen, die lange vor meiner Wahl 
stattfanden, teilgenommen hat, der Generalkonferenz 
meine feste Absicht erklärt, wenn immer es nötig ist und 
ich eine entsprechende Vollmacht habe, für eine offene 
Aussprache einzutreten und zu versuchen, unterschied-
liche Standpunkte auszugleichen, um eine möglichst 
grosse Übereinstimmung herbeizuführen. Deshalb be-
dauere ich, dass es gewisse hervorragende Persönlichkei-
ten auf Grund ungenauer und entstellender Informatio-
nen für richtig gehalten haben, sich unnachgiebig zu 
zeigen, obwohl man von Denkern und Wissenschaftlern 
erwarten könnte, dass sie eher zu Diskussionen und 
Aussprachen bereit sind. 
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Ich halte für angebracht, daran erinnen, dass sıch Aus der Ansptache aps Pauls VIdie UNESCOÖO seit fast Jahren Mıtwıirkung VO]
Männern und Frauen jeder Herkunft un jeden Glau- bei der Verleihung des »Friedenspreises
bens 17 ihrem Zuständigkeitsbereich ZU. Wohle der Johannes X XILIL.« die UNESCÖO
internationalen Gemeinschaft ür eın STOSSCS Unterfan- November
SCH eingesetzt hat un dass heute 1m UNESCO-
Sekretarıat Angehörige 215 mehr als 100 Mitgliedstaaten, ber die Verleihung des » Fricdenspreises Johannes X XITIL.« dieeinschliesslich srael, 1mM gemeınsamen Bemühen vereınt UNESCO ringen wır AUS dem {i.’UOsservatore Romano folgende Miıt-sind. teilung Lll'ld entnehmen einige Abschnitte AUS der Ansprache Papst

bın fest davon überzeugt, dass der UNESCO Pauls VI VO' A0} November
iImmer möglich se1in sollte wenn die interessierten

Mıt Betremden hat Papst Paul VI die Entscheidungen der JüngstenSt2aten ZUr Zusammenarbeit bereit SIn  d die Spannun- Generalversammlung der UNESCO, der Organisatıon für Erziehung,
gCH überwiınden, die der internatiıonalen Zusammen- Wissenschaft un Kultur d€l' U Israel ZUT Kenntnis
arbeıt un Verständigung in ıhrem Zuständigkeitsbereich imen. Beı der Verleihung des »Internationalen Friedenspreises Johan-

!Nes X XIIL.« die UNESCO 30. November 1m Vatıkan gz2bentgegenstehen. Ias aber VOFraus, dass die VO  3 der
der apst seiner Hofftnung Ausdruck, Aass »der unvorhergeseheneUNESCO aufgesteilten Regeln un Richtlinien nıcht als

COIC Buchstaben betrachtet werden, w ennn S1€e bestimmten Vortall in Kurze einer Lösung zugeführt werden mMOgE«, Er betonte
1es5 VOoTr allem, wei] C‘ W1e CI sagte, die ersten, denen einer Bei-

Interessen wıdersprechen. legung des Problems gelegen se1, be1 dıieser Feierstunde anwesend
W1SSE, naml;ch dıe Leıter un Vertreter der UN-OÖrganisatıon. Dıiese
nämlıch ‚tehe durch ihre weltweiıte Un friedenstördernde Eınstellung
SOW1e durch den (je1ist der ıhr eiıgenen Toleranz polıtıschen Ausem-

NESCO-Politik MUSS der Ver- andersetzungen fern un bleibe den ihr eigenen päidagogisch-wissen-
chaftlıchen un kulturellen Zıelsetzungen ımmer Treu. Der Papst WwIeSständigung dienen In seiner cde eigens daraut hın, Aass dıese Begegnung miıt der
UNESCO testgesetzt worden se1, bevor bei der Jüngsten General-Mitteilung dert Deutschen UNESCÖO- versammlung der UN-Organisation iın Parıs Entschliessungen 4A M
kommen Wal, dıe eiınen SrOSSCH eil der Kulturwelt erschüttertKommiss1on, Köln, Dezember 1974 haben [ Vgl AUS der Ansprache u. |
Den mi1it 40 g[010 US-Dollar dotierten Preis ahm der eu General-UNESCO aktuell (UA) Pressedienst der PDeutschen UNESCO-Kom- direktor der UNESCO, Amadou Mahitar OW, be1 einer Feier-155100 56/74) entnehmen WwIir den folgenden bemerkenswerten Text:

(UD) Es sollte alles an werden, die internationale Zusammenarbeit stunde ım Konsistoriensaal des Avostolischen Palastes In Empfang,
I Rahmen der IINESCO stärken un ım strıttıgen Fragen eine die November in Anwesenheit hoher vatıkanıscher Würden-

trager un Vertreter des e1ım Vatıkan aAkkreditierten Diplomatischenfür alle Betroffenen annehmbare Lösung finden Das WWar der Tenor Orps SOW1LE des ehemalıgen UNESCO-Generalsekretärs, ene Maheu,einer gEmMEINSAMEN Sıtzung des Prästdiums Un des Vollzugsausschus- stattfand.
S£5 der Deutschen UNESCO-Kommission, die Dezember 19/4
In Köln stattfand. Beschlossen wuyde folgende Mitteilung die
FPresse:? Der führte AU.

»n Im Gedenken un 1im Sınn UuNnNSCr«cs5 verehrten» Mıt STOSSCI Besorgnis hat die Deutsche UNESCO-Kom- heimgegangenen Vorgängers Papst Johannes’1ssıon einige Beschiüsse der 18. Generalkonterenz z

Kenntnis mmEenN, die nıcht der Verständigung haben WIr diesen Preıs, der tür die Förderung des
Friedens gestiftet wurde,?* der UNESCOÖO verliehen, derden Völkern dienen uın damıt die Grundsätze der

UNESCO verstossen. S1e s1e  ht iınsbesondere als Organısatıon der Vereinten Natıonen tür Erziehung,
Wissenschaftt und Kultur, hier vertreten durch die beidenverhängnisvoll A dass eın Mitgliedstaat Terage]

diskriminiert worden St, Direktoren dieser ekannten un verdienstvollen Weilt-
den oscheidenden Direktor un seinenThe Deutsche UNESCO-Kommissıon begrüsst CDy dass die organısation,

Nachfolger. Jener, Herr Rene Maheu 15t u115 wohlbe-Delegation der Bundesrepublik Deutschland die
kanntf[ragliıchen Beschlüsse gestimmt hat Sie teilt die Sorge, Dieser, Herr OW se1 ebentalls herzlich
willkommen veheissendie der Generaldirektor der UNESCO, Amadou Mahitar

M’Bow, 1n seiner Schlussrede Zzur Generalkonterenz Besonders Seit den Weihnachtsbotschaften Papst
Zzu Ausdruck gebracht hat 1US$s und der Enzyklika Pacem In FPYYIS VO
Die Deutsche UNESCO-Kommıissıion 1St der Auffassung, Johannes 1st der Friede SsOm1t ZU Programm
dass angesichts der gegenwärtigen Spannungen un uUunNnseres apostolischen Wıirkens 1n der Weltr geworden. Die
Krısen 1ın der Welt 1ine VO  ; ınternationaler Verantwor- Stimme aber, mıt der WIr den Frieden verkünden, kann
Lung getiragene un auf ınternatıiıonale Verständigung deutlicher und überzeugender klingen, Je trejer
ausgerichtete Polıtiık mehr denn Je erforderlich ISTt. Die un unbefangener SiE der Welr und dem ımmer wieder
UNESCOÖ hat 17 der Vergangenheit durch ıhre vieltäalti- uCN, aufregenden un widerspruchsvollen Spiel mensch-
SCNH Aktıvıtäten auft den Gebieten der Erziehung, der lıcher Interessen gegenübersteht. Im Masse WI1Ir pflichtge-Wissenschaft, der Kultur un der Kommunıikation M25s Abstand halten VO: weltlichen und politischen
wirkungsvolle Beıträge einer Politik des Friedens Bereich, können WI1r N, WI1e eın cchlichter Prophetgeleıstet. Ihr wırd hierbei auch 11 Zukuntt ıne wichtige und mitreissender Dichter allen Menschen VO  3 Herzen
Rolle zutallen Ec WwAre unheilvoll, wenn 1Nn€e Weltorga- unserecen üblichen Friedensgruss zuzurufen: Der Friede Se1
nısatıon Ww1e dıe UNESCO künftıg bei der Erfüllung 80881 euch!
ıhrer Aufgaben behindert Wül'de.«(

In L’Osservatore Romano. Wochenausgabe ın deutscher Sprache
Herausgegeben mit Unterstützung der UNESCO Redakteur: Dr (4/49) 1974

Horst Rıchter, öln L (4/48)
Vermerk des Wır danken dem Sekretartiadt der Deutschen Vgl Viıittorino VeroOnese: TLehrkanzel des Friedens. Zur Verleihung
UNESCO-Kommiı15s10n, Köln, Für alle bereite un gegebene des Friedenspreises » Johannes die UNESCO (5/2),

1975, 10Hilfe
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Ich halte es für angebracht, daran zu erinnen, dass sich 
die UNESCO seit fast 30 Jahren unter Mitwirkung von 
Männern und Frauen jeder Herkunft und jeden Glau-
bens in ihrem Zuständigkeitsbereich zum Wohle der 
internationalen Gemeinschaft für ein grosses Unterfan-
gen eingesetzt hat und dass heute im UNESCO-
Sekretariat Angehörige aus mehr als 100 Mitgliedstaaten, 
einschliesslich Israel, im gemeinsamen Bemühen vereint 
sind. 
Ich bin fest davon überzeugt, dass es der UNESCO 
immer möglich sein sollte — wenn die interessierten 
Staaten zur Zusammenarbeit bereit sind — die Spannun-
gen zu überwinden, die der internationalen Zusammen-
arbeit und Verständigung in ihrem Zuständigkeitsbereich 
entgegenstehen. Das aber setzt voraus, dass die von der 
UNESCO aufgestellten Regeln und Richtlinien nicht als 
tote Buchstaben betrachtet werden, wenn sie bestimmten 
Interessen widersprechen. 

D UNESCO-Politik muss der Ver-
ständigung dienen 
Mitteilung der Deutschen UNESCO-
Kommission, Köln, 13. Dezember 1974 

UNESCO aktuell (UA). Pressedienst der Deutschen UNESCO-Kom-
mission* (56/74) entnehmen wir den folgenden bemerkenswerten Text: 
(UD) Es sollte alles getan werden, die internationale Zusammenarbeit 
im Rahmen der UNESCO zu stärken und in strittigen Fragen eine 
für alle Betroffenen annehmbare Lösung zu finden. Das war der Tenor 
einer gemeinsamen Sitzung des Präsidiums und des Vollzugsausschus-
ses der Deutschen UNESCO-Kommission, die am 12. Dezember 1974 
in Köln stattfand. Beschlossen wurde folgende Mitteilung an die 
Presse: 

»Mit grosser Besorgnis hat die Deutsche UNESCO-Kom-
mission einige Beschlüsse der 18. Generalkonferenz zur 
Kenntnis genommen, die nicht der Verständigung unter 
den Völkern dienen und damit gegen die Grundsätze der 
UNESCO verstossen. Sie sieht es insbesondere als 
verhängnisvoll an, dass ein Mitgliedstaat — Israel —
diskriminiert worden ist. 
Die Deutsche UNESCO-Kommission begrüsst es, dass die 
Delegation der Bundesrepublik Deutschland gegen die 
fraglichen Beschlüsse gestimmt hat. Sie teilt die Sorge, 
die der Generaldirektor der UNESCO, Amadou Mahtar 
M'Bow, in seiner Schlussrede zur 18. Generalkonferenz 
zum Ausdruck gebracht hat. 
Die Deutsche UNESCO-Kommission ist der Auffassung, 
dass angesichts der gegenwärtigen Spannungen und 
Krisen in der Welt eine von internationaler Verantwor-
tung getragene und auf internationale Verständigung 
ausgerichtete Politik mehr denn je erforderlich ist. Die 
UNESCO hat in der Vergangenheit durch ihre vielfälti-
gen Aktivitäten auf den Gebieten der Erziehung, der 
Wissenschaft, der Kultur und der Kommunikation 
wirkungsvolle Beiträge zu einer Politik des Friedens 
geleistet. Ihr wird hierbei auch in Zukunft eine wichtige 
Rolle zufallen. Es wäre unheilvoll, wenn eine Weltorga-
nisation wie die UNESCO künftig bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben behindert würde.« (UNESCO) 

Herausgegeben mit Unterstützung der UNESCO. Redakteur: Dr. 
Horst Richter, Köln. 
Vermerk des FR: Wir danken dem Sekretariat der Deutschen 
UNESCO-Kommission, Köln, für alle bereite und gegebene 
Hilfe. 

E Aus der Ansprache Papst Pauls VI. 
bei der Verleihung des »Friedenspreises 
Johannes XXIII.« an die UNESCO 
am 30. November 1974* 

über die Verleihung des »Friedenspreises Johannes XXIII.« an die 
UNESCO bringen wir aus dem L'Osservatore Romano folgende Mit-
teilung und entnehmen einige Abschnitte aus der Ansprache Papst 
Pauls VI. vom 30. November 1974. 1  

Mit Befremden hat Papst Paul VI. die Entscheidungen der jüngsten 
Generalversammlung der UNESCO, der Organisation für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur der UN, gegen Israel zur Kenntnis genom-
men. Bei der Verleihung des »Internationalen Friedenspreises Johan-
nes XXIII.« an die UNESCO am 30. November im Vatikan gab 
der Papst seiner Hoffnung Ausdruck, dass »der unvorhergesehene 
Vorfall in Kürze einer Lösung zugeführt werden möge«. Er betonte 
dies vor allem, weil er, wie er sagte, die ersten, denen an einer Bei-
legung des Problems gelegen sei, bei dieser Feierstunde anwesend 
wisse, nämlich die Leiter und Vertreter der UN-Organisation. Diese 
nämlich stehe durch ihre weltweite und friedensfördernde Einstellung 
sowie durch den Geist der ihr eigenen Toleranz politischen Ausein-
andersetzungen fern und bleibe den ihr eigenen pädagogisch-wissen-
schaftlichen und kulturellen Zielsetzungen immer treu. Der Papst wies 
in seiner Rede eigens darauf hin, dass diese Begegnung mit der 
UNESCO festgesetzt worden sei, bevor es bei der jüngsten General-
versammlung der UN-Organisation in Paris zu Entschliessungen ge-
kommen war, die einen grossen Teil der Kulturwelt erschüttert 
haben. [Vgl. aus der Ansprache s. u.1 

Den mit 40 000 US-Dollar dotierten Preis nahm der neue General-
direktor der UNESCO, Amadou Mahtar M'Bow, bei einer Feier-
stunde im Konsistoriensaal des Apostolischen Palastes in Empfang, 
die am 30. November in Anwesenheit hoher vatikanischer Würden-
träger und Vertreter des beim Vatikan akkreditierten Diplomatischen 
Corps sowie des ehemaligen UNESCO-Generalsekretärs, Rene Maheu, 
stattfand. 

Der Papst führte aus: 

». . . Im Gedenken und im Sinn unseres verehrten 
heimgegangenen Vorgängers Papst Johannes' XXIII. 
haben wir diesen Preis, der für die Förderung des 
Friedens gestiftet wurde, 2  der UNESCO verliehen, der 
Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur, hier vertreten durch die beiden 
Direktoren dieser bekannten und verdienstvollen Welt-
organisation, den scheidenden Direktor und seinen 
Nachfolger. Jener, Herr Rene Maheu ist uns wohlbe-
kannt ... Dieser, Herr M'Bow sei ebenfalls herzlich 
willkommen geheissen ... 

Besonders seit den Weihnachtsbotschaften Papst 
Pius' XII. und der Enzyklika Pacem in terris von 
Johannes XXIII. ist der Friede somit zum Programm 
unseres apostolischen Wirkens in der Welt geworden. Die 
Stimme aber, mit der wir den Frieden verkünden, kann 
um so deutlicher und überzeugender klingen, je freier 
und unbefangener sie der Welt und dem immer wieder 
neuen, aufregenden und widerspruchsvollen Spiel mensch-
licher Interessen gegenübersteht. Im Masse wir pflichtge-
mäss Abstand halten vom weltlichen und politischen 
Bereich, können wir es wagen, wie ein schlichter Prophet 
und mitreissender Dichter allen Menschen von Herzen 
unseren üblichen Friedensgruss zuzurufen: Der Friede sei 
mit euch! 

In: L'Osservatore Romano. Wochenausgabe in deutscher Sprache 
(4/49). 6. 12. 1974. S. 1. 
1  a. 0. (4/48). 
2  Vgl. Vittorino Veronese: Lehrkanzel des Friedens. Zur Verleihung 
des Friedenspreises »Johannes XXIII.« an die UNESCO a. 0. (5/2), 
10. 1. 1975, S. 10. 
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Und 1iU. unseIer Begegnung heute un hier! Oje dienen, wIıe ıhr Interesse für die geschichtlichen,
vollzieht sıch Aut hoher geistiger Ebene Gerade autf künstlerischen un religiösen Werte Jenes Landes beweist,
dıeser Ebene sind WIr ja der UNESCO begegnet; denn das utlls alHlen heilig un 1St Ist Weg dem
WIr konnten voll Bewunderung un hr Grundprinzip Ihrigen parallel? Wirklich, s 15t > wenln auch aut
eıgen machen, AU»>S dem ihre vielfältige un zukunftspla- verschiedener Ebene; wır sehen das in diesem Augenblick
nende Tätigkeit SLUAINMTE un: das also lautet: >Uer Friede Sahız deutlich. Parallel 1im ınn gegenseıtiger Unabhän-
MUSS$S aut dem Fundament geistiger und moralıscher gigkeit bei aller Gemeimsamkeit des Ziels und, W I1e WIr
Solidarität der Menschen gegründet werden.« hınzufügen können, ın der beglückenden Möglichkeit, 1M
Hıer möchten wır jedoch ine Bemerkung machen: Als g_egeb_enen Augenblick einander gedenken, ohne dass der
dıie heutige Begegnung vereinbart wurde, hatte INAalı eın 11iCc anderen sıch verlöre. Unsere Religion 15St ıne
Ereign1s nıcht vorausgesehen, das dieser Tage einen 51 O- Religion des Friedens. Ihr Wirken iSst eın Wirken 1m
S5en Teil der Kulturwelt erschüttert hat Wır meınen g- Dienst des Friedens
wiısse Beschlüsse der Jüngsten Generalversammlung der (jestatten S1e, dass WIr UU  - das Wort dem überlassen,
UNESCO So sehen Wır umns also plötzlich eiıner Tatsache dessen wohllautenden un prophetischen Namen dieser
gegenüber, die ın der Ööttentlichen Meınung die Atmo- Preis tragt, dem Papst Johannes der uns 1n seıner
sphäre dieser glücklichen Stunde trubt. Um mehr Enzyklika Pacem ın FerrYıs Mit tolgenden Worten
geben Wwrıir dem unsche Ausdruck, der unvorhergesehene gleichsam seinen Letzten Wıllen bekundet: >Allefl
Zwischentall moge ıne schnelle Lösung finden Wır Menschen Wıillens obliegt die ungeheure Aufgabe,
vertifrauen dabei aut das gemeınsame Verlangen nach die Beziehungen des gesellschaftlıchen Lebens aut
Frieden und Gerechtigkeit bei allen Beteiligten. Dabei Wahrheit, Gerechtigkeit, Liebe un Freiheit gründen;
eseelt u115s der Gedanke, dass die ersten, die sıch arüber Beziehungen der einzelnen untereinander, Beziehungen
treuen würden, nseIe hohen (;äste sind, deren heutige zwıschen Bürgern un Staat, Beziehungen zwischen den
Anwesenheıt uUuns ehrt, die Leiter und damıt die Vertreter Staaten, Beziehungen schliesslich zwiıschen den einzelnen,
der UNESCO:;: denn dıese steht Ja gerade 200 ıhres den Familien, Gruppen un Staaten einerselts, der
weltweıten Friedensauttrages un durch den Geıist der Weltgemeinschaft andererseıts. Vornehmste aller Aut-
Toleranz, der ihr eigen St, den polıtischen Rıvalıtäten gaben: denn ıhr obliegt CS, den wahren Frieden innerhalb
tern und hat LLUr y\hren besonderen pädagogischen, der gottgewollten Ordnung ZUur Herrschaft bringen.««
wissenschattlichen un kulturellen Zielsetzungen (AAS 5 9 1965, 301—302,.)

VIL Äusserungen der Solidarität für Israel
ine Botschaft Y assır Amfat VO:  S das göttliche (jesetz 1St, gleich ob 1M Namen

eıner (sruppe, einer Ideologie oder AUS persönlicherMitgliedern christlicher Bekenntnisse ın den US A,
November Leidenschafrt begangen wurde.

Obgleiıch wır die legıtımen Bestrebungen des palästınen- VWEIL die tortgesetzte Taktik der PLO des errors un
sischen Volkes anerkennen, wollen Wr1r Sie 1n Kenntnıs der Gewalr ın internationalem UuUsSsmass den Grundsätzen

und Idealen, tür die die Vereinten Natıonen einstehen,SEIZEN, weshalb wır un andere Amerikaner qQhristlichen
G]aubens der Ihnen VOomn der Vollversammlung der ZUu Spott wırd
Vereinten Natıonen ZUSCHANSCHECNH Einladung auf das WEIL hre Organısatıon, dıe PLO, nichrt Nur ine
allerstärkste eEnNtgeSENTIFEICN: Bedrohung tür israel 1St einem Mitgliedstaat der

den zerstoren aut iıne oder andere Weıse S1ıe sıchWEIL Sıe in eıner Organısation souveraner Staaten tür
Nn ur ine Gruppe sprechen, dıe ord Unschuldigen verpflichtet haben sondern die auch ıne Bedrohung

tür die I1 Menschheit st.begangen un Greueltaten verübt hat, die die ZEeSaAMTE
Zivılısıerte Welt gefährden. WEIL Ihre Organıisatıon die Hotfnungen aut Frieden
WEIL wır glauben, dass Mord ıne Zuwiderhandlung zunıichte macht, Hotfnungen, die Völker un Natıiıonen

Veröftentlicht V Instıtute gt Human Relations, New York des Sanzen Erdcballs hegen einschliesslich MiHionen

»(Guten Wıllen In Jerusalem«
Unter dieser Überschrift berichtet die englisch-sprachige in Jerusalem erscheinende Tageszeitung „ Die Jerusalem DOo Weekly«, Nr 739, V U:

31 19
Jerusalem WarTt wirklıch eıne Stadt des Friedens VETSANSCHECH Mıttwoch [ Heiligabend, 24 Die Kirchenglocken
läuteten ıhre Botschaft des Willens. Die Mınarette der Moscheen 30048 farbıgen Lichtern geschmückt, un Juden dräng-
ten sich 1n den Strassen der Altstadt un brachten ıhren arabıschen Freunden, Musliıms W1e Christen, Blumen un Geschenke.
DiIe testliche Atmosphäre VO) Weihnachten und { Id e] Adha« (das Fest, dem die Anhänger des Islams des Opfers des bra-
ham gedenken} wWwWart überall spürbar
Man sah, wıe Gruppen VO  .} Betriebsräten, diıe Arbeiıter VO  .} Fabriıken repräasentierten, deren Leitung sowohl Juden WI1ıe Araber he-
schäftigte, sıch ach dem Weg VOo Wohnungen erkundıgten, ıhren Arbeitskameraden In VWest- Jerusalem Geschenke un est-
tagswünsche überbringen.
In manchen Wohnzimmern mehr jüdische (aste als arabısche Besucher, dıe bei einem türkischen Kaftee Un
orjentalischen Süssigkeiten sSamı  1N5255CH Uun!: 1n Kameradschaft mıteinander plauderten. Man konnte schwerlich giau-
ben, Aass VOT 11U!T drei Tagen eıne Bombe auf eınen Bus MI1t Pıl ern 1mMm nahen ort Azarıka geworften worden W aAlrl. VWıe u1s

eın arabischer Freund Noch nıe W 1€e dıieses Jahr ha u55 viele Juden besucht, U115 ıhre Wünsche
bringen. Weniıigstens hat Allah diesem doppelten Fest eln seltenes Zusammentreften beider Feste uUuNsere wunderschöne
Stadt
L Aus dem Englischen übersetzt.
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Und nun zu unserer Begegnung heute und hier! Sie 
vollzieht sich auf hoher geistiger Ebene. Gerade auf 
dieser Ebene sind wir ja der UNESCO begegnet; denn 
wir konnten voll Bewunderung uns ihr Grundprinzip zu 
eigen machen, aus dem ihre vielfältige und zukunftspla-
nende Tätigkeit stammt und das also lautet: >Der Friede 
muss auf dem Fundament geistiger und moralischer 
Solidarität der Menschen gegründet werden.< 
Hier möchten wir jedoch eine Bemerkung machen: Als 
die heutige Begegnung vereinbart wurde, hatte man ein 
Ereignis nicht vorausgesehen, das dieser Tage einen gro-
ssen Teil der Kulturwelt erschüttert hat. Wir meinen ge-
wisse Beschlüsse der jüngsten Generalversammlung der 
UNESCO. So sehen wir uns also plötzlich einer Tatsache 
gegenüber, die in der öffentlichen Meinung die Atmo-
sphäre dieser glücklichen Stunde trübt. Um so mehr 
geben wir dem Wunsche Ausdruck, der unvorhergesehene 
Zwischenfall möge eine schnelle Lösung finden. Wir 
vertrauen dabei auf das gemeinsame Verlangen nach 
Frieden und Gerechtigkeit bei allen Beteiligten. Dabei 
beseelt uns der Gedanke, dass die ersten, die sich darüber 
freuen würden, unsere hohen Gäste sind, deren heutige 
Anwesenheit uns ehrt, die Leiter und damit die Vertreter 
der UNESCO; denn diese steht ja gerade wegen ihres 
weltweiten Friedensauftrages und durch den Geist der 
Toleranz, der ihr eigen ist, den politischen Rivalitäten 
fern und hat nur ihren besonderen pädagogischen, 
wissenschaftlichen und kulturellen Zielsetzungen zu 

dienen, wie es ihr Interesse für die geschichtlichen, 
künstlerischen und religiösen Werte jenes Landes beweist, 
das uns allen heilig und teuer ist ... Ist unser Weg dem 
Ihrigen parallel? Wirklich, es ist so, wenn auch auf 
verschiedener Ebene; wir sehen das in diesem Augenblick 
ganz deutlich. Parallel im Sinn gegenseitiger Unabhän-
gigkeit bei aller Gemeinsamkeit des Ziels und, wie wir 
hinzufügen können, in der beglückenden Möglichkeit, im 
gegebenen Augenblick einander zu gedenken, ohne dass der 
eine im anderen sich verlöre. Unsere Religion ist eine 
Religion des Friedens. Ihr Wirken ist ein Wirken im 
Dienst des Friedens ... 
Gestatten Sie, dass wir nun das Wort dem überlassen, 
dessen wohllautenden und prophetischen Namen dieser 
Preis trägt, dem Papst Johannes XXIII., der uns in seiner 
Enzyklika Pacem in terris mit folgenden Worten 
gleichsam seinen Letzten Willen bekundet: >Allen 
Menschen guten Willens obliegt die ungeheure Aufgabe, 
die Beziehungen des gesellschaftlichen Lebens auf 
Wahrheit, Gerechtigkeit, Liebe und Freiheit zu gründen; 
Beziehungen der einzelnen untereinander, Beziehungen 
zwischen Bürgern und Staat, Beziehungen zwischen den 
Staaten, Beziehungen schliesslich zwischen den einzelnen, 
den Familien, Gruppen und Staaten einerseits, der 
Weltgemeinschaft andererseits. Vornehmste aller Auf-
gaben: denn ihr obliegt es, den wahren Frieden innerhalb 
der gottgewollten Ordnung zur Herrschaft zu bringen.. 
(AAS 55, 1963, S. 301-302.) 

VII Äusserungen der Solidarität für Israel 
1 Eine Botschaft an Yassir Arafat von 
Mitgliedern christlicher Bekenntnisse in den USA, 
November 1974 1  
Obgleich wir die legitimen Bestrebungen des palästinen-
sischen Volkes anerkennen, wollen wir Sie in Kenntnis 
setzen, weshalb wir und andere Amerikaner christlichen 
Glaubens der Ihnen von der Vollversammlung der 
Vereinten Nationen zugegangenen Einladung auf das 
allerstärkste entgegentreten: 
WEIL Sie in einer Organisation souveräner Staaten für 
nur eine Gruppe sprechen, die Mord an Unschuldigen 
begangen und Greueltaten verübt hat, die die gesamte 
zivilisierte Welt gefährden. 
WEIL wir glauben, dass Mord eine Zuwiderhandlung 

1  Veröffentlicht vom Institute of Human Relations, New York.  

gegen das göttliche Gesetz ist, gleich ob er im Namen 
einer Gruppe, einer Ideologie oder aus persönlicher 
Leidenschaft begangen wurde. 

WEIL die fortgesetzte Taktik der PLO des Terrors und 
der Gewalt in internationalem Ausmass den Grundsätzen 
und Idealen, für die die Vereinten Nationen einstehen, 
zum Spott wird. 

WEIL Ihre Organisation, die PLO, nicht nur eine 
Bedrohung für Israel ist — einem Mitgliedstaat der UN, 
den zu zerstören auf eine oder andere Weise Sie sich 
verpflichtet haben —, sondern die auch eine Bedrohung 
für die ganze Menschheit ist. 

WEIL Ihre Organisation die Hoffnungen auf Frieden 
zunichte macht, Hoffnungen, die Völker und Nationen 
des ganzen Erdballs hegen — einschliesslich Millionen 

»Guten Willen in Jerusalem« 
Unter dieser Überschrift berichtet die englisch-sprachige in Jerusalem erscheinende Tageszeitung »Die Jerusalem Post Weekly«, Nr. 739, vom 

31. 12. 1974 1 : 
Jerusalem war wirklich eine Stadt des Friedens am vergangenen Mittwoch [Heiligabend, 24. 12. 1974]. Die Kirchenglocken 
läuteten ihre Botschaft des guten Willens. Die Minarette der Moscheen waren mit farbigen Lichtern geschmückt, und Juden dräng-
ten sich in den Strassen der Altstadt und brachten ihren arabischen Freunden, Muslims wie Christen, Blumen und Geschenke. 
Die festliche Atmosphäre von Weihnachten und »Id el Adha« (das Fest, an dem die Anhänger des Islams des Opfers des Abra-
ham gedenken) war überall spürbar ... 
Man sah, wie Gruppen von Betriebsräten, die Arbeiter von Fabriken repräsentierten, deren Leitung sowohl Juden wie Araber be-
schäftigte, sich nach dem Weg von Wohnungen erkundigten, um ihren Arbeitskameraden in West-Jerusalem Geschenke und Fest-
tagswünsche zu überbringen. 
In manchen Wohnzimmern waren mehr jüdische Gäste als arabische Besucher, die bei einem guten türkischen Kaffee und 
orientalischen Süssigkeiten zusammensassen und in guter Kameradschaft miteinander plauderten. Man konnte schwerlich glau-
ben, dass vor nur drei Tagen eine Bombe auf einen Bus mit Pilgern im nahen Dorf Azarika geworfen worden war. Wie uns 
ein arabischer Freund sagte: Noch nie zuvor wie dieses Jahr haben uns so viele Juden besucht, um uns ihre guten Wünsche zu 
bringen. Wenigstens hat Allah an diesem doppelten Fest — ein seltenes Zusammentreffen beider Feste — unsere wunderschöne 
Stadt gesegnet. G. W. 

Aus dem Englischen übersetzt. 
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friedliebender Araber un Palästinenser., für die Sıe nicht ihre Einladung Sıe und Ihre Organısatıon, hre
sprechen. den FriedenKapazıtät, sıchern, möglicherweiseWEIL WIr auf das ausserste beunruhigt sınd, dass ıne untergräbt und die Menschheit in der 'Tat eiınem
Organıisatıon, die dem Weltfrieden gewidmet 1St, durch katastrophalen Krıeg entgegentreiben könnte.

Protessor Lee Beltord Protessor Charles Fritsch Rev John Pawlikowsk;
Department of Religious Education Princeton Theological Semın dr V Catholic Theological Unıi0n, Chicago, Ilhinsis

New ork University, New York, Princeton, New jersey
Dr. James Sheldon

Frau Claire Huchert Bıshop Rev W ılliam Harter Chaiırman ot the Executıve Commiuttee
President, International Councıl of Christians C ouncıl of Churches of the C1ty of New ork

and Jews Unıited Presbyterian Churches
New York,Margaretvillc and New Kıngston, New YorkNew York,

Bıshop Jonathan Sherman
Bishop John Harrıs Burt Msgr. George Hıggins Epıscopal 10cese of Long Island
Episcopal 10cese ot hıo Washington, Garden City, New ork

Cleveland, hio
Professor Franklın Littell Rose Thering, O E Ph  e

Dr james Cummings Temple University, Philadelphia, Pa Professor, Seton all Unıiyersıity
Member of the Governing Board South Orange, New Jersey

of the National Councıl of Churches Frau Reinhold Nıebuhr Mary Luke Tobın,St Louıs, Mıssauri Protessor Emeritus ot Barnard College Executıive Commuttee, Sısters of ] orettoStockbridge, MassachusettsProtessor Davıles Nerinx, Kentucky
uke Unıiversity

Durham, North Carolına Christopher Niebuhr Protessor John Townsend
Fırst Congregational Church, Stockbridge, The Episcopal Dıyvınıty School

Massachusetts Cambrıdge, MassachusettsProtessor Alıce Eckardt
Coopersburg, Pennsylvanıa Msgr. John Oesterreicher Ann Patrıck Ware,

Dıirector of the Instıtute of Judaeo-Christian Assocılate Dırector of the Commissıon FaıthDr. ROy Eckardt
Studıies an OrderChairman of che Religion Department Natıonal Councıl of Churches,Lehigh University, Bethlehem, Pennsylvanıa Seton all University, South Orange,

New Jersey New York,
Kev Edward Flannery Dr ıllıam Weıler

Executiıye Secretary Dr Arnold Olson Executıve Director of the
Secretariat for Catholic- Jewish Relations President, Evangelıcal rer Church Office Christian- Jewish Relations
Natıional Conference of Catholic Bıshops, ot Ameriıca National Councıil of Churches

Washington, Minneapolis, Mınnesota New York,

Telegramm ÖOÖkumenisch-Theologischer SsCmn wırd der Jüdische Staat keiner UNESCO-
Forschungsgemeinschaft ın Israel* General- Aktivität eiıner ‚Region« teilnehmen können.
sekretär der UNESCO Parıs! Man könnte glauben, dass damıt nachdrücklıch hervorge-

Jerusalem, 11 1974 hoben werden soll, dass Israel und seıin Frbe der anzen
In christliche Gelehrte Aausserst Menschheit gehören. ber ne1in: Wenn Israel (wıeJerusalem ebende
überrascht protestieren alsche Anschuldigungen Australıen) nıcht Asıen gehört, (wıe Kanada) nıcht

KEuropa, dann heıisst das, gehört nirgendwohin un: ıStder UNESCOÖO ın bezug auf archäologische Ausgrabun- damit nicht ex1istent.SCN, Veränderungen historischen Charakters der Stadt, Man collte sıch nıcht tiuschen lassen durch dieseGefährdung VO Monumenten Stop Unsere Beobachtun-
SCnH bestätigen allen Religionen erwıesener Respekt ‚verwaltungstechnische Deftinition«. Systeme, in denen

nıcht unbedingt die geistige Freiheit gefördert wird,während Ausgrabungen un wertvollen wissenschaft-
lıchen Beitrag für Verständnis gemeinsamen inNassen sıch m1r dieser Detinition das echt A

festzustellen, ob dieses oder jenes Land ın diese oder jenegeistlichen es
‚Reglon« der Welt gehört.Hans Boertjens VWesley Brown PHD, Michael
Israel wırd admıinistratıv nıcht anerkannt, 2180 exıistiertde (30edt OCD, Marcei Dubois PHD, Gabriel (;rossmann nıcht. urch die geistige Auslöschung Israeis wırd 1mM5SC, Abbot aurentlus TIHD, Dr Michael Krupp,

Stanley Markıewic7z OSB, Vırgıl Pıxner OSB, Anson Oraus die physiısche Vernichtung gerechtfertigt. Das 1St
dıe Methode, MmMI1t der die totalıtären Systeme desRaıney PH Halvor Ronnıiıng Kiaus Schmidt

THD, C00s Schoneveld aurenz Volken PHD, Dr Jahrhunderts Auslöschung betreiben. Man wE1SS, dass
diese Methode einıgen Dutzend Millionen Frauen unDouglas oung

139
Männern das Leben gekostet hat
Die UNESCO 1ST ıne Urganisatıion der Vereinten N atıo-Aus dem Englischen übersetzt.
NCI, dıe die Aufgabe hat, Bıldung, Wissenschafrt un: Kul-
Lur verbreiten und verteidigen. Was jetzt VOr sıchAppelil französischer und deutscher Schrittsteller geht, 1St ıne Perversion, ıne Umkehrung der Aufgabe.?

Unter der Überschrift »Geistige Auslöschung« bringt die »Frankfurter
Allgemeine Zeıitung«4 deutscher Übersetzung den folgenden Aufruf In diesem Zusammenhang schreibt der in New ork erscheinende
(vgl »L e Monde« [31/9281] 11 1974, »Aufbau« XL/50), » Unruhe ber deutsche Nahostpol:-

tik Deutsche Proteste Stimmenthaltung beli PLO-Abstimmung:» Die Sonderkommission der Generalversammiung der Öln. Dıe Tatsache, Aass die Vertretung der Bundesregierung be1 den
UNESCO hat sıch geweıgert, Israels Zugehörigkeit Vereinten Natıonen Sldl Jüngst der Stimme enthalten hat, als ber die
ırgendeiner ‚Region« der Welt estimmen. Infolgedes- letzte Nahost-Resolution abgestimmt wurde, beunruhigt weıte K reıse

1n der BR  - In zahlreichen Kommentaren in Presse, Funk un ern-
Nr 272,; 23 11 9/4 sehen wurde dıe Haltung der Delegatıon heftig angegriften

friedliebender Araber und Palästinenser, für die Sie nicht 
sprechen. 
WEIL wir auf das äusserste beunruhigt sind, dass eine 
Organisation, die dem Weltfrieden gewidmet ist, durch 

ihre Einladung an Sie und Ihre Organisation, ihre 
Kapazität, den Frieden zu sichern, möglicherweise 
untergräbt und die Menschheit in der Tat einem 
katastrophalen Krieg entgegentreiben könnte. 
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2 Telegramm Ökumenisch-Theologischer 
Forschungsgemeinschaft in Israel* an General-
sekretär der UNESCO Paris' 

Jerusalem, 20. 11. 1974 
In Jerusalem lebende christliche Gelehrte äusserst 
überrascht protestieren gegen falsche Anschuldigungen 
der UNESCO in bezug auf archäologische Ausgrabun-
gen, Veränderungen historischen Charakters der Stadt, 
Gefährdung von Monumenten Stop Unsere Beobachtun-
gen bestätigen allen Religionen erwiesener Respekt 
während Ausgrabungen und wertvollen wissenschaft-
lichen Beitrag für neues Verständnis gemeinsamen 
geistlichen Erbes 
Hans Boertjens MA, Wesley Brown PHD, Michael 
de Goedt OCD, Marcel Dubois PHD, Gabriel Grossmann 
MSC, Abbot Laurentius THD, Dr. Michael Krupp, 
Stanley Markiewicz OSB, Virgil Pixner OSB, Anson 
Rainey PHD, Halvor Ronning MA, Klaus Schmidt 
THD, Coos Schoneveld MA, Laurenz Volken PHD, Dr. 
Douglas Young  

S. u. S. 139. 
1  Aus dem Englischen übersetzt. 

3 Appell französischer und deutscher Schriftsteller 
Unter der Oberschrift »Geistige Auslöschung« bringt die »Frankfurter 
Allgemeine Zeitung« 1  in deutscher Übersetzung den folgenden Aufruf 
(vgl. »Le Monde« [31/9281] 17./18.11. 1974, p. 3): 

»Die Sonderkommission der Generalversammlung der 
UNESCO hat sich geweigert, Israels Zugehörigkeit zu 
irgendeiner >Region< der Welt zu bestimmen. Infolgedes- 

1  Nr. 272, 23. 11. 1974. 

sen wird der jüdische Staat an keiner UNESCO-
Aktivität einer >Region< teilnehmen können. 
Man könnte glauben, dass damit nachdrücklich hervorge-
hoben werden soll, dass Israel und sein Erbe der ganzen 
Menschheit gehören. Aber nein: Wenn Israel (wie 
Australien) nicht zu Asien gehört, (wie Kanada) nicht zu 
Europa, dann heisst das, es gehört nirgendwohin und ist 
damit nicht existent. 
Man sollte sich nicht täuschen lassen durch diese 
>verwaltungstechnische Definition<. Systeme, in denen 
nicht unbedingt die geistige Freiheit gefördert wird, 
massen sich mit dieser Definition das Recht an, 
festzustellen, ob dieses oder jenes Land in diese oder jene 
>Region< der Welt gehört. 
Israel wird administrativ nicht anerkannt, also existiert 
es nicht. Durch die geistige Auslöschung Israels wird im 
voraus die physische Vernichtung gerechtfertigt. Das ist 
die Methode, mit der die totalitären Systeme des 
20. Jahrhunderts Auslöschung betreiben. Man weiss, dass 
diese Methode einigen Dutzend Millionen Frauen und 
Männern das Leben gekostet hat. 
Die UNESCO ist eine Organisation der Vereinten Natio-
nen, die die Aufgabe hat, Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur zu verbreiten und zu verteidigen. Was jetzt vor sich 
geht, ist eine Perversion, eine Umkehrung der Aufgabe.? 

2  In diesem Zusammenhang schreibt der in New York erscheinende 
»Aufbau« (XL/50), 13.12.1975, S.6: »Unruhe über deutsche Nahostpoli-
tik. Deutsche Proteste gegen Stimmenthaltung bei PLO-Abstimmung: 
Köln. — Die Tatsache, dass die Vertretung der Bundesregierung bei den 
Vereinten Nationen sich jüngst der Stimme enthalten hat, als über die 
letzte Nahost-Resolution abgestimmt wurde, beunruhigt weite Kreise 
in der BRD. In zahlreichen Kommentaren in Presse, Funk und Fern-
sehen wurde die Haltung der Delegation heftig angegriffen . ..« 
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Dıiıe Unterzeichneten verweıigern VO jetzt die die zukünftige Posıtion der Frau 1m Rahmen der UNÖG-
usammenarbeit mit d1ieser Organısatıon, hıs S1E im Falle Organısation ftür Erziehung, Wissenschaft un Kultur
Israels bewiesen hat, dass S1e hre eigenen Ziele nıcht (UNESCO) abgesagt. S1e begründete diesen Enrtschluss mMA1t
Verrat.« dem Hınweıs auf den praktischen Ausschluss Israels AUS

Unterschrieben haben bisher iWw2 französische und der Unterorganıisation der Vereinigten Natıionen. » Als ıch
deutsche Schriftsteller, darunter: VOoNn der Massnahme der UNESCO gegenüber Israel ertuhr,
Raymond AÄron, Jean-Louis Barrault, Sımone de DBeau- die für mich schockierend WAal, bın ıch dem Entschluss
VOLr, Roger Braun, 10mene Catroux, DPıerre Chaunu, gelangt, in keiner Art und Weiıse einer VO  3 dieser
Jacques Ellul, Dıerre Emmanuel, Georges Friedmann, Organısatıon veranstalteten Konferenz teilzunehmen«,
Henrı Gouhier, Bernard Halpern, Eugene lonesco, teilte die Staatssekretärin der UNESCO mM1it
Francoi1s Jacob, Emmanuel Leroy-Ladurıe, Jacques Wıe ein UNESCO-Sprecher erklärte,habe dieOrganisation
Madaule, Henri-Irenee Marrou, Danıiel Mayvyer, in den etzten Tagen viele Protesttelegramme und Anrute
Francoıis Perroux, Madeleine Renaud, Michel Rıquet, n der Israel-Resolution erhalten. Briefe seien
Marthe Robert, FEmile Roche, Denis de Rougemont, des Poststreiks hingegen noch nıcht eingegangen.
Claude Roy, Arthur Rubinsteıin, Nathalje Sarraute, Jean-
Paul S5artre, Laurent Schwartz, Andre et Sımone
Schwarz-Bart, Jean Ullmo®, Heinrich Böll, Hans Ben- Rundschreiben des Instituts Kırche un Judentum

bei der Kiırchlichen Hochschule Beylin“1der, Horst Bıngel, Walter Dirks, Hılde Domiuin, Ingeborg
Drewitz, Michael Hamburger, Siegfried Lenz, Paul dıe Gliedkirchen der EK1D,
Schallück, Carola Stern, Wolfgang Weyrauch.! die Evangelischen Fakultäten und Kirchlichen

62 Hochschulen,
z in »L e Monde« (s 62, 3, Vorspann) die Kırchenfunkredaktionen,

überregionale Tageszeitungen uUSW.

Appell des International Councıl 0} Chriıstians Die Existenz des Staates Israel, die Verflochtenheit der
and fews Uvo 21 November SanZzen Welt iın den israelisch-arabischen Konflikt durch
Der International Councıl of Christians and Jews, dem das FEn der Grossmächte un: durch die
Organısationen für christlich-jüdische Zusammenarbeit arabische Erdölpolitik, der Friede 1m Nahen ()sten w1€e
AUS zwölf europäischen Ländern angehören, befasste sıch die Erhaltung des Weltfriedens sind ZUFL ogrossten
auf einer Tagung VO his Z U 71 November In öln politischen Sorge des Jahres 1975 veworden. ach
U, cchr eingehend mit eiıner Untersuchung der Jüngsten Vertreibung oder Vernichtung der weit überwiegenden
internationalen Entwicklung un Ereign1sse, besonders ın Mehrheit europäischer Juden durch Deutsche in den
der Generalversammlung der Vereinten Natıonen un Jahren 1933 ıs 1945 hetriftft Gedeih oder Verderb
der Israels, der uUuen Heıimstätte der Juden, Deutsche in
Der Rat ist zutiefst betrotten über Vorgänge, die etzten besonderer Weıse. Zudem sind siıch Christen in Jüngster
es das Existenzrecht des Staates Israel als polıtischen eıt der ökumenischen Verbundenheit VON Juden un
Ausdruck jüdıscher Identität iın Frage stellen. Be1i iıhrem Christen neu bewusst geworden. In dieser Sıtuation
Versuch, den arabischen Palästinensern gerecht WEeTr- haben siıch folgende Personen bzw Institutionen IN-

den, verletzen internationale Organısationen in Wırk- N:
lıchkeıt die Rechte des St2ates Israel und bedrohen seıne Aktıon Sühnezeichen/Friedensdienste, Berlin Pifr. Gerhard
KExıistenz als unabhängiger Mitrglıedstaat der Vereinten Möckel Amt für Evangelischen Religionsunterricht, Berlin:
Natıonen. Dr Joachim Hoppe, DPtr. Jürgen Hahn Arbeitsgemeinschaft
Mıt Nachdruck möchte der Kat Christen un Nichtchri- Christen und Juden, Berlin: Superintendent Martın Backhaus,

Helene Jacobs, rot Dr Deter von der Osten-Sacken Arbeıits-sten die wesentlıche un: andauernde Verbindung des
jüdischen Volkes m1T dem Land seıner Väter eriınnern. Mır gemeinschaft Juden und Christen eım Deutschen Evangelischen

Kırchentag: Dr branz VO]  } Hammerstein, Akademiedirektor
STOSSCK Beunruhigung stellt fest, dass hıer die Stimmen Martın Stöhr Kuratoriıum des Instiıtuts Kiırche und Judentumun: Reaktionen christlicher Instanzen tehlen. Noch VOT bei der Kirchlichen Hochschule Berlın: Prot. Dr Günther
dreissig Jahren haben weıitverhreitete Unwissenheit und Harder, Propst Dr Wi;ilhelm Dıttmann, Proft Dr Dietrich
Gleichgültigkeit wesentlich ZUF Vernichtung e1ines Drittels Goldschmidt C(ikumenisch-Missionarisches Instıtut: ber-
des jüdischen Volkes beigetragen. kirchenrat Reinhard Groscurth, Pf£fr. Rudolf Weckerling — Sem1-
Angesichts der vegenwärtigen Bedrohung richtet der Rar Nar für Evangelische Theologie der Freien Universität Ber-
eınen dringenden Appell die Chrıisten, sıch ihrer lın Prot. Dr. Helmurt Gollwitzer, Proft Dr Friedrich-Wilhelm

Marquardt.moralischen Verantwortung bewusst seıiın und Alles
Möglıche tun, ıne erneute Tragödie verhindern S1ie erınnern dıe Christen ıhre Miıtverantwortung für

die Fxıistenz des Staates Isyael und ordern s1eun Zzur Verwirkliıchung eınes dauernden Friedens beizu-
tLragen., Nachdenken un Frieden förderndem Handeln autf S1e

veröftentlichten dazu dıe beiliegenden Denkanstösse!?i Pressemitteilung des »International Councıl ot Christians and
Jews«, un Empfehlungen m ıt einem Anhang ergänzender In-

tormatıonen?.
Absage TVO  < Francotse Giroud, Staatssekretärin für /1 Mıt freundlicher Genehmigung des Instituts Kirche UN: Judentum

heı der Kirchlichen Hochschule Berlin veröftentliıchen WIr dıesesFrauenfragen, Parıs, dıe UNESCO!
Schreiben sSOW1e A4Uu5 dem darın (‚„enannten beilıegendes Material:

Parıs, Nov upı Dıiıe Staatssekretärin für Frauen- auch 49, Vorspann 51, Anm.
fragen in der französıschen Regierung, Francoise Giroud, Das dem Schreiben beiliegende, 1er ıcht wiedergegebene Materıal
hat Montag ıhre Teilnahme einer Konterenz ber ann erbeten werden » Institut Kırche un d Judentum beı der

Kırchlıchen Hochschule Berlın Berlin 57 (Zehlendorf), Teltower
In Neue Zürcher Zeıtung. NF 500, 25 11 1974 Damm 120 (Anmerkungen Red FR)
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Die Unterzeichneten verweigern von jetzt an die 
Zusammenarbeit mit dieser Organisation, bis sie im Falle 
Israels bewiesen hat, dass sie ihre eigenen Ziele nicht 
verrät. « 
Unterschrieben haben bisher etwa 40 französische und 
deutsche Schriftsteller, darunter: 1  
Raymond Aron, Jean-Louis Barrault, Simone de Beau-
voir, Roger Braun, Diomene Catroux, Pierre Chaunu, 
Jacques Ellul, Pierre Emmanuel, Georges Friedmann, 
Henri Gouhier, Bernard Halpern, Eugene Ionesco, 
Franiois Jacob, Emmanuel Leroy-Ladurie, Jacques 
Madaule, Henri-Irenee Marrou, Daniel Mayer, 
Fran9ois Perroux, Madeleine Renaud, Michel Riquet, 
Marthe Robert, Emile Roche, Denis de Rougemont, 
Claude Roy, Arthur Rubinstein, Nathalie Sarraute, Jean-
Paul Sartre, Laurent Schwartz, Andre et Simone 
Schwarz-Bart, Jean Ullmo 2, Heinrich Böll, Hans Ben-
der, Horst Bingel, Walter Dirks, Hilde Domin, Ingeborg 
Drewitz, Michael Hamburger, Siegfried Lenz, Paul 
Schallück, Carola Stern, Wolfgang Weyrauch. 1  

S. o. S. 62. 
2  In: »Le Monde« (s. o. S. 62, 3, Vorspann). 

4 Appell des International Council of Christians 
and Jews vom 21. November 19741  
Der International Council of Christians and Jews, dem 
Organisationen für christlich-jüdische Zusammenarbeit 
aus zwölf europäischen Ländern angehören, befasste sich 
auf einer Tagung vom 19. bis zum 21. November in Köln 
u. a. sehr eingehend mit einer Untersuchung der jüngsten 
internationalen Entwicklung und Ereignisse, besonders in 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen und 
der UNESCO. 
Der Rat ist zutiefst betroffen über Vorgänge, die letzten 
Endes das Existenzrecht des Staates Israel als politischen 
Ausdruck jüdischer Identität in Frage stellen. Bei ihrem 
Versuch, den arabischen Palästinensern gerecht zu wer-
den, verletzen internationale Organisationen in Wirk-
lichkeit die Rechte des Staates Israel und bedrohen seine 
Existenz als unabhängiger Mitgliedstaat der Vereinten 
Nationen. 
Mit Nachdruck möchte der Rat Christen und Nichtchri-
sten an die wesentliche und andauernde Verbindung des 
jüdischen Volkes mit dem Land seiner Väter erinnern. Mit 
grosser Beunruhigung stellt er fest, dass hier die Stimmen 
und Reaktionen christlicher Instanzen fehlen. Noch vor 
dreissig Jahren haben weitverbreitete Unwissenheit und 
Gleichgültigkeit wesentlich zur Vernichtung eines Drittels 
des jüdischen Volkes beigetragen. 
Angesichts der gegenwärtigen Bedrohung richtet der Rat 
einen dringenden Appell an die Christen, sich ihrer 
moralischen Verantwortung bewusst zu sein und alles 
Mögliche zu tun, um eine erneute Tragödie zu verhindern 
und zur Verwirklichung eines dauernden Friedens beizu-
tragen. 

1  Pressemitteilung des »International Council of Christians and 
je ws 

5 Absage von Franpise Giroud, Staatssekretärin für 
Frauenfragen, Paris, an die UNESCO' 
Paris, 25. Nov. (upi). Die Staatssekretärin für Frauen- 
fragen in der französischen Regierung, Frafflise Giroud, 
hat am Montag ihre Teilnahme an einer Konferenz über 

1  In: Neue Zürcher Zeitung. Nr. 500, 25. 11. 1974.  

die zukünftige Position der Frau im Rahmen der UNO-
Organisation für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
(UNESCO) abgesagt. Sie begründete diesen Entschluss mit 
dem Hinweis auf den praktischen Ausschluss Israels aus 
der Unterorganisation der Vereinigten Nationen. »Als ich 
von der Massnahme der UNESCO gegenüber Israel erfuhr, 
die für mich schockierend war, bin ich zu dem Entschluss 
gelangt, in keiner Art und Weise an einer von dieser 
Organisation veranstalteten Konferenz teilzunehmen«, 
teilte die Staatssekretärin der UNESCO mit. 
Wie einUNESCO-Sprecher erklärte, habe die Organisation 
in den letzten Tagen viele Protesttelegramme und Anrufe 
wegen der Israel-Resolution erhalten. Briefe seien wegen 
des Poststreiks hingegen noch nicht eingegangen. 

6 Rundschreiben des Instituts Kirche und Judentum 
bei der Kirchlichen Hochschule Berliel" 

an die Gliedkirchen der EKiD, 
die Evangelischen Fakultäten und Kirchlichen 
Hochschulen, 
die Kirchenfunkredaktionen, 
überregionale Tageszeitungen usw. 

Die Existenz des Staates Israel, die Verflochtenheit der 
ganzen Welt in den israelisch-arabischen Konflikt durch 
das Engagement der Grossmächte und durch die 
arabische Erdölpolitik, der Friede im Nahen Osten wie 
die Erhaltung des Weltfriedens sind zur grössten 
politischen Sorge des Jahres 1975 geworden. Nach 
Vertreibung oder Vernichtung der weit überwiegenden 
Mehrheit europäischer Juden durch Deutsche in den 
Jahren 1933 bis 1945 betrifft Gedeih oder Verderb 
Israels, der neuen Heimstätte der Juden, Deutsche in 
besonderer Weise. Zudem sind sich Christen in jüngster 
Zeit der ökumenischen Verbundenheit von Juden und 
Christen neu bewusst geworden. In dieser Situation 
haben sich folgende Personen bzw. Institutionen zusam-
mengetan: 

Aktion Sühnezeichen/Friedensdienste, Berlin: Pfr. Gerhard 
Möckel — Amt für Evangelischen Religionsunterricht, Berlin: 
Dr. Joachim Hoppe, Pfr. Jürgen Hahn — Arbeitsgemeinschaft 
Christen und Juden, Berlin: Superintendent Martin Backhaus, 
Helene Jacobs, Prof. Dr. Peter von der Osten-Sacken — Arbeits-
gemeinschaft Juden und Christen beim Deutschen Evangelischen 
Kirchentag: Dr. Franz von Hammerstein, Akademiedirektor 
Martin Stöhr — Kuratorium des Instituts Kirche und Judentum 
bei der Kirchlichen Hochschule Berlin: Prof. D. Dr. Günther 
Harder, Propst Dr. Wilhelm Dittmann, Prof. Dr. Dietrich 
Goldschmidt — ökumenisch-Missionarisc ►es Institut: Ober-
kirchenrat Reinhard Groscurth, Pfr. Rudolf Weckerling—Semi-
nar für Evangelische Theologie an der Freien Universität Ber-
lin: Prof. Dr. Helmut Gollwitzer, Prof. Dr. Friedrich-Wilhelm 
Marquardt. 

Sie erinnern die Christen an ihre Mitverantwortung für 
die Existenz des Staates Israel und fordern sie zu 
Nachdenken und Frieden förderndem Handeln auf. Sie 
veröffentlichten dazu die beiliegenden Denkanstösse" 2 

 und Empfehlungen mit einem Anhang ergänzender In-
f ormationen2 . 

* 1 1 Mit freundlicher Genehmigung des Instituts Kirche und Judentum 
bei der Kirchlichen Hochschule Berlin veröffentlichen wir dieses 
Schreiben sowie aus dem darin Genannten beiliegendes Material: 
S. auch o. S. 49, Vorspann*, S. 51, Anm. 3. 

Das dem Schreiben beiliegende, hier nicht wiedergegebene Material 
kann erbeten werden von: »Institut Kirche und Judentum bei der 
Kirchlichen Hochschule Berlin 1 Berlin 37 (Zehlendorf), Teltower 
Damm 120 (Anmerkungen d. Red. d. FR). 
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S1e wollen damıt ZWAar VOFT allem Kirchenleitun- Resolution der Gesellschaft ZUY Förderung
SCH, Gemeinden und kırchliche Publizistik aut hre ıudaistischer Studien IM Frankfurt/M., 12 71974
Verantwortung ansprechen, doch darüber hinaus auch

Die folgende Resolution bringt die Meınung YO!'! Wıssenschatrtlerndie Offenrtlichkeit auf Engagement un Dorge der deutschen Hochschulen Z U Ausdruck den Beschlüssen derChristen hıinweisen. UNESCO Y O! November 074 1 )ie Unterschrittenl!iste enthält Me1ı-Die SCENANNTEN DPersonen bzw. Institutionen bitten Sı1e, nuhgen, die ber den Kreis der Gesellschaft ın Frankturt hınausgehen.daran mıtzuwirken. 1hre Unterschriftensammlung wurde in Fortsetzung des voranstehen-
den Appells deutscher Forscher deutschen Unıversitäten AI 12.Mit besten Emptehlungen 9/4 begonnen und ist noch ıcht abgeschlossen (S u.)(Dr Peter VO  am} der Osten-Sacken) In wel aufeinanderfolgenden Resolutionen (7 und

11 1274 )1 hat die Vollversammlung der NES-
Deutsche Forscher T7NESCO- beantragt, Israel jegliche Mittel entziehen SOWi1e

Beschluss dıe Zuordnung Israels einer der verschiedenen
In einer Erklärung haben „ahlreiche deutsche Wissenschaftler Regıionen der UNESCO abzulehnen un damit praktisch

VO  ; der Mitarbeit auszuschliessen.die Jüngsten Israel-Entschliessungen der UNESCO protestiert. Dıie
Erklärung lautet: {)as zeıtliche Zusammentretfen der beiden Resolutionen

mit den Palästina-Resolutionen der UN-Vollversamm-Die Unterzeichneten bedauern die jüngsten Israel lung? Wr sicherlich kein Zutall, denn bisher WAar diebetrettenden Entschliessungen der UNESCO VO un Zusammenarbeit zwiıischen Israel und der UNESCO21. November 1974, diıe Israel Aaus jeder regionalen orrekt SCWESCNH. Dıiese Annahme wird bestärkt durch dieTätigkeit ausschliessen un in der Israel Sanktıonen 1im vorgebrachten Argumente. Die Streichung der MittelFalle der Fortsetzung der VO internationalen VWıssen- wurde MT der » Veränderung des historischenschaftlern beobachteten archäologischen Ausgrabungen Charakters der Altstadt Jerusalems« durch archäolo-in Jerusalem angedroht werden. Es andelrt sıch jerbe; vische Ausgrabungen (!) begründet, deren Wert un:speziell Israel gerichtete Beschlüsse, die WI1e Korrektheit in der Vergangenheit VO UNESCO-Be-
Aaus der Stimmverteijlung ersichtlich eindeutig dem obachtern un! deren Präsidenten mehrmals ausdrücklichpoliıtischen Interesse einer Gruppe VO  ; Staaten ENTISPrE- bestätigt worden war.® Einer Zuordnung ZUr Regionchen. Sıe widersprechen dagegen den Aufgaben der LFuropa wollte 1ila  - nıcht zustimmen, obgleich z. BUNESCO, das heisst, der Förderung VO  3 Kunst, Wissen- Kanada und Australı:en dieser gehören. In diesemschaft und Kultur, un würdiıgen diese Organisatıon
einem Forum politischer Gruppeninteressen herab Zusammenhang Aausserte der libanesische Vertreter be] der

UNES s Israel iSt ein Staat, der nırgendwo hınge-Wır verurteilen die Israe! diskriminierenden Entschlüsse hört, weil VO nırgendwo herkommt (laut »Spiegel «der UNESCOÖO un erklären, dass WIr mM1t dieser Organısa- VO 11 /4) Wenn schliesslich die Gründung einestiONn Jange nıcht zusammenarbeiten werden, bis diese Sonderfonds Überwachung der Erziehungsarbeıit ınFEntschlüsse zurückgenommen worden sind, da 1IST dann den VO: Israel besetzten Gebieten beschlossen wurde,ıne den Aufgaben der UNESCO entsprechende Zusam- dann 1St oftenbar, dass die nıcht längermenarbeit möglich seıin wird.« Kultur- un Wissenschaftspolitik treiben gewillt 1St,7u den Unterzeichnern der Erklärung gehören neben sondern die politischen Interessen eıner bestimmtenanderen Bracher, A. Butenandt, Creutzteldt, Staatengruppe vertritt.M. Eigen, H. Gollwitzer, W. Heisenberg, G. Leibholz, Als Wissenschaftler deutschen Hochschulen protestie-Löwenthal; Pıcht, Schöne, mend, Stak- ien Wr eshalb dagegen, dass wissenschafrlıich bedeuten-kelberg, H.-} Staudinger un Vierhaus.
Vgl (). 54

In Frankfurter Allgemeıine Zeıtung Nr (21 12 » Vgl 55Sie  wollen damit  ZWwar  vor  allem Kirchenleitun-  8 Resolution der Gesellschaft zur Förderung  gen, Gemeinden und kirchliche Publizistik auf ihre  judaistischer Studien in Frankfurt/M., 5. 12. 1974  Verantwortung ansprechen, doch darüber hinaus auch  Die folgende Resolution bringt die Meinung von Wissenschaftlern an  die Offentlichkeit auf Engagement und Sorge der  deutschen Hochschulen zum Ausdruck entgegen den Beschlüssen der  Christen hinweisen.  UNESCO vom November 1974. Die Unterschriftenliste enthält Mei-  Die genannten Personen bzw. Institutionen bitten Sie,  nungen, die über den Kreis der Gesellschaft in Frankfurt hinausgehen.  daran mitzuwirken.  lhre Unterschriftensammlung wurde in Fortsetzung des voranstehen-  den Appells deutscher Forscher an deutschen Universitäten am 5. 12.  Mit besten Empfehlungen  1974 begonnen und ist noch nicht abgeschlossen (s. u.).  (Dr. Peter von der Osten-Sacken)  In zwei aufeinanderfolgenden Resolutionen (7. und  20./21. 11. 1974)1 hat die Vollversammlung der UNES-  7 Deutsche Forscher gegen UNESCO-  CO beantragt, Israel jegliche Mittel zu entziehen sowie  Beschluss* **  die Zuordnung Israels zu einer  der  verschiedenen  In einer Erklärung haben zahlreiche deutsche Wissenschaftler gegen  Regionen der UNESCO abzulehnen und damit praktisch  von der Mitarbeit auszuschliessen.  die jüngsten Israel-Entschliessungen der UNESCO protestiert. Die  Erklärung lautet:  Das zeitliche Zusammentreffen der beiden Resolutionen  mit den Palästina-Resolutionen der UN-Vollversamm-  »Die Unterzeichneten bedauern die jüngsten Israel  Jlung? war sicherlich kein Zufall, denn bisher war die  betreffenden Entschliessungen der UNESCO vom 20. und  Zusammenarbeit zwischen Israel und der UNESCO  21. November 1974, die Israel aus jeder regionalen  korrekt gewesen. Diese Annahme wird bestärkt durch die  Tätigkeit ausschliessen und in der Israel Sanktionen im  vorgebrachten Argumente. Die Streichung der Mittel  Falle der Fortsetzung der von internationalen Wissen-  wurde u.a. mit der »Veränderung des historischen  schaftlern beobachteten archäologischen Ausgrabungen  Charakters der Altstadt Jerusalems« durch archäolo-  in Jerusalem angedroht werden. Es handelt sich hierbei  gische Ausgrabungen (!) begründet, deren Wert und  um speziell gegen Israel gerichtete Beschlüsse, die — wie  Korrektheit in der Vergangenheit von UNESCO-Be-  aus der Stimmverteilung ersichtlich — eindeutig dem  obachtern und deren Präsidenten mehrmals ausdrücklich  politischen Interesse einer Gruppe von Staaten entspre-  bestätigt worden war.? — Einer Zuordnung zur Region  chen. Sie widersprechen dagegen den Aufgaben der  Europa wollte man nicht zustimmen, obgleich z.B.  UNESCO, das heisst, der Förderung von Kunst, Wissen-  Kanada und Australien zu dieser gehören. In diesem  schaft und Kultur, und würdigen diese Organisation zu  einem Forum politischer Gruppeninteressen herab.  Zusammenhang äusserte der libanesische Vertreter bei der  UNESCO: »[Israel ist ein Staat, der nirgendwo hinge-  Wir verurteilen die Israel diskriminierenden Entschlüsse  hört, weil er von nirgendwo herkommt (laut »Spiegel«  der UNESCO und erklären, dass wir mit dieser Organisa-  vom 25.11. 74). Wenn schliesslich die Gründung eines  tion so lange nicht zusammenarbeiten werden, bis diese  Sonderfonds zu Überwachung der Erziehungsarbeit in  Entschlüsse zurückgenommen worden sind, da erst dann  den von Israel besetzten Gebieten beschlossen wurde,  eine den Aufgaben der UNESCO entsprechende Zusam-  dann ist offenbar, dass die UNESCO nicht länger  menarbeit möglich sein wird.«  Kultur- und Wissenschaftspolitik zu treiben gewillt ist,  Zu den Unterzeichnern der Erklärung gehören neben  sondern die politischen Interessen einer bestimmten  anderen K.D. Bracher, A.Butenandt, O. Creutzfeldt,  Staatengruppe vertritt.  M. Eigen, H. Gollwitzer, W. Heisenberg, G. Leibholz,  Als Wissenschaftler an deutschen Hochschulen protestie-  R. Löwenthal, G. Picht, A. Schöne, R. Smend, J. v. Stak-  ren wir deshalb dagegen, dass wissenschaftlich bedeuten-  kelberg, H.-J. Staudinger und R. Vierhaus.  1 Vgl. o0.S. 54,  * In: Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 2% (21. 12. 1974).  ? Vgl. o. S. 55.  ** Dsgl. s. u. Nr. 8 (Anm. d. Red. d. FR).  3 Vgl.o. u. a. S.57.  EuLıE WıeseL: Wider die Verzweiflung!  »... Wenn alle Hoffnung dahin ist, erfinden Juden neue Hoffnungen. Selbst wenn die Verzweiflung uns über den Kopf wächst,  bringen wir noch Gründe für Hoffnung bei.. .  Eines Tages kamen Chassidim, um dem grossen Rabbi Nachman von Bratzlaw von neuen Verfolgungen gegen Juden in der  Ukraine zu berichten. Der Meister hörte zu und sagte nichts. Dann erzählten sie ihm von Pogromen in gewissen Dörfern. Wieder  hörte der Meister zu und sagte nichts. Darauf berichteten sie von hingemetzelten Familien, von entweihten Friedhöfen, von Kin-  dern, die lebendig verbrannt wurden. Der Meister hörte zu, hörte zu und schüttelte sein Haupt: >»Ich weiss<, flüsterte er, >ich weiss,  was ihr von mir wollt, ihr wollt, dass ich vor Schmerz aufschreie, vor Verzweiflung heulend klage, ich weiss, ich weiss . .., aber ich  werde es nicht tun, hört ihr, ich werde es nicht tun.« Und nach einem langen Schweigen begann er lauter und immer lauter zu  rufen: >...Juden, um Himmels willen, verzweifelt nicht,  .. Juden, verzweifelt nicht!«  Wir schulden es unserer Vergangenheit, dass wir die Hoffnung nicht verlieren. Sagt, was ihr wollt, Verzweiflung ist keine  Lösung. Nicht für uns.  Ganz im Gegenteil: Wir müssen unseren Kindern zeigen, dass trotz allem wir unseren Glauben bewahren — den Glauben an uns  und sogar an die Menschheit ... Wir müssen unseren und ihren Kindern zeigen, dass dreitausend Jahre Geschichte nicht mit einem  Akt der Verzweiflung unsererseits enden kann .. .«  1 Elie Wiesel: Aus: »Against despair«. Gehalten als erste Jahresvor-  Louis A. Pincus Memorial Lecture, United Jewish Appeal (New York  lesung der »Louis A.Pincus Memorial Lecture« unter der Schirm-  1974). 15 Sciten. (Dsgl. s. u. S. 130 f.) - Aus dem Englischen übersetzt  herrschaft des >United Jewish Appealc anlässlich seiner Generalver-  und wiedergegeben mit freundlicher Genehmigung des »United Jewish  sammlung am 8.12. 1973. In: »Against despair« [S.13/14]. First  Appeal.« (D. Red, d. FR).  64sgl Nr (Anm Red FR) Vgl U, 57

LIE \VWIESEL: Wıder die Verzweiflung!
» ‚ Wenn alle Hoftnung dahın iSt, rfinden Juden NCUuUEC Hoffnungen. Selbst Welllnll die Verzweiflung über den Kopf wächst,
bringen wır noch Gründe tür Hoffinung beı
E1ines Tages kamen Chassıdım, dem BEOSSCIL Rabbi Nachman VO  — Bratzlaw Vo  ‚am} Verfolgungen Juden in der
Ukraine berichten. Der Meiıster hörte un nıichts. Dann erzäahlten sie ıhm VYOonNn Pogromen ın gewissen Dörtern. Wieder
hörte der Meister und nıchts. Darauf berichteten SiE von hingemetzelten Famılien, yYon entweıhten Friedhöten, Y Ol Kın-
dern, die ebendig verbrannt wurden. Der Meister h:  orte Z hörte un: schüttelte sein Haupt ‚1 We1lSsS«, flüsterte C sıch WEe1SS,
W5 ıhr VO!]  3 M1ır wollt, ihr wollt, A4ss ıch VOT Schmerz aufschrelie, VOor Verzweiflung heulend klage, ıch WwEe1Ss, ıch WEISS ” Y ber ıch
werde nıcht Cun, Ort ihr, ich werde Cr ıcht tun.< Und nach einem langen Schweigen begann lauter un ımmer lauter
ruten: Juden, Hımmels willen, verzweiıtelt nıcht, Juden, verzweıftelt nıcht !:
Wir schulden CS uLNSerer Vergangenheit, ass wır die Hoffnung Y}  cht verlieren. Sagt, W as ıhr wolit, Verzweiflung ist keıiıne
Lösung. Nıcht tür uns.
(janz 1mM Gegenteil: Wır mussen uNserch Kındern zeıgen, 285 allem WIr Glauben bewahren den Glauben u1l5

un die Menschheit Wır mMussen unNnseren und ıhren Kindern zeigen, 2S5S dreitausen. Jahre Geschichte ıcht mM1t eiınem
Akt der Verzweıiflung unsererseits enden kann

Flıe W7esel: Aus » Ägaılnst despair«. Gehalten als ISI Jahresvor- Louıls Pıncus Memoaorıal Lecture, United Jewish Appeal New ork
lesung der » Lou1s A. Pıncus Memorial Lecture« der Schirm- 15 Sciıten. (Dsgl U, 130 AÄAus dem Englischen übersetzt
herrschaft des ;Unıted Jewish Appeal: anlässlich seiıner Generalver- und wiedergegeben MIt treundlicher Genehmigung des »United Jewish
sammlung N 1973 In » Agalnst despalr« Fırst Appeal.« Red FR)

Sie wollen damit zwar vor allem Kirchenleitun-
gen, Gemeinden und kirchliche Publizistik auf ihre 
Verantwortung ansprechen, doch darüber hinaus auch 
die Öffentlichkeit auf Engagement und Sorge der 
Christen hinweisen. 
Die genannten Personen bzw. Institutionen bitten Sie, 
daran mitzuwirken. 

Mit besten Empfehlungen 
(Dr. Peter von der Osten-Sacken) 

7 Deutsche Forscher gegen UNESCO-
Beschluss" 1** 
In einer Erklärung haben zahlreiche deutsche Wissenschaftler gegen 
die jüngsten Israel-Entschliessungen der UNESCO protestiert. Die 
Erklärung lautet: 

»Die Unterzeichneten bedauern die jüngsten Israel 
betreffenden Entschliessungen der UNESCO vom 20. und 
21. November 1974, die Israel aus jeder regionalen 
Tätigkeit ausschliessen und in der Israel Sanktionen im 
Falle der Fortsetzung der von internationalen Wissen-
schaftlern beobachteten archäologischen Ausgrabungen 
in Jerusalem angedroht werden. Es handelt sich hierbei 
um speziell gegen Israel gerichtete Beschlüsse, die — wie 
aus der Stimmverteilung ersichtlich — eindeutig dem 
politischen Interesse einer Gruppe von Staaten entspre-
chen. Sie widersprechen dagegen den Aufgaben der 
UNESCO, das heisst, der Förderung von Kunst, Wissen-
schaft und Kultur, und würdigen diese Organisation zu 
einem Forum politischer Gruppeninteressen herab. 
Wir verurteilen die Israel diskriminierenden Entschlüsse 
der UNESCO und erklären, dass wir mit dieser Organisa-
tion so lange nicht zusammenarbeiten werden, bis diese 
Entschlüsse zurückgenommen worden sind, da erst dann 
eine den Aufgaben der UNESCO entsprechende Zusam-
menarbeit möglich sein wird.« 
Zu den Unterzeichnern der Erklärung gehören neben 
anderen K. D. Bracher, A. Butenandt, 0. Creutzfeldt, 
M. Eigen, H. Gollwitzer, W. Heisenberg, G. Leibholz, 
R. Löwenthal, G. Picht, A. Schöne, R. Smend, J. v. Stak-
kelberg, H.-J. Staudinger und R. Vierhaus. 

In: Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 296 (21. 12. 1974). 
Dsgl. s. u. Nr. 8 (Anm. d. Red. d. FR). 

8 Resolution der Gesellschaft zur Förderung 
judaistischer Studien in Frankfurtl M., 5. 12. 1974 

Die folgende Resolution bringt die Meinung von Wissenschaftlern an 
deutschen Hochschulen zum Ausdruck entgegen den Beschlüssen der 
UNESCO vom November 1974. Die Unterschriftenliste enthält Mei-
nungen, die über den Kreis der Gesellschaft in Frankfurt hinausgehen. 
Ihre Unterschriftensammlung wurde in Fortsetzung des voranstehen-
den Appells deutscher Forscher an deutschen Universitäten am 5. 12. 
1974 begonnen und ist noch nicht abgeschlossen (s. u.). 

In zwei aufeinanderfolgenden Resolutionen (7. und 
20./21. 11. 1974) 1  hat die Vollversammlung der UNES-
CO beantragt, Israel jegliche Mittel zu entziehen sowie 
die Zuordnung Israels zu einer der verschiedenen 
Regionen der UNESCO abzulehnen und damit praktisch 
von der Mitarbeit auszuschliessen. 
Das zeitliche Zusammentreffen der beiden Resolutionen 
mit den Palästina-Resolutionen der UN-Vollversamm-
lune war sicherlich kein Zufall, denn bisher war die 
Zusammenarbeit zwischen Israel und der UNESCO 
korrekt gewesen. Diese Annahme wird bestärkt durch die 
vorgebrachten Argumente. Die Streichung der Mittel 
wurde u. a. mit der »Veränderung des historischen 
Charakters der Altstadt Jerusalems« durch archäolo-
gische Ausgrabungen (!) begründet, deren Wert und 
Korrektheit in der Vergangenheit von UNESCO-Be-
obachtern und deren Präsidenten mehrmals ausdrücklich 
bestätigt worden war. 3  — Einer Zuordnung zur Region 
Europa wollte man nicht zustimmen, obgleich z. B. 
Kanada und Australien zu dieser gehören. In diesem 
Zusammenhang äusserte der libanesische Vertreter bei der 
UNESCO: »Israel ist ein Staat, der nirgendwo hinge-
hört, weil er von nirgendwo herkommt (laut »Spiegel« 
vom 25. 11. 74). Wenn schliesslich die Gründung eines 
Sonderfonds zu Überwachung der Erziehungsarbeit in 
den von Israel besetzten Gebieten beschlossen wurde, 
dann ist offenbar, dass die UNESCO nicht länger 
Kultur- und Wissenschaftspolitik zu treiben gewillt ist, 
sondern die politischen Interessen einer bestimmten 
Staatengruppe vertritt. 
Als Wissenschaftler an deutschen Hochschulen protestie- 
ren wir deshalb dagegen, dass wissenschaftlich bedeuten- 

1 Vgl. o. S. 54. 
2  Vgl. o. S. 55. 
3  Vgl. o. u. a. S. 57. 

ELIE WIESEL: Wider die Verzweiflung' 
»... Wenn alle Hoffnung dahin ist, erfinden Juden neue Hoffnungen. Selbst wenn die Verzweiflung uns über den Kopf wächst, 
bringen wir noch Gründe für Hoffnung bei ... 
Eines Tages kamen Chassidim, um dem grossen Rabbi Nachman von Bratzlaw von neuen Verfolgungen gegen Juden in der 
Ukraine zu berichten. Der Meister hörte zu und sagte nichts. Dann erzählten sie ihm von Pogromen in gewissen Dörfern. Wieder 
hörte der Meister zu und sagte nichts. Darauf berichteten sie von hingemetzelten Familien, von entweihten Friedhöfen, von Kin-
dern, die lebendig verbrannt wurden. Der Meister hörte zu, hörte zu und schüttelte sein Haupt: >Ich weiss<, flüsterte er, >ich weiss, 
was ihr von mir wollt, ihr wollt, dass ich vor Schmerz aufschreie, vor Verzweiflung heulend klage, ich weiss, ich weiss ..., aber ich 
werde es nicht tun, hört ihr, ich werde es nicht tun.< Und nach einem langen Schweigen begann er lauter und immer lauter zu 
rufen: >... Juden, um Himmels willen, verzweifelt nicht, ... Juden, verzweifelt nicht!< 
Wir schulden es unserer Vergangenheit, dass wir die Hoffnung nicht verlieren. Sagt, was ihr wollt, Verzweiflung ist keine 
Lösung. Nicht für uns. 
Ganz im Gegenteil: Wir müssen unseren Kindern zeigen, dass trotz allem wir unseren Glauben bewahren — den Glauben an uns 
und sogar an die Menschheit ... Wir müssen unseren und ihren Kindern zeigen, dass dreitausend Jahre Geschichte nicht mit einem 
Akt der Verzweiflung unsererseits enden kann ...« 

	

Die Wiesel: Aus: »Against despair«. Gehalten als erste Jahresvor- 	Louis A. Pincus Memorial Lecture, United Jewish Appeal (New York 

	

lesung der »Louis A. Pincus Memorial Lecture« unter der Schirm- 	1974). 15 Seiten. (Dsgl. s. u. S. 130 f.) — Aus dem Englischen übersetzt 

	

herrschaft des >United Jewish Appeal< anlässlich seiner Generalver- 	und wiedergegeben mit freundlicher Genehmigung des »United Jewish 

	

sammlung am 8. 12. 1973. In: »Against despair« [S. 13/14]. First 	Appeal.« (D. Red. d. FR). 
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de un international anerkannte Forschungsprojekte Resolution des Internationalen PEN CIubs
polıtischen Pressionen gyeopfert und internationale W15-

er 39 Internationale PEN Kongress der VO 15 —721 12 1974senschafrtliche Zusammenarbeit durch die gENaNNTEN Jerusalem Lagte, rief alle Schriftsteller der Welt auf ihren EinflussBeschlüsse beeinträchtigt werden ol] die NLS- veltend machen, damıit dıe UNESCO Beschlüsse Israe]l
ihrer C1iYVelNen Zielsetzung entgegenarbeitet » Die annulliert werden Anwesend mehr „ls 400 Schriftsteller,

Autoren unı Journalisten AaUs allen lateinamerikanischen, '’O0-Ü 1ST 1iNC UOrganiısation der Vereimten Nationen, piischen Un manchen Asıatischen Ländern A2UuUs den USA Dıedie die Aufgabe hat Bildung, Wissenschaft un Kultur osteuropäischen Staaten, d1e keine Beziehungen 117 Israel unterhalten,verbreiten un verteidigen Was VOTL sıch gceht haben den Kongress boykottiert
1ST 1NC Perversion, ine Umkehrung dieser Aufgabe« Der Wortlaut des Telegramms die VUNESCO [autet(Schriftstellerresolution ZzZu UNESCO Beschluss Iaut

Das Internationale Executivyvkomitee des PEN Clubs häflt» Frankturter Rundschau« YO J3 11 74) 4

Wır ftordern daher die UNESCO auf ıhr Verhältnis den Nl israelıschen Sanktionen Beschluss Israel
der Ilsrael praktisch VO'  — seinen regionalen AktıvıtäitenIsrael wieder M1 ıhren ursprünglichen Zielvorstellungen

Eınklang bringen Wır bitten die Bundesregierung ausschliesst und die bisher V  a der UNESCO gvegebenen
Hıltsmittel einstellt, £ür 1N€e Beleidigung der Kultur alseindringlıch, ihren Einfluss geltend machen damit

diese Beschlüsse, die, falls 1114A1l S1IC hinnähme der solcher Der Beıtrag Israels ür die wissenschaftliche und
kulturelle Entwicklung des Miıttleren (Istens SC1ILE BegınnWissenschaftt ZzUuU Schaden und den Wıssenschaftlern ZuUur

Schande gereichen mMussten, wıeder aufgehoben werden des Staates bis auf den heutigen Tag 151 unbestreitbar und
Frankfurt Maıiın, den 1974 VO der Welt anerkannt

Wır ruten alle PEN Zentren auf ıhren Einfluss 3ufFür den Vorstand un die Mitglieder der Gesellschaft denıhre Repräsentanten gyeltend machen,
ZUr Förderung Judaistıscher Studien ı Frankfurt/M.: Beschluss Israel annullieren
CZ Prof JIr Goldberg (Frankfurt) SCZ Prof Dr Vgl Badıische Zeitung Nr 2972 Freiburg/Br 15 12 1974 (Alle An-Schäfer (Köln) Ferner unterzeichneten 500 Profes- merkungen Red FR)

aller Fakultäten Unıversitaäaten der Bundes- AÄAus dem Englischen übersetzt Red FR)
republik® Red FR) Auch hat der Kongress »alle Menschen 11L der Region« aufgerufen,

»51 Gewalrtrt und Terror« stellen, »damıt diese Taten auf-
Vgl 62 (Alle Anmerkungen Red FR) hören«
Vgl Allzemeıne jüdische Wochenzeitung Düsseldort 5 » Allgemeine Jüdische Wochenzeitung « XXX/1],; Düsseldorf

975 nach Redaktionsschluss)

17 Rundschau
Katholiken und Juden auft dem 84 Deutschen Katholikentag

Mönchengladbach September 1974
Auft dem 54 Deutschen Katholikentag Mönchengladbach YVYO' „ Die eıch Gottes-Erwartung beı Juden un Christen Un: die Kon-

15 der dem Leitwort stand »Fur das Leben der Welt«, 1N1z
veranstaltete der SC1L 1971 bestehende »Ständige Gesprächskreis Die folgende Dokumentation bringt den Tlext der Öökumeniıisch
> Juden u1"ld Christented eım Zentralkomitee der deutschen Katholiken christlich jüdiıschen Gemeinschattsteier ebentalls vollen Wort-
ZdK)« 7, W Veranstaltungen Eıne cQhristlich jüdische Gemeinschatts- laut die Ort gehaltenen Ansprachen der beiden Lıturgen VO Weih-
teier Donnerstag, 12 197/4, der ula des Gymnasıums bischof ose Buchkremer Aachen, und Landesrabbiner Levınson,

Heidesberg (S 68 ft.)Lüpertzender Strasse IIC anschliessendem Gespräch über »dıe Sıtua-
T10N UNSCICLTI jüdischen Miıtbürger der Bundesrepublık Un dıe Von der Podiumsdiskussion geben Wir Aıe reı Gesprächsvoten wıieder
Formen ihres relıgıösen Lebens Ferner fand 1116 Podiumsdiskussion VO Protessor Dr Bernhard Casper, Augsburg, Dr Ernst Ehrlich

KRahmen des Tages der Begegnung, Samstag, 14 7, ber Basel und Professor Dr ermann Goldschmidt?* Zürıich ÄAn der
Diskussion beteiligte sich massgeblich auch Ptarrer ugen Weiler,
Hınterzarten (S 71)Di1ie nregung diesem Ständigen Gesprächskreis >Juden und

Christen« e1im Zentralkomitee der deutschen Katholiken ergab sıch Die Manuskrıpte der Ansprachen bei der Gemeinschaftsteier und
Zusammenhang 90308 dem Katholikentag TIrıer 1970 C111 der Podiumsdiskussion verdanken W I1T den Liturgen’ un Reterenten“

Zusammenkunft dieses Gesprächskreises tand 111 27 1971 (S 71 ft.) 3 S. u. S5. 68 f

Di1e chrıstliıch jüdısche Gemeinschattsteier Mönchengladbach
ula des Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Gymnasiıums
Donnerstag, September 19/4 MA1t anschliessendem Gespräch ber die
Sıtuation unSerert jüdischen Mitbürger und die Formen iıhtres relıg1ösen Lebens
Von der durch den eim Zentralkomitee der deutschen Katholiken be- wıirkende vr\Are Oberkantor Estrongo Nachama, Berlin Kirchenchor
stehenden Gesprächskreis » Juden und Christen« veranstalteten christ- \ Albeyrt Andernach Leitung Kantor Jakob oll Andernach
lıch-jüdischen Gemeiinschaftsfeier bringen Ir den vollen Wortlaut der Bel dem nachfolgenden Gespräch Gesprächsteilnehmer
Lıturglie ebenfalls vollen Wortlaut dıe dabei gehaltenen un Weihbischof Buchkremer Landesrabbiner Levınson Professor Dr mı-

den Liturgen uns Zuußcrwel!: Zzur Verfügung gestellten, gehaltenen Nave Lecuinson Kurt Hecht Vorsitzender der jüdıschen Kultus-
Ansprachen Es sprachen Weihbischof ose Buchkremer, Aachen, un gemeinde, Mönchengladbach Gesprächsleiter Dr Wiıllehad

EckertLandesrabbiner Dr Nathan Peter Levıiınson Heidelberg eıtere Miıt-
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de und international anerkannte Forschungsprojekte 
politischen Pressionen geopfert und internationale wis-
senschaftliche Zusammenarbeit durch die genannten 
Beschlüsse beeinträchtigt werden soll, womit die UNES-
CO ihrer eigenen Zielsetzung entgegenarbeitet: »Die 
UNESCO ist eine Organisation der Vereinten Nationen, 
die die Aufgabe hat, Bildung, Wissenschaft und Kultur 
zu verbreiten und zu verteidigen. Was jetzt vor sich geht, 
ist eine Perversion, eine Umkehrung dieser Aufgabe« 
(Schriftstellerresolution zum UNESCO-Beschluss laut 
»Frankfurter Rundschau« vom 23. 11. 74). 4  
Wir fordern daher die UNESCO auf, ihr Verhältnis zu 
Israel wieder mit ihren ursprünglichen Zielvorstellungen 
in Einklang zu bringen. Wir bitten die Bundesregierung 
eindringlich, ihren Einfluss geltend zu machen, damit 
diese Beschlüsse, die, falls man sie hinnähme, der 
Wissenschaft zum Schaden und den Wissenschaftlern zur 
Schande gereichen müssten, wieder aufgehoben werden. 

Frankfurt am Main, den 5. 12.1974 

Für den Vorstand und die Mitglieder der Gesellschaft 
zur Förderung judaistischer Studien in Frankfurt ✓M.: 

gez. Prof. Dr. A. Goldberg (Frankfurt), gez. Prof. Dr. 
P. Schäfer (Köln). — Ferner unterzeichneten 500 Profes-
soren aller Fakultäten an Universitäten der Bundes-
republik3  (D. Red. d. FR). 

Vgl. o. S. 62 (Alle Anmerkungen d. Red. d. FR). 
Vgl. Allgemeine jüdische Wochenzeitung (XXX/14). Düsseldorf, 

4. 4. 1975 (nach Redaktionsschluss).  

9 Resolution des Internationalen PEN-Clubs 

Der 39. Internationale PEN-Kongress, der vom 15.-21. 12. 1974 in 
Jerusalem tagte, rief alle Schriftsteller der Welt auf, ihren Einfluss 
geltend zu machen, damit die UNESCO-Beschlüsse gegen Israel 
annulliert werden. Anwesend waren mehr als 400 Schriftsteller, 
Autoren und Journalisten aus allen lateinamerikanischen, westeuro-
päischen und manchen asiatischen Ländern sowie aus den USA. Die 
osteuropäischen Staaten, die keine Beziehungen mit Israel unterhalten, 
haben den Kongress boykottiert. 1  

Der Wortlaut des Telegramms an die UNESCO lautet: 2  
Das Internationale Executivkomitee des PEN-Clubs hält 
den anti-israelischen Sanktionen-Beschluss gegen Israel, 
der Israel praktisch von seinen regionalen Aktivitäten 
ausschliesst und die bisher von der UNESCO gegebenen 
Hilfsmittel einstellt, für eine Beleidigung der Kultur als 
solcher. Der Beitrag Israels für die wissenschaftliche und 
kulturelle Entwicklung des Mittleren Ostens seit Beginn 
des Staates bis auf den heutigen Tag ist unbestreitbar und 
von der gesamten Welt anerkannt. 
Wir rufen alle PEN-Zentren auf, ihren Einfluss auf 
ihre Repräsentanten geltend zu machen, um den 
UNESCO-Beschluss gegen Israel zu annullieren. 3  

1 Vgl. Badische Zeitung. Nr. 292. Freiburg/Br. 18. 12. 1974. (Alle An-
merkungen d. Red. d. FR). 
2  Aus dem Englischen übersetzt. (D. Red. d. FR). 
3  Auch hat der Kongress »alle Menschen in der Region« aufgerufen, 
»sich gegen Gewalt und Terror« zu stellen, »damit diese Taten auf-
hören«. 
(S. in: »Allgemeine Jüdische Wochenzeitung«. [XXX/1], Düsseldorf, 
3. 1. 1975). 

12 Rundschau 
1 Katholiken und Juden auf dem 84. Deutschen Katholikentag 
Mönchengladbach, September 1974 
Auf dem 84. Deutschen Katholikentag in Mönchengladbach vom 
11.-15. 9., der unter dem Leitwort stand »Für das Leben der Welt«, 
veranstaltete der seit 1971 bestehende »Ständige Gesprächskreis 
>Juden und Christen< beim Zentralkomitee der deutschen Katholiken 
(ZdK)« 1  zwei Veranstaltungen: Eine christlich-jüdische Gemeinschafts-
feier am Donnerstag, 12. 9. 1974, in der Aula des Gymnasiums 
Lüpertzender Strasse mit anschliessendem Gespräch über »die Situa-
tion unserer jüdischen Mitbürger in der Bundesrepublik und die 
Formen ihres religiösen Lebens.« Ferner fand eine Podiumsdiskussion 
statt im Rahmen des Tages der Begegnung, Samstag, 14. 9., über 

1  Die Anregung zu diesem Ständigen Gesprächskreis >Juden und 
Christen< beim Zentralkomitee der deutschen Katholiken ergab sich 
im Zusammenhang mit dem Katholikentag in Trier 1970, eine erste 
Zusammenkunft dieses Gesprächskreises fand statt am 27. 5. 1971. 

»Die Reich-Gottes-Erwartung bei Juden und Christen und die Kon-
sequenz.« 
Die folgende Dokumentation bringt den Text der ökumenisch 
christlich-jüdischen Gemeinschaftsfeier sowie ebenfalls im vollen Wort-
laut die dort gehaltenen Ansprachen der beiden Liturgen, von Weih-
bischof Josef Buchkremer, Aachen, und Landesrabbiner N. P. Levinson, 
Heidesberg (s. u. S. 68 ff.). 
Von der Podiumsdiskussion geben wir die drei Gesprächsvoten wieder 
von Professor Dr. Bernhard Casper, Augsburg, Dr. Ernst L. Ehrlich, 
Basel, und Professor Dr. Hermann L. Goldschmidt 2 , Zürich. An der 
Diskussion beteiligte sich massgeblich auch Pfarrer Eugen Weiler, 
Hinterzarten (s. u. S. 71). 

2 Die Manuskripte der Ansprachen bei der Gemeinschaftsfeier und 
der Podiumsdiskussion verdanken wir den Liturgen' und Referenten' 
(s. u. S. 71 ff.). 3  S. U. S. 68 ff. 

I Die christlich-jüdische Gemeinschaftsfeier in Mönchengladbach, 
Aula des Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Gymnasiums, 
Donnerstag, 12. September 1974, mit anschliessendem Gespräch über die 
Situation unserer jüdischen Mitbürger und die Formen ihres religiösen Lebens 
Von der durch den beim Zentralkomitee der deutschen Katholiken be-
stehenden Gesprächskreis » Juden und Christen« veranstalteten christ-
lich-jüdischen Gemeinschaftsfeier bringen wir den vollen Wortlaut der 
Liturgie sowie ebenfalls im vollen Wortlaut die dabei gehaltenen und 
von den Liturgen uns gütigerweise zur Verfügung gestellten, gehaltenen 
Ansprachen. Es sprachen Weihbischof Josef Buchkremer, Aachen, und 
Landesrabbiner Dr. Nathan Peter Levinson, Heidelberg. Weitere Mit- 

wirkende waren: Oberkantor Estrongo Nachama, Berlin, Kirchenchor 
St. Albert, Andernach, Leitung Kantor Jakob Noll, Andernach. 
Bei dem nachfolgenden Gespräch waren Gesprächsteilnehmer: 
Weihbischof Buchkremer, Landesrabbiner Levinson, Professor Dr. Pni-
na Nave Levinson, Kurt Hecht, Vorsitzender der jüdischen Kultus-
gemeinde, Mönchengladbach. — Gesprächsleiter: P. Dr. Willehad P. 
Ecken OP. 
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